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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsi t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Die in der gestrigen Sitzung als eingebracht 
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, bekanntgegebene Regierungsvorlage (710 der 
Dritter Präsident Wallner. Beilagen): 

Präsident: Die Sitzung ist eröf f n e t. 

Das amtliche P r o t o k o l l  der 88. Sitzung 
des Nationalrates vom 23. Jänner 1968 ist in 

Vierte Niederschrift (Proces-Verbal), betref­
fend die Verlängerung der Deklaration über 
den provisorischen Beitritt Tunesiens zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, 

w e i s e  ich dem Zollausschuß z u. 

der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblie- Debatte über die Erklärung des Bundeskanzlers 
ben und gilt daher als genehmigt. 

Seit der letzten Haussitzung sind zwei 
schriftliche Anfrage be a n t w o r t u n g e n  ein­
gelangt, die den Anfragestellern zugegangen 
sind. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Von der Bundesregierung ist eine R eg i e­
ru n g svo r l a g e  eingelangt: 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik über die Regelung von waSlserwirt­
schaftlichen Fragen an den Grenzgewässern 
(700 der Beilagen). 

Diese Regierungsvorlage werde ich in der 
nächsten Sitzung zur Zuweisung bringen. 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r dn u n g  
ein und gelangen z u  deren einzigen Punkt: 
Debatte über die Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Pittermann. Ich erteile es ihm. 

. Abgeordneter DDr. Pittermann (SPÖ): Hohes 
Haus! Die Erklärung, die der Herr Bundes­
kanzler vorgestern hier im Hause verlesen hat, 
bestärkte den Eindruck, daß es sich bei der 
gegenwärtigen Bundesregierung um ein bau­
fälliges, einsturz gefährdetes Gebäude handelt, 
für das die Wähler vom Herbst des ver­
gangenen Jahres als eine Art Baubehörde 
bereits den Demobilisierungsbescheid (Heiter­
keit bei der (J V P) - "Demobilisierung" wäre 
auch gut, aber es ist ein Demolierungs-
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bescheid -, also den Demolierungsbescheid 
erlassen haben. (Abg. H art l :  Er stottert schon 
am Anfang I) Man hat aber versucht, es durch 
den Einzug von ein paar Trägern wieder etwas 
aus der Gefahrenzone zu bringen, was zweifel­
los auch nicht gelingen wird, zumal man für 
diese Träger als Werkstoff den neuen Werk­
stoff "Withalem" genommen hat. (Heiterkeit.) 

Die Bundesregierung in ihrer nunmehrigen 
Zusammensetzung gäbe Anlaß für ein Rechen­
beispiel im Rechenbuch für Volksschulen etwa 
mit folgendem Wortlaut: Ein Bundeskanzler, 
der 5 Staatssekretäre hat, macht 2 davon zu 
Ministern und 2 davon schickt er weg; wieviel 
hat er dann? (Ruf bei der Ö V P: 17 I) Das 
Ergebnis ,,4" widerspricht zwar den algebra­
ischen Regeln nach Adam Riese, ist aber 
durchaus verständlich, wenn man bedenkt, 
daß der besagte Bundeskanzler sich immer als 
Hort der Sparsamkeit hinstellt und immer 
wieder betont, wie sehr er dafür ist, daß der 
Verwaltungsaufwand auf das notwendigste 
Mindestmaß beschränkt ist. Wir nehmen 
also zur Kenntnis, daß für die Regierung 
Klaus das "notwendigste Mindestmaß" an 
Staatssekretären vorläufig mit vier beschränkt 
ist. ( A bg. We i k h art: Die Regierung "lebt 
über ihre Verhältnisse" I) 

Bevor ich mich nun der Regierungserklärung 
im eigentlichen Sinn zuwende, möchte ich ein 
paar Sätze über die Vorgänge im Zusammen­
hang mit der Verlesung der Regierungserklä­
rung, die vorgestern stattgefunden hat, sagen. 
Ich habe mir unter dem Eindruck des Hohen 
Hauses bei dieser Sitzung vorgenommen, der 
nächsten Präsidialsitzung vorzuschlagen, daß 
in Zukunft auf Regierungserklärungen sofort 
die Debatte zu erfolgen hat. Das entspricht 
eigentlich auch dem Sinn, ja sogar dem Wort­
laut der Geschäftsordnung für die sonstigen 
Verhandlungen des Nationalrates. Es ist eben 
den Abgeordneten des Nationalrates nicht zu­
mutbar, sich einseitige Erklärungen - noch 
dazu, wenn sie so arm an Inhalt, aber so an­
maßend und belehrend im Ton sind - wider­
spruchslos anzuhören. (Abg. Dr. G r u b e r :  
Wie war das früher ?) E s  muß zur Kenntnis 
genommen werden, daß die Zeit für "Führer­
reden " in Österreich vorüber ist! (Beifall bei 
der SPÖ.) Führen wir daher in Zukunft sofort 
auf die Erklärung der Regierung eine geordnete 
parlamentarische Debatte ab, und niemand 
wird Grund haben, sich über den Verlauf einer 
solchen Debatte zu beklagen. (Abg. Glase r: 
Statt eurer Lärmszenen wäre es gar nicht 
schlecht 1 - Weitere Zwischenrufe.) Wir haben 
volles Verständnis für Ihre gequälte Seele, 
Herr Dr. Gru ber, Sie müssen sich das aus 
Parteidisziplin ohne Widerspruch anhören 
(Abg. Glaser :  Für Ihre Lärmszenen haben wir 

kein Verständnis 1 - Abg. Dr. Hertha Firn­
b erg:  Sie haben Grund, über Lärmszenen zu 
sprechen I), wir aber nicht! 

Nun lassen Sie mich zur Regierungserklärung 
kommen, die eine Fortsetzung des Kurses der 
Unzulänglichkeit und Inkonsequenz darstellt, 
wie ihn die bisherige Regierung Klaus gegangen 
ist. Ich möchte gleich sagen: Die Regierung 
gibt auch in· ihrer neuen Zusammensetzung 
keine begründete Aussicht, daß sie diese Politik 
aufgeben werde. 

Die Unzulänglichkeit und Inkonsequenz war 
ja schon während der eineinvierteljährigen 
Periode der Regierungsumbildung bemerkbar. 
Denn die Regierungsumbildung, deren vor­
läufiges Ergebnis wir nun auf der Regierungs­
bank sehen, begann ja bereits vor Weihnachten 
1966, als der Herr Bundeskanzler und Bundes­
parteiobmann in einer Pressekonferenz erklärte, 
er werde die Ruhe der Feiertage benützen, um 
sich eine Umbildung der Regierung zu über­
legen. Begreiflicherweise haben die daV'on 
überraschten Mitglieder der Bundesregierung 
bei der ersten Zusammenkunft der neuen 
Bundesregierung Erklärungen verlangt, wann 
sie ihr Amt - wie es jetzt heißt - "freiwillig 
niederzulegen" hätten. 

Damals war offenbar diese Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers noch nicht die Richt­
linie der Partei, denn es wurde der General­
sekretär der Volkspartei, der jetzige Vize­
kanzler Dr. Withalm, beauftragt, jene bekannte 
Erklärung der Öffentlichkeit zu übergeben, 
daß eine Regierungsumbildung derzeit nicht in 
Frage käme, eine Erklärung, die in der nach­
folgenden Bundesparteileitungs-Sitzung vom 
19. Jänner des vergangenen Jahres bestätigt 
wurde. 

Trotzdem hat natürlich die Öffentlichkeit 
nicht aufgehört, den Herrn Bundeskanzler zu 
fragen, ob er weiterhin überlege� welches 
Ergebnis diese Vberlegungen hätten, und auch 
ich habe mich veranlaßt gefühlt, hier von 
diesem Platz am 28. November bei der Bera­
tung über das Kapitel Oberste Organe an den 
Herrn Bundeskanzler die Frage zu richten, 
was er dem Hohen Hause über die geplante 
Regierungsumbildung zu sagen habe. Er hat 
sich damals, wie auch später, auf die mangelnde 
Vollzugskompetenz des Bundeskanzleramtes 
bezogen. Da das jedem Kenner der Bundes­
verfassung unverständlich war, haben begreif­
licherweise andere Abgeordnete, die Herren 
Abgeordneten Probst und Broda und auch 
Abgeordnete der Freiheitlichen Partei, weiter­
hin auf Auf klärung bestanden, bis der Herr 
Bundeskanzler in der gestrigen Fragestunde 
zugeben mußte, daß sehr wohl die Vorbereitung 
von Vorschlägen für die Bestellung von Regie­
rungsmitgliedern an das Staatsoberhaupt in 
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die Vollzugskompetenz des Bundeskanzlers 
falle (Abg. Dr. Grube r :  Das ist nie 
bestritten worden !) , wohl nicht die Bestellung, 
denn das sei eine Angelegenheit des Staatsober­
hauptes, wie es die Verfassung vorschreibt. 

Es ist also sehr wohl das Problem der Um­
bildung der Bundesregierung ein Problem 
der Vollziehung des Bundeskanzlers (Abg. 
Dr. G ru be r : Nicht allein !), denn eine direkte 
Vollziehung bei der Bestellung der Regierung 
steht dem Staatsoberhaupt nur bezüglich der 
Person des Bundeskanzlers zu, bezüglich aller 
anderen Mitglieder ist er an die V orschläge des 
Bundeskanzlers, die dieser in Ausübung seiner 
Vollziehung zu erstatten hat, gebunden. 

So ist nun diese Frage klargestellt, daß es 
sehr wohl eine Angelegenheit der Vollziehung 
des Bundeskanzlers ist, Vorschläge für die 
Auswechslung oder Neubestellung von Regie­
rungsmitgliedern zu erstatten, insbesondere 
wenn er sich in der Zwangslage befindet, durch 
den "freiwilligen Rücktritt" solcher Mitglieder 
neue an ihre Stelle setzen zu müssen. (Abg. 
Guggenb e rge r :  Erst von diesem Moment 
an ! - Abg. Hart l :  Jetzt stockt er!) 0 nein! 

Es war für uns hochinteressant, Herr Abge­
ordneter Hartl, das "Wiglwagl" Ihres Fahr­
planes für die Regierungsumbildung aus der 
Nähe zu beobachten. Da wurde nach den 
Weihnachtsferien mitgeteilt: Am Sem­
mering - am Semmering, da kommt die Er­
leuchtung über uns; da werden wir die neue 
Kanzlermannschaft, das Wunderteam von 
Josef Klaus, kennenlernen und als Klub 
bestätigen! Aber kaum waren Sie nach den 
Feiertagen beisammen, ist Ihnen die Freude 
schon wieder durch eine Parteientscheidung 
genommen beziehungsweise weit hinausge­
schoben worden. Da hieß es dann: Nein, da 
ist es nicht. Und der Herr Bundeskanzler hat 
am 10. Jänner hier im Hause seinen aller­
höchsten Fahrplan verkündet: Zuerst müsse 
das Budget samt den Nebengesetzen ein­
schließlich des Einspruchs des Bundesrates 
im Hause behandelt und erledigt sein, dann 
müsse die Regierung ein Arbeitsprogramm vor­
legen - und dann werde man "prüfen", ob 
eine Regierungsumbildung notwendig sei. 

Durch die Störung dieses Fahrplans kommen 
ja die neuen Mitglieder der Bundesregierung 
in die für sie vielleicht unangenehme Lage, 
morgen, wenn über den Einspruch des Bundes­
rates hier verhandelt wird, die volle Mitschuld 
für alles zu übernehmen, was ihre "freiwillig 
zurückgetretenen" Vorgänger gemacht oder 
unterlassen haben. 

Der öffentlich V'erkündete Fahrplan ist also 
durch den Druck der Opposition dagegen in 
größtem Maße ebenso durcheinandergebracht 
worden wie die Ankündigung, diesmal werde 

für die Auswahl der Regierungsmitglieder 
weder der Bünde- noch der Länderproporz 
maßgebend sein, sondern nur ihre Leistungs­
fähigkeit ( Abg. H art l :  Er zerbricht sich unseren 
Kopf!) als künftige Mitglieder der Bundes­
regierung. Mit diesem Vorschlag sind die soge­
nannten Großen Fünf dann noch am ver­
gangenen Dienstag in die Landesobmänner­
konferenz der Bünde gegangen, es kam zu 
einer einstimmigen Annahme. Dann kam der 
Anmarsch aus Vorarlberg und Tirol, und schon 
am Mittwoch darauf war es wieder ganz 
anders. Da galt wiederum der Länderproporz 
und der Bündeproporz. Ich weiß nicht, ob 
man auf die Leistungsfähigkeit verzichtet hat. 
Aber jedenfalls der Länderproporz hatte sich 
voll und ganz durchgesetzt (Abg. Dr. van 
Tongel : Bis auf Tirol !) , wobei ich sagen 
muß: Ich verstehe die Aufregung nicht, denn 
wenn die Worte des Herrn Bundeskanzlers 
gelten, daß sie freiwillig zurückgetreten sind, 
dann müßte sich ja die Empörung der Bundes­
lällderorganisationen von Tirol und Vorarlberg 
gegen Hetzenauer und Bobleter kehren, aber 
nicht gegen Dr. Klaus und die Bundesregierung 
(Beifall bei der SPÖ), denn die beiden sind ja 
desertiert, sie haben ja alles im Stich gelassen! 

Es scheint mir aber hier eine Fülle von 
Inkonsequenzen vorzuliegen, die sozusagen 
die politischen Geburtshelfer dieses neuen, 
in seiner Baufälligkeit nicht verbesserten 
Gebildes geworden sind. 

Ich möchte allerdings bei der Zusammen­
setzung der Bundesregierung in ihrer heutigen 
Form auf folgendes hinweisen: Als Staats­
sekretär wurde in die Bundesregierung der 
Vorsitzende des Bundesrates, also der Vor­
sitzende einer gesetzgebenden Körperschaft, 
berufen. Es ist weder in der österreichischen 
par lamentarischen Geschichte noch sonst in 
einem Parlament jemals der Fall gewesen, daß 
ein Mitglied der Regierung zugleich die Funk­
tion eines Vorsitzenden oder Präsidenten einer 
gesetzgebenden Körperschaft ausübt. (Abg. 
Dr. Kranzlmayr:  Nur Geduld !) Was heißt 
Geduld? (Abg. Dr. K ranzlmayr:  Das wird 
sich schon entscheiden !) Ja, es wird sich schon 
entscheiden, aber wir werden Ihnen auch zu 
dieser Entscheidung helfen. (Ab g. A. Schla­
ger :  Ein schwaches Argument !) Denn das 
werden wir mit der parlamentarischen Demo­
kratie in Österreich nicht aufführen lassen, 
was vielleicht in antiparlamentarischen Syste­
men einmal möglich wird. Die Trennung der 
Gewalten der Gesetzgebung und der Voll­
ziehung muß komplett und eindeutig sein! 
(Beifall bei der S pO.) 

Wir verlangen daher, daß dieser unhaltbare 
Zustand, daß der Vorsitzende einer gesetz­
gebenden Körperschaft zugleich in der Bundes-
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regierung sitzt . . .  (Abg. Dr. Gruber: Warum 
ist das unhaltbar?) Ja, glauben Sie denn, daß 
eine Opposition zur objektiven Vorsitzführung 
eines Regierungsmitgliedes das geringste Ver­
trauen haben kann? Mit solchen Spielereien 
gefährden Sie die ruhige Existenz der parla­
mentarischen Demokratie in Österreich. (Leb­
hafte Zustimmung bei der S PÖ.) Hören Sie 
auf, hier Personal- oder Länderproporzgründe 
dazu zu benützen, um die parlamentarische 
Demokratie in ihrer Existenz zur Diskussion 
zu stellen. (Abg. Dr. Grub er: Herr Dr. Pitter­
mann! Warum waren Sie dann als Nationalrat 
in der Regierung ? Trennung von Gesetzgebung 
und Vollziehung! - Abg. Czet t e l: Aber 
nicht als Präsident ! - Der Präsident  
gibt das Glockenzeichen.) Herr Kollege Gruber, 
wir haben verwandte Berufe in unserer 
früheren Laufbahn gehabt. Ich bin gerne 
bereit, in einem kollegialen Nebengespräch 
Ihnen das noch deutlich zu machen, aber ich 
will nicht meine Rede damit unnötig aus­
dehnen. 

Jedenfalls nehme ich das zum Anlaß, diese 
Forderung zu erheben, und hoffe, daß noch 
vor dem Zusammentreten des Bundesrates 
zu seiner nächsten Sitzung diese Angelegenheit 
geordm�t ist und daß der Bundesrat einen . . . 
(Abg. A .  Schlager: Sie kommen schon zu 
spät! - Abg. Dr. K ranz lmayr: Herr Kollege 
Pittermann ! Das ist schon längst erledigt !) 
Wir haben bisher, Herr Abgeordneter Kranzl­
mayr, vom Herrn Bundeskanzler in seiner 
Erklärung nicht ein Wort darüber gehört, 
und nur über die Erklärung des Bundeskanz­
lers über seine Regierung haben wir hier zu 
debattieren. (Abg. Dr. Grub er: Sie kommen 
oft zu spät mit Ihren Meldungen ! - Gegenrufe 
bei der Sp(j. - Der Pr�8 ident  gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Und nun zum sogenannten Inhalt dieser 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers. 

Hinweise der sozialistischen Opposition auf 
die sich. abzeichnende Änderung der Ent­
wicklung in der Weltwirtschaft, von der die 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers nur so 
strotzt, wurden noch vor kurzem innerhalb 
und außerhalb des Hauses von Ihnen als 
"Schwarzmalerei" abgetan, dies zu einer Zeit, 
als Ihre Schwesterpartei in der Bundes­
republik, die cnu -CSU, wegen des Scheiterns 
ihrer Politik ihren Bundeskanzler und Partei­
obmann, Professor Erhard, von seinen Funk­
tionen entfernte und eine durch 2 1  Jahre 
von dieser Partei abgelehnte Koalition mit 
der deutschen Sozialdemokratie schließen mußte, 
um die katastrophalen Folgen der Wirtschafts­
politik der sogenannten sozialen Marktwirt­
schaft einigermaßen erträglich zu machen. 
(Abg. Guggenberger: So katastrophal dürfte 

sie nicht gewesen sein !) Ich glaube, wenn Sie 
jetzt mit Ihrem Parteifreund, dem Finanz­
minister Strauß reden, könnte er Ihnen einige 
Details darüber sagen. (Weitere Rufe des 
Abg. Guggenberger. - Abg. Dr. Kre isky: 
Wer redet heute noch von Erhard ? Er ist verheizt 
worden !) 

Trotz der Umkehr der Politik ist dieses 
Vorhaben noch immer nicht gelungen. Voraus­
schätzungen über den Wirtschaftsablauf des 
Jahres 1967 in der Bundesrepublik haben 
ergeben, daß erstmals seit 1948 weder das 
Sozialprodukt noch das Nationaleinkommen 
in der Bundesrepublik im Vergleich zum 
Vorjahr gestiegen sind, ja man schließt nicht 
aus, daß die endgültig vorliegenden Ziffern 
unter Umständen ein leichtes Absinken er­
geben könnten. (Abg. Dr. M ussil: In England 
geht' s aufwärts, Herr Kollege Pittermann ! ) 
Ja, Herr Abgeordneter Mussil, Sie haben 
noch vor einem halben Jahr hier gesagt: 
Beeilen wir uns aufzusteigen, beeilen wir uns 
am Aufstieg teilzunehmen, der weitergeht 
in der Welt. Jetzt sagt der Herr Bundes­
kanzler nichts mehr vom Aufstieg. 

Der "Vater der sozialen Marktwirtschaft", 
wie man Professor Erhard bis vor eineinhalb 
Jahren nannte, ist seiner Funktionen enthoben 
worden, aber der österreichische Wunder­
täter der sozialen Marktwirtschaft ist noch 
immer Bundeskanzler. 

Dabei gibt es den Ausweg der Bildung 
einer Koalitionsregierung nach der Kräftever­
teilung in Österreich nicht, wie sie in der 
Bundesregierung gegenwärtig besteht, ganz 
abgesehen davon, daß der Herr Bundeskanzler 
Dr. Klaus ja seinen politischen Aufstieg in 
die jetzige Funktion darauf gegründet hat, 
daß er die Zusammenarbeit zwischen den 
bei den großen Parteien in Österreich mit 
aller Entschiedenheit bekämpft hat und be­
kämpft. Er hat damals vor den Wahlen 
seinen Wählern, dem österreichischen Volk ein 
Paradies des wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Fortschritts in Aussicht gestellt, 
wenn es ihm durch die Wahlentscheidung im 
März 1966 möglich sein würde, eine Allein-. 
regierung der Österreichischen Volkspartei 
zu bilden. Das Ergebnis dieser Alleinregierung 
zeigt sich am deutlichsten in der vorgestern 
vom Herrn Bundeskanzler verlesenen Er­
klärung, in der er den Konkurs seiner bisherigen 
Politik verkündet hat. (Lebhafter Beifall bei 
der SPÖ.) 

Seine Einstellung zur Zusammenarbeit hat 
auch die zuerst von beiden Parteien ins Auge 
gefaßte gemeinsame Regierung nach den 
Wahlen 1966 vereitelt. Sicher trägt der 
Bundeskanzler und Bundesparteiobmann dar­
an nicht die Alleinschuld, denn diese Politik 
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wurde und wird von der Mehrheitspartei immer 
voll und ganz unterstützt - anders als in der 
Bundesrepublik im Jahre 1966, in der sich die 
konservative Partei zur radikalen Lösung der 
Abberufung ihres Bundeskanzlers und Partei­
obmannes wegen seiner erfolglosen Politik 
entschieden hat. 

Ich habe als Klubobmann schon anläßlich 
der Regierungserklärung im April 1966 erklärt, 
daß sich die Opposition der sozialistischen 
Abgeordneten in diesem Haus immer gegen die 
Regierung und die Mehrheitspartei richten 
werde aber nie gegen die Interessen der Re­
publik Österreich oder des österreichischen 
Volkes oder gar gegen die Demokratie. 

Der Herr Bundeskanzler hat seine wieder­
holten - auch in dieser Erklärung wieder­
holten - Erklärungen, auf gewissen Gebieten, 
die die gemeinsamen Interessen des ganzen 
österreichischen Volkes sind, sei die Zusam­
menarbeit mit der Opposition im Parlament 
zu begrüßen, nie in die Tat umgesetzt. Es ist 
daher auch nie zu einer Mitarbeit der sozia­
listischen Opposition an Regierungsvorlagen 
gekommen, zu deren Verabschiedung im Par­
lament die Zweidrittelmehrheit notwendig 
ist. Wenn es je im Parlament zur Verab­
schiedung von Gesetzen gekommen ist, die 
eine Zweidrittelmehrheit erfordern, dann auf 
Grund von Verhandlungen zwischen den Frak­
tionen der ÖVP und der SPÖ wie bei der 
Verlängerung der Geltungsdauer der Markt­
ordnungsgesetze und beim Außenhandels­
förderungsgesetz . 

Der Herr Bundeskanzler kann allerdings 
für seine bisherige Regierungsperiode einen 
Rekord in Anspruch nehmen. Noch jedes von 
seiner Regierung dem Parlament zur Be­
ratung vorgelegte und von der Mehrheit des 
Hauses beschlossene Finanzgesetz ist bisher 
vom Verfassungsgerichtshof in manchen Punk­
ten als verfassungswidrig festgestellt worden. 
Das ist die Methode der Zusammenarbeit, 
wie sie der Bundeskanzler in seinen Erklärun­
gen immer preist. 

Wenn Alternativen der sozialistischen Oppo­
sition vorgelegt wurden, etwa bei den Wachs­
tumsgesetzen, ist überhaupt nicht darüber 
debattiert worden, oder man hat sie in späterer 
Folge mit wenigen Ausnahmen abgelehnt. 
Als solche Ausnahmen - auch das sind 
Ergebnisse von Verhandlungen zwischen den 
Fraktionen - nenne ich zum Beispiel das 
ÖIG-Gesetz, das Gesetz über die Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung und zuletzt 
über die Abschaffung der Todesstrafe im 
standrechtlichen Verfahren. Dabei verstehen 
wir durchaus, wenn die Mehrheit Alternativen 
der sozialistischen Opposition ablehnt, die auf 
der Verschiedenheit der Ansichten über die 

wünschenswerte wirtschaftliche oder gesell­
schaftliche Struktur beruhen. Aber wir haben 
ja viele Alternativen hier vorgelegt, die vorher 
als Vorschläge in den Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmer beschlossen wurden, zum 
Teil von denselben . . . (Bundesminister Soro­
nie s beugt sich von der Regierungsbank vor. 
- Abg. Weikhart: Der Innenminister spio­
niert ! - Weitere Zwischenrufe bei der S PÖ.) 
Bitte, ich möchte, Herr Bundesminister . . .  
(Abg. Weikhart  zeigt auf einen auf dem 
Rednerpult liegenden Zettel: Da spioniert er! 
- Abg. Dr. Kreis ky: Mehr Würde, Herr 
Innenminister ! Man schaut dem anderen nicht 
ins Blatt ! - Weitere Zwischenrufe. - Der 
Präsident  gibt das Glockenzeichen.) Ich möchte 
feststellen: Der Herr Innenminister war bereits 
Staatssekretär im Innenministerium; vielleicht 
gilt auch für ihn das Sprichwort: "Die Katze 
läßt das Mausen nicht. " (Heiterkeit.) 

Was ist mit diesen Alternativen 1 Was war 
mit den Vorschlägen Ihrer Arbeitnehmer­
vertreter, denen Ihre Vertreter in den Gewerk­
schaften, auf den Arbeiterkammer-Vollver­
sammlungen ihre Zustimmung gegeben haben � 
Da kann es ja keine grundsätzlichen Differen­
zen in den politischen Prinzipien zwischen 
Ihnen und uns geben. Da gibt es nur eines: 
Die Partei hat diesen Arbeitnehmervertretern 
aus den Reihen der christlichen Gewerk­
schaften im Parlament nicht erlaubt, für 
das zu stimmen, wofür sie in den Arbeitnehmer­
organisationen die Zustimmung gegeben ha­
ben (Abg. Guggenberger: Personalvertre­
tungsgesetz !), ja. manches sogar verlangt hatten. 
Hier durften sie also die Zustimmung nicht 
geben. 

Die sozialistische Opposition hat bei Be­
ratung von Regierungsvorlagen aber manchmal 
auch Vorschläge gemacht, die von der Mehr­
heitspartei unbeachtet geblieben sind. Das 
hervorstechendste Beispiel, das ich hier er­
wähne, waren die Beratungen über das Miet­
rechtsänderungsgesetz. Sie haben damals im 
Ausschuß mit Mehrheit den Antrag ange­
nommen: "Schluß der Debatte". Die hier im 
Haus von der sozialistischen Opposition ge­
machten Abänderungsvorschläge haben Sie 
ohne Debatte abgelehnt. Das Resultat ist, 
daß das größte Pfuschwerk eines Justiz­
ministeriums der Zweiten Republik nunmehr 
unverändert Gesetz geworden ist. ( Abg. 
Dr. G ru b er: Das glauben Sie ja selber nicht!) 
Herr Abgeordneter Gruber! Es ist zwar nicht 
Ihre Parteizeitung, aber ich nehme zu mir 
(Abg. Dr. Gruber: Die "Oberösterreichischen 
Nachrichten " !) die ,,0 berösterreichischen 
Nachrichten" vom 23 . . . . (Abg. Dr. Gruber: 
Die kenne ich !) Ich glaube, daß Sie sie kennen, 
die stehen Ihnen ja. vielleicht nahe. Am 
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Dienstag, dem 23. Jänner, heißt es: "Tausende 
Mieter suchen Rat, Sturm auf Beratungs­
stellen." (Ab g. Dr. Gruber: Weil Sie sie 
aufgeputscht haben, das ist das Ganze 1 -
Heiterkeit und Widerspruch bei der SPO. -
Ab g. Dr. Grub er: Herr Dr. Pittermann, lesen 
Sie den letzten A bsatz I) Herr Gruber! Damit 
werden Sie nicht einmal mehr im Kinder­
garten Eindruck machen können! (Ab g. 
Dr, Grub er: Lesen Sie den letzten Absatz l) 
Sofort. Da heißt es: 

"Der alte Zwist zwischen Hausherrn und 
Mietern bekam mit 1. Jänner neuen Zündstoff. 
Nach einigen Tagen des beiderseitigen Ab­
wartens präsentieren nun zahlreiche Haus­
eigentümer ihren vom neuen Mietrechtsände­
rungsgesetz inspirierten Wunschzettel." (Ab g. 
Dr. Grub er: Zwei Prozesse sind in Linz I) 
"Die Folge davon ist in Oberösterreich der 
Ansturm von bisher rund 4000 Mietern 
auf die Beratungsstellen und die Sprechtage 
bei den Bezirksgerichten." "Soviel Staub 
zwischen Mietern und Vermietern aufgewirbelt 
wurde" (A bg. Dr. Gruber: Aufgewirbelt wurde I), 
"so gering ist derzeit noch die Reaktion 
auf dem oberösterreichischen Wohnungsmarkt. 
Eine Umfrage unter Linzer Wohnungsvermitt­
lungsbüros ergab die einhellige Meinung" -
(Ab g. Dr. Gruber: Ist ganz uninteressant !) -: 
"Die Preislage der Wohnungen ist völlig 
unverändert, ein größeres Angebot nicht zu 
bemerken." (A bg. Dr. Gruber: Die Preis­
lage ist unverändert; und Sie haben gesagt, 
sie werde stei gen I) "In Kommentaren dazu 
wird auch die Chance, im Frühsommer mehr 
freie Wohnungen und damit einen Preisrück­
gang registrieren zu können, skeptisch be­
wertet." 

Ich sehe schon ein, Herr Dr. Gruber (Ab g. 
Dr. Grub er: Sie sagten, die Preise werden 
steigen !) , daß den schuldigen Mann das 
Grausen packt, denn dieses Pfuschwerk haben 
Sie auf dem Gewissen, weil Sie jede sachliche 
Debatte darüber verhindert haben! (Beifall 
bei der SPÖ. - Ab g. Dr. Gruber: Lesen Sie 
den letzten Absatz des Artikels !) 

Ich möchte allerdings sagen: Sie sind nicht 
der Alleinschuldige. Nach den Bestimmungen 
der Bundesverfassung ist der Verantwortliche 
der Herr Bundesminister für Justiz, der sich 
durch sein eigenes Pfuschwerk in eine so aus­
weglose Situation gebracht hat, daß er den an 
sich sowieso schon überlasteten Bezirksrich­
tern empfehlen mußte, den durch dieses 
Gesetz schutzbedürftig gewordenen Menschen 
unentgeltlichen Rechtsbeistand zu leisten. 
(Ab g. M ayr: Nur nach Ihrer Meinun g 1 -
A bg. Dr. Grub er: Na und ?) Das sind die 
Ergebnisse der Methode der Mehrheitspartei, 
die hier im Haus sachliche Beratungen über 

den Inhalt des Gesetzes mit der Dampfwalzen­
methode "Schluß der Debatte!" abschloß. 
(A bg. Dr. Grub er: Ihre Propa ganda hat 
eine Pleite erlebt, das ist das Ganze 1 - Abg. 
Weik hart: In Oberösterreich haben Sie eine 
Pleite erlebt 1 . - W �itere Rufe und Gegenrufe 
zwischen S pO und 0 V P.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Viel­
leicht lassen wir jetzt wieder den Redner zu 
Wort kommen! 

Abgeordneter DDr. Pittermann (fortsetzend): 
Die sozialistischen Abgeordneten haben bei 
der Beratung des neuen Erb schafts- und 
Schenkungssteuergesetzes darauf hingewiesen, 
daß die Lage der Staatsfinanzen Steuer­
geschenke an Millionäre und Großgrundbe­
sitzer nicht gestattet. 

In seiner vorgestern verlesenen Erklärung 
hat der Herr Bundeskanzler unter anderem 
gesagt: "Wir müssen offen zugeben, daß die 
Politik der vergangenen zehn Jahre allzu 
gebefreudig gewesen ist. Wir haben zu­
nehmend über unsere Verhältnisse gelebt und 
müssen nun daraus die Konsequenzen ziehen." 

Das haben unter anderem in jüngster Zeit 
der Bundeskanzler und die Mehrheitspartei 
dieses Hauses beim Erbschafts- und Schen­
kungssteuergesetz unterlassen, W:O sie den 
stärksten Vermögensträgern besondere Steuer­
ermäßigungen gewährt haben. 

Das gleiche wird aber die Regierung auch 
in der neuen Zusammensetzung morgen tun, 
wenn der Nationalrat über den Einspruch des 
Bundesrates gegen das Steueränderungsgesetz 
zu beschließen haben wird. Auch in diesem 
Gesetz sind Steuersenkungen für einen an sich 
kleinen Teil von Staatsbürgern enthalten. 
Die Bundesregierung und die Mehrheitspartei 
werden dafür stimmen, ungeachtet der Er­
klärung des Herrn Bundeskanzlers, daß ein 
Ursachenkomplex von weittragender Bedeu­
tung in der überschätzung der Möglichkeiten 
der Staatsfinanzen für die Erfüllung von 
Gruppenwünschen oder Gesamtanliegen 
der Gesellschaft liegt. Die Inkonsequenz der 
bisherigen Regierungspolitik wird aber fort­
gesetzt. 

In der Regierungserklärung vom 20. April 
sagte der Herr Bundeskanzler: "Ein wesent­
licher Einfluß auf die Kaufkraft des Schillings 
geht vom Staatshaushalt aus. Der Umfang 
des Budgets muß sich nach der Entwicklung 
der laufenden Einnahmen richten." Das hat 
die Bundesregierung bei der Erstellung des 
Budgets für 1967 gründlich vernachlässigt, 
obwohl schon damals die Abschwächung der 
Weltwirtschaftskonjunktur und ihre Aus­
wirkungen auf Österreich bemerkbar waren. 
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Der frühere Finanzminister Dr. Schmitz 
hat mit Zustimmung der Mehrheitspartei 
dieses Hauses den Grundsatz vom "währungs­
neutralen Budget" vertreten, um ihn in den 
folgenden Budgetüberschreitungsgesetzen, vor 
allem im 3. und 4.,  bedenkenlos preiszugeben. 
Offenbar als Belohnung für diese gescheiterte 
Finanzpolitik hat die Mehrheitspartei ihn 
zum neuen Präsidenten der Oesterreichischen 
Nationalbank gemacht. 

Hier möchte ich ein paar Bemerkungen 
anschließen. 

Der Präsident einer Notenbank soll - und 
das ist in den Staaten mit einer stabilen 
Währung ausnahmslos der Fall - eine Per­
sönlichkeit sein, zu deren fachlichen und 
sachlichen Qualitäten für dieses Amt die 
großen politischen und wirtschaftlichen Grup­
pen des Landes Vertrauen haben können. 
Man hat in Österreich in der Vergangenheit 
dafür auch Männer genommen, die vorher das 
Amt des Finanzministers bekleidet haben. 
Ungeachtet der politischen Auseinandersetzun­
gen vorher um diese Personen, vor allem die 
Herren Dr. Margaretha und Dr. Kamitz, und 
ihre Politik haben die sozialistischen Mit­
glieder der seinerzeitigen Bundesregierungen 
ihrer Berufung zu Präsidenten der Oester­
reichischen Nationalbank ihre Zustimmung 
geben können. 

Es ist das erste Mal, daß ein N ationalbank­
präsident nur von einer Partei vorgeschlagen 
wird, gegen dessen Berufung auf diesen Posten 
die sozialistische Opposition ihre sachlichen 
Bedenken (Abg. H artl: Den Wirlandner wer­
den wir nehmen !) mit Rücksicht auf die voran­
gegangene Schaukelpolitik als Finanzminister 
angemeldet hat. 

Was soll die sozialistische Opposition im 
Hinblick darauf von der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers in seiner vorgestrigen 
Rede halten, wenn er sagt: "Der Erfolg für 
unser Land und jeden einzelnen Staatsbürger 
wird umso größer und sicherer sein, je mehr 
Schwerpunkte und Großaufgaben wir durch 
übereinstimmende Willensbildung außer Streit 
stellen können. Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang insbesondere Fragen der Außen­
politik, die Verteidigungspolitik und die Wäh­
rungspolitik nennen. Die in der Regierungs­
erklärung vom 20. April 1966 ausgesprochene 
Einladung an die in Opposition zur Regierung 
stehenden Parteien ist nach wie vor auf­
recht." 

Das sagt der Bundeskanzler am gleichen Tag, 
an dem die Bundesregierung von der seit 1945 
in Österreich geübten Gepflogenheit einseitig 
abgegangen ist, sich bei der Ernennung eines 
Nationalbankpräsidenten um die Zustimmung 

auch der Sozialistischen Partei als der zweiten 
großen politischen Gruppe dieses Landes zu 
bemühen. 

Dank der vom Herrn Bundeskanzler Klaus 
in der Vergangenheit und bis heute ungeachtet 
solcher Erklärungen immer bekämpften Politik 
der Zusammenarbeit konnte nach dem Zu­
sammenbruch des zweiten Weltkrieges durch 
die erfolgreiche Zusammenarbeit der öster­
reichische Schilling zu einer der bestfundierten 
Währungen in der Welt gemacht werden. Wir 
haben aber im Zusammenhang mit der, unsere 
Währung in keiner Weise berührenden Ab­
wertung des englischen Pfunds in Österreich 
zwei Erscheinungen feststellen müssen: einmal, 
daß im Zusammenhang damit eine kleine und 
unwirksam gebliebene Spekulation versucht 
hat, sich auf den Schilling zu stürzen, und 
zweitens, daß es trotz des objektiv ausgezeich­
net gedeckten Schillings zu einer Beunruhigung 
im österreichischen Volk gekommen ist. Denn 
die Angehörigen dreier Generationen haben 
die im Zuge der politischen Umwälzungen der 
ersten Hälfte unseres Jahrhunderts vorge­
kommenen Währungsabwertungen nicht ver­
gessen. Für sie ruft die deutsche Übersetzung 
des englischen Ausdrucks "devaluation" mit 
"Abwertung" immer wieder trübe Erinnerungen 
an traurige vergangene Zeiten der österreichi­
schen Währung wach. 

Umso notwendiger wäre es, daß an der 
Spitze der Oesterreichischen Nationalbank, der 
die Wacht über den Schilling anvertraut ist, 
als Präsident ein Mann steht, dem seine konse­
quente Haltung in seiner früheren Tätigkeit 
eine ausgedehnte Vertrauensbasis für etwa 
notwendige Erklärungen in der Währungs­
politik verschafft hat. Wie soll aber diese 
Vertrauensbasis einem Mann wie Dr. Schmitz 
gezollt werden können, der bis zuletzt seine 
Voranschläge auf ein von ihm prognostiziertes 
Wirtschaftswachstum abgestellt hat, das durch 
die Entwicklung der Weltwirtschaft und insbe­
sondere der europäischen Wirtschaft längst 
als Illusion hätte erkannt werden müssen 1 
Dabei ist diese illusionistische Vorstellung 
eines Wirtschaftswachstums vom da.maligen 
Finanzminister Dr. Schmitz, wenn auch im 
hera bgesetzten Maße, den von ihm veran­
schlagten Ziffern des Budgets 1968 ebenfalls 
zugrunde gelegt worden. Kein Wunder, daß 
die im Oktober plötzlich über das österreichi­
sche Volk hereinbrechenden Mitteilungen über 
das Loch im Staatshaushalt zu einem Schock 
und zu einer schweren politischen Niederlage 
des Bundeskanzlers Dr. Klaus geführt haben. 
Diesen Schock hat Herr Dr. Withalm als heil­
sam für die ÖVP bezeichnet. Wir sind gerne. 
bereit, auch weiterhin zu einer solchen Heil­
wirkung beizutragen. (Heiterkeit bei der SPO.) 
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Aber der Schock, den das österreichische 
Volk durch die Mitteilung des Zusammen· 
bruchs seiner Staatsfinanzen erhalten hat, war 
in keiner Weise geeignet, eine anhaltende 
Wiederbelebung der österreichischen Wirt. 
schaft in die Wege zu leiten. Man hat in den 
offiziellen Aussendungen der Bundesregierung 
dem Herrn Bundesminister Dr. Schmitz noch 
ein Denkmal gesetzt. (Abg. Gl aser: Der 
"positive Beitrag" des Herrn Dr. Pittermann !) 
In dieser Propagandaschrift der Bundesre­
gierung kommen zwei Köpfe vor: Bundes­
kanzler Dr. Klaus und Finanzminister 
Dr. Schmitz. Dieser muß den Entschluß, "frei­
willig" zurückzutreten, jedenfalls erst nach 
Indrucklegung dieser Propagandaschrift gefaßt 
haben. (Heiterkeit bei der SPÖ.j Einer der 
Köpfe dieser Propagandaschrift ist durch 
"freiwilligen" Rücktritt bereits gefallen! Wir 
warten, bis der Herzog seinem Mantel folgt. 
(Erneute Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. 
Barel: Sie sind schon gefaUen!) 

Ich habe in einer Rede zum Kapitel Oberste 
Organe erklärt, daß das österreichische Volk 
Anspruch auf eine starke Regierung hat, die 
weiß, was sie will, die tut, was sie sagt, die 
hält, was sie verspricht. (Abg. Bartl: Genau ! 
- Abg. Dr. Gru ber: Das kann aber keine 
Regierung Pitterma,nn sein !) 

Die sozialistische Fraktion wird auch nach 
der neuen Zusammensetzung in Opposition 
zu dieser Regierung stehen. Aber wenn es 
Maßnahmen zu treffen gilt, die im Interesse 
der Republik Österreich, des österreichischen 
Volkes und der Demokratie liegen, dann werden 
wir eine sachkundige und objektive Mitarbeit, 
entsprechend unseren programmatischen Er­
klärungen, bei der Regierungsbildung nicht 
versagen. (Abg. Dr. M uss i l :  So wie bisher! -
B eiterkeit bei der Ö V P. - Ruf bei der Ö V P: 
So wie Ihre heutige Rede!) 

Herr Abgeordneter Dr. Mussil! Sie sollten 
als Generalsekretär der Handelskammer an­
läßlich des Ergebnisses der Beratungen über 
das Außenhandelsförderungsgesetz anders 
reden. (Abg. Dr. Mussi l: Was ich als General· 
sekretär der· Handelskammer mache, ist meine 
Angelegenheit !) Ihre Haltung könnte uns sehr 
wohl dazu veranlassen (Abg. Gla s e r :  Sie 
soUten als österreichischer Abgeordneter anders 
reden!), zu der Erkenntnis zu kommen, daß 
solche gemeinsame Beratungen und Beschlüsse 
angesichts Ihrer Person in Zukunft unzweck· 
mäßig sind. (Beifall bei der SPÖ.) Denken Sie 
daran, daß Sie das Außenhandelsförderungs. 
gesetz natürlich auch durch die Zusammen­
arbeit mit uns erhalten haben (Abg. M ayr: 
Mit Erpressungen !),  und sprechen Sie nicht 
davon, daß die Sozialisten im Parlament 
nicht bereit sind, mitzutun, wenn es um 

österreichische Interessen geht. Nicht werden 
wir mittun, wenn es um Ihre Parteiinteressen 
geht! (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. - A bg. 
M a y r: Parteipolitik, Vorstandspolitik, das ist 
eure Methode ! j 

Diese Zusage kann aber nur für eine Re­
gierung gelten, die in ihrem politischen Bereich 
die nötige Autorität besitzt, solche Maßnahmen 
auch dann durchzuführen, wenn ihre Anhänger 
und die sie unterstützenden Gruppen davon 
betroffen werden. Dazu war die Regierung 
Klaus bisher nicht imstande. 

Bei der Erstellung des Budgets für 1967 
hat der damalige Finanzminister Schmitz 
angekündigt, er werde die Staatskasse von der 
Last der Agrarsubventionen schrittweise be­
freien, indem er diese Belastung auf die Kon­
sumentenpreise überwälzt. Die Preiserhöhun­
gen sind geblieben, aber im Budget für 1968 
sind die Agrarsubventionen wieder ange­
stiegen und haben sich dem Stand von 1966 
weitgehend genähert. 

In der Budgetdebatte für 1968 haben der 
frühere Finanzminister Dr. Schmitz wie auch 
Sprecher der ÖVP-Fraktion erklärt, daß die 
zumindest teilweise Durchführung des Even­
tualbudgets von der Bundesregierung schon 
für den Beginn des Jahres 1968 geplant sei. 
Diese Redner haben die Bedeutung des Even­
tualbudgets für die Aufrechterhaltung der 
Vollbeschäftigung und damit für die Sicherung 
der Arbeitsplätze unterstrichen. 

In der vorgestern verlesenen und nun zur 
Debatte stehenden Erklärung des Herrn Bun­
deskanzlers kommt das Wort "Eventual­
budget" nicht einmal vor, geschweige denn, 
daß eine Ankündigung darüber enthalten ist, 
wann das Eventualbudget von dieser Regierung 
durchgeführt wird. 

Die Einlösung des Regierungsversprechens, 
Arbeitsplätze zu sichern, wurde durch den 
ersten Beschluß dieser Bundesregierung über 
die Schließung des Kärntner Kohlenbergbaues 
in Wolkersdorf widerlegt. Dabei haben Mit­
glieder der Bundesregierung wie auch der 
Herr Bundeskanzler unter dem Eindruck des 
Unglücks durch den Grubenbrand wiederholt 
Erklärungen abgegeben, den dort besohäftigten 
Bergarbeitern die Arbeitsplätze zu erhalten. 

Es besteht bei uns kein Vertrauen, daß diese 
Bundesregierung ihre Politik der Inkonsequenz 
aufgibt oder ihre eigenen Ankündigungen 
ernst nimmt und durchführt, über Fragen von 
gesamtösterreichischem Interesse mit der 
Opposition zusammenzuarbeiten. Es besteht 
bei uns kein Vertrauen, daß die Regierung 
Klaus imstande ist, immer dringlicher werdende 
Probleme der Wirtschaftspolitik in Österreich 
mit Entschiedenheit anzugehen und zu lösen. 
Da das österreichische Volk sein Urteil über 
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die Politik der Regierung Klaus erst im Früh­
jahr 1970 abgeben kann, kann aus dieser 
Politik der Schwäche und der Inkonsequenz 
der Wirtschaft unseres Landes und dem 
österreich ischen Volk schwerer Schaden ent­
stehen. 

Die sozialistische Opposition hält diese 
Entwicklung in keiner Weise für wünschens­
wert und steht - wie ich abschließend noch­
mals wiederhole - nach wie vor auf dem 
Standpunkt, daß sich ihre Opposition nicht 
gegen die Interessen der Republik, des öster­
reichischen Volkes oder gegen die österreichi­
sche Demokratie richtet. Die Regierung Klaus 
gibt vor allem durch die Person ihres Bundes­
kanzlers keine Hoffnung, daß eine Unter­
stützung seiner Politik den Interessen der 
Republik oder des österreichischen Volkes 
dienen kann. 

Die sozialistische Opposition in diesem 
Haus wird ihren Kampf gegen die Politik der 
Regierung Klaus' fortsetzen, die bereits zur 
Auswechslung einiger Personen geführt hat. 
Die Berufung anderer in die Regierung Klaus 
kann diese Regierungspolitik nicht vor dem 
Zusammenbruch bewahren, sondern ihn be­
stenfalls eine Zeitlang hinausschieben. (Abg. 
Glaser: Schwach, schwächer - Pittermann!) 

Herr Dr. Withalm hat die Ablehnung der 
Regierung Dr. Klaus durch die Wähler bei 
den letzten lokalen Wahlen als einen heilsamen 
Schock bezeichnet. Die Medizin lehrt, daß 
b�i gewissen Krankheiten die Schocktherapie 
mcht in einer einmaligen, sondern in einer 
fortgesetzten Anwendung dieser Behandlung 
allein Erfolg bringen kann. Wir werden daher 
bemüht sein, diese Schockbehandlung der 
Regierung fortzusetzen, bis das österreichische 
Volk in der Lage ist, einen Nationalrat zu 
b�lden, der einer Regierung die Mehrheit gibt, 
dIe weiß, was sie will (Abg. Dr. Gr uber: 
Medizinalrat ! Medizinmann! Zauberer!) , die 
tut, was sie sagt, die hält, was sie verspricht. 
Wie immer unsere Regierung dann in Zukunft 
zusammengesetzt sein wird, eines kann heute 
schon mit Sicherheit gesagt werden (Abg. 
Glaser: Der Pittermann wird ihr nicht ange­
hören!): Es wird keine Regierung Dr. Klaus 
sein. (Langanhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Gorbach. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Dr. Gruber :  Ich habe schon bessere 
Reden gehört von Pittermann! - Abg. Ing. 
Häuser: Ihre Reden sind anmaßender ! Das 
Lachen wird Ihnen schon vergehen ! - Abg. 
Dr. Pi t t e rmann: Der Gruber hält kurze 
Reden: Schluß der Debatte I - Abg. Dr. Gruber: 
Eine Politik von vorgestern ist das ! - Der 
Präsident  gibt das Glockenzeichen.) 

Das Wort hat Dr. Gorbach. 

Abgeordneter Dr. Gorbach (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Ich stehe heute unter 
anderem auch als ein Vertreter der älteren 
Semester an diesem Rednerpult, der mehrere 
Regierungsbildungen, auch Umbildungen, mit­
gemacht hat und daher mit einigen Erfahrun­
gen aufwarten kann. In einer solchen Position 
glaube ich sagen zu dürfen, daß man für sich 
das Privileg in Anspruch nehmen kann, Lob 
und Tadel nach mehreren Seiten zu verteilen 
also nicht einseitig zu sein und nicht alles z� 
billigen, was selbst die eigene Partei für gut 
hält. 

Damit stehe ich freilich auch den Ver­
pflichtungen näher, die das gemeinsame Wohl 
insbesondere dem Politiker auferlegt. Bei der 
Umbildung einer Regierung geht es gerade um 
dieses gemeinsame Wohl oder konkret um die 
Schaffung der entsprechenden Bedingungen 
für die Beseitigung wohl nicht eines wirtschaft. 
lichen Notstandes in unserem Vaterland, aber 
der Bannung von Gefahren, die einen solchen 
herbeiführen könnten. Darum habe ich mich 
der Aufgabe nicht entschlagen, die Regierungs. 
umbildung heute vor dem Hohen Hause zu 
vertreten. 

Bevor ich aber in medias res eingehe, möchte 
ich doch zu zwei Fragen Stellung nehmen, 
als erstes zu der Frage, die Herr Kollege 
Vizekanzler a. D. Dr. Pittermann angezogen 
hat, nämlich zur behaupteten Inkompatibilität 
der Funktion eines Staatssekretärs und eines 
Vorsitzenden des Bundesrates. 

Darf ich hiezu folgendes feststellen: Am 
Tage nach der Angelobung des jetzigen Staats­
sekretärs Bürkle hat er den Präsidenten 
des Vorarlberger Landtages gebeten, ihn von 
der "Erstnennung" als Bundesrat zu entheben. 
Am 24. Jänner 1968 hat der Vorarlberger 
Landtag beschlossen, daß Pitschmann der 
erstgenannte Bundesrat Vorarlbergs sei. (Abg. 
Dr. Gruber: Das war gestern! - Abg. Dr . 
Kr e is  k y: Bessere Demokraten als Sie, Herr 
Dr. Gruber I) Er ist daher seit gestern Vor. 
sitzender des Bundesrates. 

Ich möchte mit Shakespeare zu Ihnen 
sprechen, Herr Dr. Pittermann. Was war's 1 
Viel Lär:r;n um nichts! ( Heiterkeit und Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Dr. Gr uber: Das war 
beim Pittermann nicht das erste Mall - Abg. 
Dr. Kre is ky: Lärm hat ja der Dr. Gruber 
gemacht !) 

Und nunmehr zu einer anderen Angelegen­
heit. (Andauernde Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
nicht zuviel Lärml (Abg. Weik ha rt: Der 
Gruber hat sich die A ntwort geholt I - Abg. 
M a y r : Rede Pittermann: Viel Lärm um 
nichts! - A bg. Ben y a : Die Blamage bleibt 
bei Gruber und Glaser I) 
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Abgeordneter Dr. Gorbach (fortsetzend) : Es ist schon mancher Regierung widerfahren, 
Vielleicht lassen Sie mich fortfahren, auch daß sich ihre Ausgangsposition durch unerwar­
ohne Unterstützung des Herrn Präsidenten, tete Geschehnisse verändert hat. Wenn in 
den ich nicht allzusehr strapazieren will. einer solchen Situation eine Regierung flexibel 

Ich möchte nämlich kurz auf die Ereignisse· genug ist, sich den veränderten Bedingungen 

am vergangenen Dienstag anläßlich der Re- anzupassen, dann ist das meiner Meinung 

gierungserklärung des Herrn Bundeskanzlers nach nicht ein Zeichen des Versagens, sondern 

zu sprechen kommen. (Abg. Gertrude Won- ein Zeichen der Bewährung. (Beifall bei der 

d ra c k : Viel Lärm um nichts! _ Abg. Hartl : Ö VP. - Abg. Weikhart: Das ist das Gegenteil 

Ihr macht doch den Lärm!) Das war ein Lärm, von dem, was der Herr Bundeskanzler behauptet 

der sehr gefährlich werden kann. hat! - Abg. Oz ett el:  Das ist eine andere 
Version! - Weitere Zwischenrufe. - Der 

Das, was sich hier in diesem Hohen Hause Präsident  gibt das Glockenzeichen.) Herr 
ereignet hat, hat mich befremdet. Es hat Abgeordneter, ich bin Ihnen nicht böse, daß 
mich sogar bedrückt. Ich glaube, auch eine Sie nicht mit allen meinen Ausführungen ein­
lebendige Diskussion in einer aufgeschlossenen verstanden sind. (Heiterkeit bei der Ö VP.) 
Demokratie verlangt ein Minimum an Form. Das ergibt sich eben in einer Demokratie, in 
(Abg. H art l  zur SPÖ: Die habt ihr nicht! - der die Parteien verschiedene Auffassungen 
A bg. Dr. Hertha Firnberg :  Der Herr Doktor über Ideologien und Personen haben. 
Gruber hat sie!) Ich habe den Eindruck gehabt, 
den subjektiven Eindruck, daß es einigen Aber lassen Sie mich jetzt fortfahren und 
Zwischenrufern der Oppositionsparteien darum sagen, daß kaum einer anderen Regierungs­
zu tun war, den Herrn Bundeskanzler lächer- umbildung so viele Erörterungen, Mutmaßun­
lich zu machen und ihn durch unnötige Lärm- gen und Prognosen verausgegangen sind und 
entwicklung sogar an seiner Rede zu behindern. kaum in einem anderen Fall sich diese Erörte­
(Abg .  W e ikhart: Das hat der Herr Bundes- rungen über einen so langen Zeitraum hinge­
kanzler mit seiner Rede selber getan!) Das war zogen haben. Es ist selbstverständlich das 
von Ihnen offenbar - und die Ausführungen gute Recht besonders der Presse, derartige 
des Herrn Vizekanzlers haben mich darin Mutmaßungen anzustellen. Wir leben in einem 
bestärkt - auf die Person des Herrn Bundes- freien Gemeinwesen, in dem es allen Faktoren 
kanzlers gemünzt. Aber übersehen Sie dabei der Meinungsbildung unbenommen ist, echte 
doch nicht, daß man einem Repräsentanten oder vermeintliche Anlässe dazu zu benützen, 
einer Funktion letzten Endes mit einem ent- sich in politischen Kombinationen zu ergehen; 
sprechenden, angemessenen Respekt gegen- Man sollte jedoch loyalerweise unterscheiden, 
überzutreten hat. (Abg. Gertrude W ondrack: ob sich an solchen Kombinationen die ver­
Das hätte er sich vorher überlegen müssen, antwortlichen politischen Instanzen beteiligen 
was er redet ! - Lebhafte Gegenrufe bei der oder ob sich ihnen in erster Linie andere 
OVP. - Abg. W eikha rt: Dann wäre eine Faktoren hingegeben haben. 
andere Rede am Platz gewesen!) 

Die maßgebenden Instanzen der Österreichi-
Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte schen Volkspartei haben sich mit der Frage 

sich etwas zurückzuhalten! (Abg. Dr. van einer Regierungsumbildung erst zu einem 
Tonge l : Es wäre noch schöner, wenn keine Zeitpunkt beschäftigt, als sich jene wirtschaft­Zwischenrufe gemacht werden könnten!) lichen Notwendigkeiten unabweislich auf-

Abgeordneter Dr. Gorbach (fortsetzend): drängten, auf die sich die heute geänderte 
Meine Frauen und Herren! Auf alle Fälle Zusammensetzung der Regierug zurückführt. 
wird das für mich kein Anlaß sein, heute Das möchte ich gleich eingangs festgestellt 
offensiver zu reden. Im Interesse der Insti- haben, um die wirklichen Vorgänge ins rechte 
tutionen der Demokratie und des Parlamentes Licht zu rücken. ( A bg. Mo 8 er: Warum mußte 
mochte ich mich daher heute bei meinen Hetzent�uer gehen?) 
Ausführungen auf dem Boden der Sachlichkeit Deshalb sage ich jetzt nochmals: Die 
bewegen, weil das allein dem Gegenstand Regierung Klaus ist nicht deswegen umgebildet 
angemessen ist, mit dem wir uns heute zu be- worden, weil sie in ihrer ursprünglichen Zu­
schäftigen haben. sammensetzung ihre Aufgabe nicht erfüllt 

Hohes Haus! Wenn sich Ihnen, meine hat. In Wirklichkeit ist die Frage, warum es 
Damen und Herren, die Regierung Klaus am zu dieser Regierungsumbildung gekommen ist, 
23. Jänner 1968 in einer geänderten Zusammen- höchst einfach zu beantworten. Ich darf 
setzung vorgestellt hat, dann nicht deswegen, darauf hinweisen, daß es in Österreich nach 
weil sich ihre Zielsetzungen geändert haben, der mehr als 20 Jahre umfassenden Koalitions­
sondern weil sie einer neuen wirtschaftlichen ära nach dem 6. März 1966 zu einem nicht 
Situation zu begegnen hat. unerheblichen Wandel des Regierungssystems 
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gekommen ist, einem Wandel, an dem übrigens 
eine Entscheidung der heutigen sozialistischen 
Oppositionspartei wesentlich mitgewirkt hat. 

Mit einem solchen Wandel sind aber selbst­
verständlich auch ganz neue Erfahrungen ver­
bunden und mit den Erfahrungen Konsequen­
zen, an denen die Regierung unter keinen 
Umständen vorbeigehen konnte. Man durfte 
sich deswegen von vornherein niemals der 
naiven Erwartung hingeben, die erste Ein­
parteienregierung der Zweiten Republik werde 
bis zum Ende der jetzigen Legislaturperiode 
in jener Zusa.mmensetzung weiterbestehen, in 
der sie sich dem Hohen Hause am 20. April 
1966 vorgestellt ha.t. 

Daher muß man gerade dem Chef der Re­
gierung, die zum erstenmal seit 1945 die 
wesentlichen politischen Gegensätze unseres 
Landes nicht mehr im Schoß einer Koalitions­
regierung integrieren kann, sondern ihnen auf 
dem offenen Felde des Parlaments begegnen 
muß, das Recht einräumen, aus den in der 
Folge gewonnenen Erfahrungen die ent­
sprechenden Lehren zu ziehen. (Beifall bei der 
Ö V P.) Das ist die eigentliche Grundvoraus­
setzung, unter der die jetzige Regierungs­
umbildung vorgenommen wurde. 

Dazu kommt noch jener zweite Umstand, 
den ich bereits kurz angedeutet habe. Die 
Regierung hatte auch einer neuen wirtschaft­
lichen Situation zu begegnen, deren voller 
Ernst sich erst in den letzten Monaten mit der 
Erfahrung herausgestellt hat, daß die Kon­
junkturverflachung, mit der wir es in allen 
westeuropäischen Staaten zu tun haben, zum 
Unterschied von ähnlichen Rezessionen früherer 
Jahre nicht nur eine Augenblickserscheinung 
ist. (Abg. Dr. Pit t ermann:  Zu dieser Er­
kenntnis hat sie lange gebraucht !) Demnach 
fühlen wir uns zu gesteigerter Bemühung auf­
gerufen, und wir sind entschlossen, alles zu 
tun, damit unter den heutigen monocoloren 
Verhältnissen das Notwendige möglich gemacht 
und jeder Schaden von unserem Volke abge­
wendet wird. (Beifall bei der Ö V P.) 

Wir sind weiters entschlossen, Fehlerhaftes 
und gegenstandslos Gewordenes abzuwerfen, 
um deutlicher als bisher sichtbar zu machen, 
was unsere Partei in Wirklichkeit ist und will. 

Ich weiß, daß diese Regierung der Opposi­
tion dieses Hauses einen willkommenen Anlaß 
bietet, ihre in diesem Hause schon wiederholt 
vorgetragene politische These von einem Ver­
sagen der ersten Einparteienregierung der 
Zweiten Republik sozusagen von der Regierung 
selbst als bestätigt anzusehen. 

Der Herr Vizekanzler Dr. Pittermann (Abg. 
Dr. Pi t t erma n n :  a. D.!) - außer Dienst 
(Heiterkeit bei der Ö V P) - hat sich in be­
merkenswerter Anstrengung bemüht, dieser 

alten und reichlich überspielten Schallplatte 
überzeugendere Töne als bisher zu entlocken. 
( Heiterkeit und Beifall bei der Ö V P. - Abg. 
Dr. Pit terma n n :  Bei den Wahlen war es ein 
Bestseller!) Ich besitze ein Schweinsohr, mir 
kam daher, was Sie gestern und vorgestern 
gespielt haben, heute als von derselben Tonart 
vor. Es war ein gut gemischter Cocktail, Herr 
Kollege Pittermann, von brisanter Eloquenz, 
von Witz, Humor, beißender Satire und gut­
gespielter Untergangsstimmung. (Heiterkeit bei 
der Ö V P.) Es kann daher sein, daß einige 
wirklich glauben, was Sie gesagt haben. 
( Neuerliche Heiterkeit bei der Ö V P.) Aber die, 
die sich das näher überlegen und das analy­
sieren, werden höchstwahrscheinlich nicht so 
leicht davon zu überzeugen sein, daß die Ver­
kehrung der Tatsachen ins Gegenteil jeweils 
das richtige ist. (Beifall bei der Ö V P.) 

Für den Redner der Österreichischen Volks­
partei gehörte aber heute keine Prophetengabe 
dazu, eine solche Reaktion der Opposition 
dieses Hauses - iClh warte noch auf die 
Oppositionsredner der Freiheitlichen Partei -
vorauszusehen, deren stärkster Flügel - ich 
meine Sie, meine Herren von der linken Seite -
dabei allerdings zu vergessen beliebt, daß 
auch schon Koalitionsregierungen der Zweiten 
Republik umgebildet worden sind. (Abg. 
Dr. Pitterman n :  Stimmt, Herr Kanzler Gor­
bach ! Sie sind Zeuge dafür ! - Abg. Dr. 
K r  e i s  k y: Sie sind ein passives Material 
dieser Politik geworden !) Ich kann daher 
derart haltlosen Behauptungen mit der Fest­
stellung entgegentreten, daß die Regierung 
Klaus bis zu diesem Zeitpunkt - d.as sage ich 
wirklich mit Überzeugung - mehr als drei 
Viertel ihres dem Hohen Hause am 20. April 
vorgetragenen Programms erfüllt hat. Sie hat 
es in einem solchen Maß erfÜllt, daß der 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
vom vergangenen Dienstag feststellen kOIUlte, 
der Regierung gehe es nunmehr in den folgen­
den zwei Jahren nicht mehr in erster Linie um 
Akte der Gesetzgebung, sondern vorwiegend 
um Akte der Vdlziehung. 

. 

übersehen wir doch nicht, was schon ge­
schehen ist ! Ich hätte mir das gerne erspart. 
Aber mit Rücksicht auf die Argumentation 
der Oppositionspartei, die das anscheinend 
geflissentlich übersieht, möchte ich doch auf 
die Reform des Rundfunks aufmerksam ma­
chen (ironische Heiterkeit bei der Sp(J) , auf 
die organisa toris(;he Reform der verstaat­
lichten Betriebe, die Sicherstellung deb Vor­
ranges für Bildung und Forschung - Sie waren 
da sogar dabei, meine Herren -, ferner auf die 
Inangriffnahme der Wohnungsreform (Abg. 
Weikhart: Aber wie sieht das aus !) und die 
versprochene Steuerreform. (Abg. Dr. Kle iner :  

504 
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Das ist erst etwas ! - Weitere Zwischenrufe bei 
der SPO.) Hier sollen die Vertreter der Gewerk­
schaft nicht allzu laut Stellung nehmen, denn 
sie haben sich sehr wohl in Verhandlungen 
mit dem Finanzminister mit dieser Regelung 
einverstanden erklärt. (Zustimmung bei der 
O VP.) 

Ich verweise auf die neuen Erleichterungen 
zugunsten der Familie, aber auch auf die ersten 
Ansätze einer Strukturreform der Wirtschaft 
sowie auch auf die Schaffung besserer Voraus­
setzungen für die Kapitalausstattung der 
Betriebe. Aber hier, glaube ich, ist noch einiges 
zu tun, das möchte ich dem hinzugefügt 
haben. 

Daher sollte man doch einer Regierung 
gegenüber, die in zwei Jahren eine Reihe 
jener Probleme lösen konnte, für die unter 
den politischen Voraussetzungen früherer Re­
gierungen (Abg. E be rhard: So wie die Schlie­
ßung der LAKOG ! Auch eine Lösung der Pro­
bleme !) auch nicht in vielen Jahren eine 
Lösung gefunden werden konnte, mit dem 
Vorwurf des Versagens etwas vorsichtiger 
umgehen. (Abg. Pay: Sie haben heute eine 
undankbare Aufgabe übernommen, Herr Dr. 
Gorbach !) Ich bin ein Steirer! Sie haben 
auch manches hier zu reden, was Ihnen 
letzten Endes nicht besonders leicht erscheint ! 
(Ruf bei der SPÖ: Ihnen erscheint es au.eh 
nicht leicht ! - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vollends unglaubwürdig aber ist es, die 
jetzige Regierungsumbildung mit angeblichen 
Mangelleistungen der früheren Regierung oder 
einer Nichterfüllung der gestellten Aufgaben 
in Zusammenhang zu bringen. Einen solchen 
Zusammenhang sollte insbesondere nicht die 
sozialistische Opposition des Hauses herstellen . 
Icb darf Sie bei der Gelegenheit daran erinnern, 
daß einer Ihrer Gesinnungsfreunde und kein 
Geringerer als der englische Premierminister 
Wilson seine Regierung seit seiner ersten Zu­
sammensetzung nicht weniger als fünfmal 
umgebildet hat! (A bg. Dr. K r e isky:  Immer 
das Ausland !) Auch hier waren es in erster Linie 
die Wirtschaftsministerien, an deren 
Spitze neue Männer gesteHt wurden. Wal; für 
Premierminister Wilson billig ist, wird daher 
auch für Bundeskanzler Klaus recht sein 
müssen ! (Beifall bei der 0 V P.) 

Was macht man hier für ein Aufheben 
wegen der Regierungsumbildung ? Das ist 
doch ein normaler demokratischer Vorgang, 
für den es verschiedene Gründe geben kann. 
Vor allem muß man eine solche Maßnahme dem 
Urteil des Regierungschefs überlassen . (Abg. 
Dr. Pit terma n n :  Sagen Sie das den Tirolern !) 
Sein begründetes Recht, sich jene Mitarbeiter 
zu wählen , die er in einer gegebenen Situation 
für die richtigen hält, sollte doch von nieman -

dem bestritten werden. Er als Träger der 
Hauptverantwortung muß weiter die Möglich­
keit haben, Zeitpunkt und Ausmaß einer 
Regierungsumbildung zu bestimmen . (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ. - Abg. Probst :  Wieder 
eine neue Version !) 

Nunmehr, meine Frauen und ' Herren, bin 
ich Ihnen eine überzeugende Aussage über den 
Zweck der Regierungsumbildung schuldig. 
(Abg. Dr. Kreisky : Das war eine Lektion, 
die Sie dem Herrn Bundeskanzler Klaus erteilt 
haben ! Denn er hat Sie nicht so behandelt ; er 
hat Ihnen nicht zugestanden, Ihre Regierung 
umzubilden !) Ich habe in dieser Frage nicht nach 
einem Bibelexegeten gerufen ! (Heiterkeit bei 
der Ov P.) Hier können wir beide kontrover­
sieHer Auffassungen sein. (Abg. W eikhart :  
Wir sind es gar nicht ! - Heiterkeit bei der 
SPÖ.j 

Aber lassen Sie mich jetzt wieder zu dem 
der Sache gebotenen Ernst zurückkommen und 
folgendes sagen : Der Zweck, dem die Umbil­
dung der Regierung dienen soll, ist mit wenigen 
Worten zu umreißen. Zuvor möchte ich ganz 
allgemein feststellen, daß für die l"mbildung 
ausschließlich !'sachliche Gründe maßgebend 
waren, aber nicht irgendwelche persönlichen 
Vorbehalte, die gegen einzelne ausgeschiedene 
Regierungsmitglieder geltend zu machen ge­
wesen wären. (Abg. Dr. Pit termann : Die 
sind ja "freiwillig" ausgl'treten !) 

Meine Damen und Herren ! Aber selbst 
wenn es solche Vorbehalte gäbe, so sollten 
Politiker auch Ministern das Recht auf ihre 
eigene Meinung und auf ihren eigenen Stil 
zubilligen, wofür sie ja wieder mit ihrer 
eigenen Verantwortung einzustehen haben. 

An der Spitze der Zwecke, denen diese 
Regierungsumbildung dienen soll, steht eine 
Verbesserung der Koordinierung zwischen den 
Faktoren, von denen die Politik dieser Regie­
rung getragen wird. Hier hat man es mit 
einer der ersten Erfahrungen zu tun, die mit 
dem System der Einparteienregierung seit dem 
20 . April 1966 gemacht wurden. Da die 
Konfrontation von Regierung und Opposition, 
die zum Wesen dieses Systems gehört, heute 
der Opposition - ich sage es ganz offen -
viel größere Möglichkeiten in die Hand gibt, 
Koordinationslücken gegen die Regierung aus­
zuspielen, wird die Regierung künftig die 
Einheitlichkeit ihrer Zielsetzung klarer als in 
der Vergangenheit herausl'ttellen. ( Abg. 
Dr. Pittermann:  Auch ein Eingeständnis !) 
Man hat innerh alb der Regierung bisher dem 
Prozeß der Meinungsbildung ein höheres Maß 
an Öffentlichkeit ein geräumt, als es dem 
Regierungskurs gutgetan hat. Daher wird 
man in Hinkunft ein größeres A ugenmerk 
darauf legen, erst mit den Ergebnis8en dieses 
Prozesses vor die Öffentlichkeit zu treten. 
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Das hat nichts mit Geheimpolitik zu tun, 
sondern entspricht lediglich den härteren Be­
dingungen der heutigen Konfrontation von 
Regierung und Opposition, die von der Re­
gierung seihstverständlich in Rechnung zu 
stfillen iRt . (Abg. Dr. K reisk y :  M�:t der Be­
gründung sind Sie gestürzt u:orden, Herr Bundes­
kanzler ! ) 

Niemand hat ein erbliches Recht auf einen 
Ministerposten oder als Bundeskanzler. Aber 
es kommt sehr wesentlich darauf an, mit 
welchen Methoden das vor sich geht. (Lebhafter 
demonstrativer Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
W e i khart :  Das glauben wir Ihnen ! - Rufe 
bei der (J V P: Olah ! Olah !) 

Dieser Grundsatz ist von allgemeiner Gültig­
keit und entspricht nicht einer Confessio 
in meiner ureigenen Angelegenheit. Aber, 
Herr Vizekanzler , Herr Minister Kreisky - na, 
reden wir davon nicht, wir hahen im eigenen 
Hause dort und da über diese Dinge lange 
Diskussionen geführt. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Dr. K reisky:  Aber anders erledigt !) 

Lassen Sie mich fortfahren : Ein weiterer 
Zweck der Regierungsumbildung - ich muß 
Ihnen das doch hier so verständlich wie 
möglich sagen (Heiterkeit bei der (J V P -
Abg. Dr. Pi t t ermann: Dem Dr. Gruber !) -
liegt in der Sicherstellung eines höheren Maßes 
an Informierung der Bevölkerung. Um auf 
diesem Gebiet künftig zwischen Regierung und 
Opposition gleiche Bedingungen herzustellen, 
wird die Regierung der Informierung der 
Öffentlichkeit in Zukunft ein wesentlich höhe­
res Augenmerk schenken. (Ruf bei der SPÖ: 
Plakate !) Die Regierung erblickt in der sach­
lichen Informierung des Wählers nicht zuletzt 
eine notwendige Voraussetzung für die politi­
schen Entscheidungen, die von diesem ver langt 
werden. 

Man wird es der Regierung daher nicht 
verübeln können, wenn sie eine Beobachtung 
beherzigt, auf die der frühere amerikanische 
Präsident John Kennedy in seinem Buch 
"Zivilcourage" hingewiesen hat, wenn er dort 
schreibt : "Unser Leben steht dermaßen unter 
dem Einfluß der Massenmedien, daß jede 
unpopuläre oder ungewöhnliche Handlung 
Proteststürme hervorruft, wie man sie sich 
früher niemals vorgestellt hätte."  Eine Re­
gierung von heute und für morgen kann die.3e 
Tatsachen nicht ignorieren. 

Und als dritten Zweck der Regierungs­
umbildung nenne ich die noch stärkere Kon­
zentration auf die wichtigsten Aufgaben der 
nächsten Zeit. Unter ihnen hebe ich wieder 
die möglichst baldige Überwindung der heuti­
gen wirtschaftlichen Rezession hervor. ( Abg. 
Pay : " Zusperren" der Betriebe !) Wenn 

die Gegner dieser Regierung vielleicht nicht 
gewillt sein sollten , die heiden von mir vorher 
zum Ausdruck gebrachten Zwecke gelten zu 
lassen, weil sie ihrer eigenen Argumentation 
das Feld überlassen sehen möchten, dann 
werden sie sich wohl nicht dagegen sträuben 
können, daß die Regierung den ihr in der 
jetzigen Situation gestellten wirtschaftlichen 
Problemen ihr ganzes, ihr volle� und ernstestes 
Interesse zuwendet. (Abg. Dr. Kle iner :  
Das war so in  der Zeit der bisherigen 
Zusammenarbeit ! ) Ich möchte es daher 
wiederholen, Sie haben es anscheinend nicht 
ganz gehört, Herr Abgeordneter (Abg. H artl: 
Herr Dr. Kleiner redet zu leise !) : Einer der 
Hauptzwecke der vorgenommenen Regie­
rungsumbildung ist die Schaffung der besten 
Voraussetzungen für den Wiederaufstieg der 
österreichischen Wirtschaft. Wenn sich der 
Herr Bundeskanzler entschlossen hat, einen 
anerkannten Wissenschaftler und Fachmann 
wie Universitätsprofessor Dr. Koren an jene 
Stelle zu setzen, an der auf die ökonomische 
Entwicklung unseres Landes der wesentliche 
Einfluß ausgeübt werden kann, dann ist das 
eine eindeutige Demom.tration des \Villen s 
der Regierung, den von ihr nicht verschuldeten 
weltweiten wirtschaftlichen Rückschlag zu 
überwinden. Ich möchte mich als Optimist 
in diesem Hohen Hause sogar der Hoffnung 
hingeben, daß auch die Oppositionsparteien 
den Sinn dieser Demonstration nicht über­
sehen. 

Noch etwas in diesem Zusammenhang : Es 
entspricht meiner persönlichen, durch reiche 
Erfahrungen erhärteten Überzeugung, daß die 
Sorge um den gesicherten Arbeitsplatz, um die 
Gewährleistung des täglichen Brotes, um die 
weiteren Aufstiegschancen unsere.r Jugend, 
ja selbst um die Mehrung des Wohlstandes 
in einem Lande, dessen Bevölkerung eine solche 
Mehrung noch durchaus verträgt, niemals 
nur eine Angelegenheit der Regierung sein 
kann. Eine totale Opposition, für die nur noch 
das Interesse der eigenen Partei,  aber nicht 
a.uch das Interesse der Gemeinschaft zählt, 
müßte gerade in diesen Fragen unverständlich 
bleiben. {Beifall bei der (J V  P. - Ab!!. Bell ya: 
Wir sehen nur die Gemeinschaft ! - Abg. 
Wei khart: Und der Vizekanzler Dr. Withalm 
die Partei ! - Abg. Pay: Dazu hat er sich 
im "Kurier" bekannt ! - Der Präsid e nt gibt 
das Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren ! Ich danke 
Ihnen für diese Rastpause. (Heiterkeit bei 
der O v  P.) Vielleicht bringen es meine Jahre 
mit sich, daß man etwas kurzatmiger wird als 
seinerzeit auf dem Fußballplatz, Herr Vize­
kanzler. (Neuerliche Heiterkeit .) Aber werm ich 
das sage, dann hat das alles nichts mi, 
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sozialer Pathetik zu tun, sondern es ist der 
Ausdruck der nüchternen E"'kenntnis, daß die 
Gegensätze in den wirtschaftspolitischen Auf­
fassungen der Parteien dieses Hauses doch bei 
Gott nicht mehr so groß sind, daß sie nicht 
mit dem Aufwand einigen guten Willens im 
Interesse aller derer überwunden werden 
kÖlUlten, für die wir als gewählte Mandatare 
einzu�tehen haben. Wir leben in dieser 
Beziehung ja auch nicht mehr in den dreißiger 
Jahren, aus denen noch der Ruf in meinen 
Ohren ist : Hie Kapitalismus - hie Sozialis­
mus ! Die beiden großen Parteien dieses Hauses 
haben vielmehr seit 1945 gemeinsam eine 
wirtschaftliche und soziale Ordnung aufgebaut, 
deren Erh altung und Ausbau unser gemein­
sames Anliegen sein sollte. Ich schließe selbst­
verständlich die andere Oppositionspartei nicht 
aus. (Abg. Dr. Pi t t erm a n n: Obwohl der 
Gredler nicht Außenminister wurde ?) Es hat 
in Österreich nach unserer Freiheitsauffassung 
jeder das Recht, auch nein zu sagen, wenn er 
nicht will. (Beifall und Heiterkeit bei der 
(J VP.) 

Ich stehe aber auch nicht an, zu dem, was 
ich gesagt habe, noch hinzuzufügen, daß die 
Regierung manche Dinge nicht nur mit den 
eigenen Augen, sondern auch m it den Augen 
der Opposition sehen soll, um ihre Hand am 
Puls des Volkes zu haben. (Abg. Dr. Pi t t e r­
m a n  n: Da ist Klaus leider kurzsichtig !) 

Selbstverständlich weiß sich die Regierung 
auch noch allen jenen Aufgaben verpflichtet, 
für die noch keine Lösung gefunden werden 
kOlUlte. Sie wird es weder in der Frage eines 
Sondervertrages Österreichs mit der EWG 
noch in der uns so nahegehenden Südtirol­
frage an neuen Initiativen fehlen lassen, 
aber es sollte doch endlich anerkannt werden, 
daß die Regierung in diesen beiden Fragen 
auch von politischen Faktoren abhängig ist, 
die von ihr nicht oder nur außerordentlich 
schwer beeinflußt werden können. 

Der Regierung zum Vorwurf zu machen, 
daß sie in diesen beiden Fragen bisher mit 
keinen endgültigen Lösungen aufzuwarten in 
der Lage war, ist daher angesichts dieser 
Faktoren so ungereimt, als hätte man seinerzeit 
die zehnjährige Verzögerung des österreichi­
schen Staatsvertrages den damaligen Koali­
tionsregierungen in die Schuhe geschoben. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. Pit ter­
m a n  n: Die haben ihn allerdings zustande 
gebracht !) Die Legislaturperiode ist noch nicht 
aus ! (Abg. Dr. Pit terman n: Er wird nichts 
zustande bringen ! Je länger er bleibt, desto 
größer ist der Schaden !) 

Anders steht es mit der Neuregelung der 
Kompetenzen, für die uns von der Regierung 
ein Gesetzeavorschlag angekündigt wurde. Ich 

bin der Meinung, daß diese Neuregelung 
ehebaldigst erfolgen sollte, damit die einzelnen 
Verantwortungsbereiche klar abgegrenzt wer­
den kÖlUlen. 

Das Regierungsteam, das alle diese Aufgaben 
in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode 
neuerlich in Angriff nehmen will, vereinigt 
erfahrene Politiker, geschulte Diplomaten und 
angesehene Wissenschafter. Man könnte diese 
Regierung als eine Konzentrationsregierung 
auf monocolorer Grundlage bezeichnen, da 
sie alle Kräfte in sich schließt, die eine so 
große Partei wie die Österreichische Volks­
partei aufzuweisen hat. (Abg. Dr. van Tongel: 
Mit Ausnahme 'Von Tirol !) 

In dieser Feststellung liegt auch schon die 
Antwort auf gewisse Unterstellungen, nach 
denen diese Regierung kein langes Leben 
haben werde. Im politischen Kleinkrieg ge­
hören solche Prophezeiungen zu den vielfach 
praktizierten Methoden der Abwertung einer 
Regierung, mit der der Gegner eben deswegen 
keine Freude hat, wpil sie ihm in die Quere 
zu kommen verspricht. (Beifall bei der (J VP.) 

Die Österreichische Volkspartei hat nie 
einen Zweifel daran gelassen, daß sie die sich 
nach dem 6. März 1966 gestellte Aufgabe erst 
n.ach dem Auslaufen der gegenwärtigen Legib­
laturperiode erfüllt sieht. (Abg. Pay: Nach dem 
Ende dieser Regierung! ) Wenn es zur jetzigen 
Regierungsumbildung gekommen ist - ich 
muß Ihnen das sagen, mein Herr steirischer 
Kollege -, dann sind dafür allein die von mir 
früher angeführten Gründe entscheidend ge­
wesen. 

Etwas anderes sollte man in Ansehung der 
politischen Realität in die jetzige Regierungs­
umbildung nicht hineingeheimnissen. Eine 
Regierung, welcher neben dem Bundes­
parteiobmalUl auch der Generalsekretär 
der Partei angehört, kalUl sich nur 
eine Aufgabe stellen : die restlose Erfüllung 
des Auftrages, den ihr die Wähler am 6. März 
1966 erteilt haben. (Beifall bei der O VP. -Abg. 
Pay: Das war die letzte Auftragserteilung durch 
das Volk !) Herr Abgeordneter Pay ! Sie haben 
viel Sinn für Humor. Sie werden es mir daher 
nicht versagen, welUl ich Ihnen rate, das 
russische Sprichwort zu beherzigen, daß Gott 
der Herr dem Menschen zwei Ohren, aber 
nur eine Zunge verliehen hat. (Heiterkeit 
und Beifall bei der Ov P.) 

Gerade dieser Regierung kommt daher ein 
hohes Maß an geballter Kraft zu, mit der sich 
erst recht die Hoffnung auf die ErfülIung des 
vorgenalUlten Auftrages verbindet. Im übrigen 
sollte aber auch der politische Gegner so viel 
Fairneß aufbringen, einer umgebildeten Re­
gierung, bevor sie verdammt wird, eine ange­
messene Bewährungsfeist einzuräumen. Der 
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Abgeordnete Pittermann ist aber nicht einmal 
für eine Henkersmahlzeit. (Heiterkeit. 
- Abg. Dr. Pitt ermann: Klaus 1:st ja nicht 
'Umgebracht worden !) 

Es obliegt mir aber nun noch eine Aufgabe : 
den scheidenden . . .  (Abg. Probst: Kla'Us 
hat den aU8geschieaenen Ministern nicht ein 
Wort des Dankes hier ausgesprochen!) 
Moment, ich bin ja nicht fertig ! ( An­
haUende Zwischenrufe. - Abg. Weikhart :  
Das überläßt er  Ihnen ! - Abg. Dr. Pitter­
mann: Si tacuisses, philosophus mansisses I) 

Es obliegt mir nun noch, den scheidenden 
Regierungsmitgliedern den Dank der Öster­
reichischen Volkspartei auszusprechen. (Bei­
fall bei der Ö VP. - Abg. Probst :  Ein paar 
Tage zu spät I) Wenn ich in Verbindung 
damit den früheren Vizekanzler, Handels­
minister Dl'. Bock namentlich erwähne, dann 
deswegen (Abg. Dr. Pittermann: Weil es 
der Klaus versäumt kat I), weil er das am 
längsten ' dienende Regierungsmitglied war. 
Dr. Bock hat einer ganzen Reihe von Regie­
rungen der Zweiten Republik angehört und 
sich um den Wiederaufbau Österreichs be­
sondere Verdienste erworben. Als langjärhiger 
Handelsminister hat er einen wesentlichen 
Anteil daran, daß Österreich in den letzten 
Jahren in vielfältige wirtschaftliche Verbin­
dungen mit dem Ausland eingetreten ist. 

Wenn die Herren Kollegen von ganz hinten 
einen Zwischenruf gemacht haben - ich habe 
ihn nicht verstanden -, so paßt vielleicht 
jetzt meine grundsätzliche Feststellung darauf: 
Jeder Politiker hat, insbesondere dann, wenn 
er auch ein Regierungsamt bekleidet hat, ein 
Anrecht darauf, daß Beine gesamte politische 
Tätigkeit und nicht nur einzelne ihrer Phasen 
zur Grundlage der Urteilsbildung gemacht 
wird. (Erneuter Beifall bei der () V P.) 

Nunmehr bin ich zu Ihrer Erleichterung 
zu der Feststellung verhalten, daß ich in 
a.bsehbarer Zeit schließe. Aber ehe ich das tue, 
möchte ich noch die Worte eines Mannes 
zitieren, der zu den Großen der sozialistischen 
Publizistik gehört. Ich meine den verstorbenen 
Chefredakteur der "Arbeiter.Zeitung" 
Dr. Oskar Pollak, der in einer anderen sozia­
listischen Zeitschrift, der " Zukunft" , einmal 
folgende Meinung zum Ausdruck gebracht 
hat. Er schrieb dort : " Blicken wir von der 
Vergangenheit weg in die Zukunft. Natürlich 
wird einmal, eines schönen demokratischen 
Tages, das Zweiparteiensystem auch in Öster­
reich seine klassische Form annehmen : die 
stärkere Partei regiert, die nur wenig schwä­
chere bildet die Opposition - und beide 
vertrauen einander 80 weit, daß keine von den 
beiden die Steilung, die ihr die Demokratie 
einräumt, mißbrauchen wird." 

An dieses Wort eines Mannes, dem es um 
das Ansehen der Demokratie ernst gewesen 
ist, möchte ich am Schlusse erinnern, weil 
meiner Meinung nach alles darauf ankommt, 
ob wir seiner hohen Auffassung über das Ver­
trauen, das auch politische Gegner miteinander 
verbinden sollte, in den kommenden zwei 
Jahren gerecht werden. 

Die erste monocolore Regierung der Zweiten 
Republik hat das Wohl des gesamten öster­
reichischen Volkes zum Leitstern ihres Han­
delns gemacht. Diesem Ziel will sie - wie sie 
es hier durch ihren Repräsentanten erKlärt 
hat - auch weiter dienen. Mögen die Wege, 
die zu diesem Ziel führen, verschieden ange­
legt sein - denn darin unterscheiden sich 
politische Parteien nun einmal --, 80 sollte es 
auf der Basis des aufrichtigen Willens dieser 
Regierung, allen Schichten der Bevölkerung 
gerecht zu werden, in den kommenden zwei 
Jahren auch eine Verständigung mit ihren 
politischen Gegnern darüber geben können, 
daß Österreich aus dem Wellental der Kon­
junktur so rasch wie möglich herausgeführt 
werden soll. 

Und wenn alles gut werden soll, dann soll 
die Toleranz zum Gesetz unserer politischen 
Begegnung erhoben werden. Nur Toleranz 
scheint uns der Würde des Menschen gerecht 
zu werden. Politik schlechthin ist nur insofern 
moralisch zu rechtfertigen, als es sich um 
Bemühungen um den Menschen handelt und 
als sie aus der Bereitschaft besteht, Idee und 
Würde des Menschen zum Maßstab des politi­
schen Anliegens und der Verwirklichung zu 
machen. 

Die Konfrontation an Stelle der Koalition 
kann eine gute Sache sein, aber nur so lange 
- das gestatten Sie mir zu sagen -, als traghafte 
Brücken in genügender Zahl die Ufer unseres 
politischen Lebens verbinden, solange also 
das Bewußtsein , daß es für alle Österreicher 
mehr Verbindendes als Trennendes gibt, vor­
handen ist. Ich möchte es - ich sage das als 
einer der Ältesten in diesem Hause, mein 
Freund Prinke, glaube ich, kann mich noch 
abordnen, um ihm einen Schnupftabak zu 
holen (Heiterkeit) - nicht wahrhaben, daß 
da und dort Sprengkommandos unterwegs 
sind, die alle Brücken bis auf den letzten 
schmalen Steg abbrechen wollen. All dem 
heißt es widerstehen, soll nicht eines Tages 
wieder Feuer auf dem Dache sein, auf dem 
Dache der Republik, deren fünfzigjährigen 
Bestand wir in diesem Jahre gemeinsam 
feiern. (Langanhaltender 8tarker Beifall bei 
der Ö VP.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Peter . Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Als einer der 
jüngeren Abgeordneten dieses Hohen Hauses 
begrüße ich es außerordentlich, daß die 
Österreichische Volkspartei Altbundeskanzler 
Dr. Gorbach zu ihrem heutigen Sprecher 
erkoren hat. Versetzt uns das doch in die 
Lage, am Wesen und Verhalten von zwei 
Kanzlern dieser Republik Vergleiche zu ein 
und demselben Gegenstand anzustellen. 

Daß sich die Kampfmannschaft des ÖVP­
Reformers Dr. Klaus in einer schlechten Ver­
fassung befindet, geht daraus hervor, daß die 
Österreichische Volkspartei heute den Land­
sturm in der Person des Antireformers Dr. Gor­
bach aufbieten mußte, um das Kabinett 
Klaus III aus dem Engpaß, in dem es sich 
befindet, herauszuboxen. 

Herr Altbundeskanzler ! Sie warfen den 
Oppositionsfraktionen vor, sie hätten sich 
vorgestern würdelos benommen, als der Kanz­
ler seine Erklärung abgegeben hat. Sie sind 
damit einverstanden, meine Damen und Herren 
der Mehrheitspartei, daß wir uns sachlich und 
nicht polemisch mit diesem Vorwurf ausein­
andersetzen. 

Sie, Herr Altbundeskanzler, haben heute 
etwas getan, was nach meiner überzeugung 
eigentlich Aufgabe des Kanzlers Dr. Klaus ge­
wesen wäre : den Dank an die scheidenden 
Regierungsmitglieder abzustatten. Kein Wort 
davon war in der Rede des Bundeskanzlers 
Dr. Klaus enthalten ! 

Sie haben ein zweites getan, Herr Alt­
bundeskanzler, wofür ich Ihnen sehr ver­
bunden bin. Sie haben heute die erste Er­
klärung und Begründung für die Notwendigkeit 
der Regierungsumbildung abgegeben. Herr 
Bundeskanzler Dr. Klaus hat es vorgestern 
nicht der Mühe wert gefunden, dem National­
rat mit einem einzigen Satz zu erklären, warum 
er sich zur Umbildung seines Kabinetts ent­
schlossen hat. (Lebhafte Zustimmung bei der 
FP().) 

Wenn Herr Bundeskanzler Dr. Klaus der 
Meinung ist, es genüge, außerhalb des Parla­
ments diese Argumente zu setzen, so ist das 
seine Sache. Wir Freiheitlichen sind aber der 
Meinung - und da müssen wir Ihnen, Herr 
Altbundeskanzler Dr. Gorbach, widerspre­
chen -, daß es zur Pflicht eines Bundeskanz­
lers gehört, die Abgeordneten des National­
rates und damit auch die der Oppositions­
parteien nicht schlechter zu behandeln als die 
Presse und andere Institutionen des Staates. 
Darf ich Sie bitten. die "Erklärung des 
Bundeskanzlers" - eine Regierungserklärung 
wa.r es ja nicht - da.hin gehend zu prüfen, 
inwieweit sie sich mit der Umbildung be­
schäftigt und darüber ausläßt, dann stellen 

Sie fest, daß der Kanzler bei einer 13 Seiten 
umfassenden Rede mit sechs dürren Zeilen 
auf die Regierungsumbildung eingegangen ist. 
Nach dem diesbezüglichen ersten Absatz 
kommt dann die Feststellung von der "Halb­
zeit" dieser Legislaturperiode. Anschließend 
geht der Kanzler bis zum Ende dem Haupt­
gegenstand unserer heutigen Diskussion aus 
dem Weg. 

Wenn der Herr Vizekanzler Dr . Withalm 
laut "Salzburger Nachrichten" erklärt hat, 
daß das Verhalten der Oppositionsfraktion 
vorgestern skandalös gewesen sei, dann wollen 
Sie mir, bitte, nicht verübeln, wenn ich die 
Art und Wei8e, wie der Herr Bundeskanzler 
vorgestern vorgegangen ist, vom Standpunkt 
der freiheitlichen Fraktion aus als skandalös 
bezeichne. (Zustimmung bei der FPO.) Hier, 
Herr Altbundeskanzler, steht nun einmal 
Ansicht gegen Ansicht. 

Nachdem Sie, meine Damen und Herren 
der Regierungspartei, den Terminus der "Hof­
übergabe" in die Diskussion geworfen haben, 
gestatten Sie mir mit Hilfe dieses Begriffes 
einen anderen Vergleich : Der Auszugbauer 
Dr . Gorbach mußte heute aufgeboten werden, 
um dem materiell und ideell verschuldeten 
Jungbauern Dr. Klaus aus der Klemme zu 
helfen. Damit es der ÖVP in Zukunft besser 
geht als bisher, hat der verschuldete Jung­
bauer Dr. Klaus zugleich einen Vormund 
in der Person des Generalsekretärs und Vize­
kanzlers Dr. Withalm bekommen. (Beifall 
bei der F pO. - Zwischenrufe.) Den Ver­
gleich mit der "Hofübergabe" , meine Damen 
und Herren, haben Sie von der Österreichi­
schen Volkspartei angestellt. 

Nun möchte ich aber noch einmal zum 
Thema des "Landsturms" und zum Auf­
bieten des Herrn Altbundeskanzlers Dr. Gor­
bach zurückkommen. Ich räume ein, daß sich 
der "Landsturm" der Österreichischen Volks­
partei in einer ausgezeichneten Kampfverfas­
sung befindet. Zum Unterschied von dieser 
Kampfverfassung des ÖVP-Landsturmes be­
trachte ich das Kabinett Klaus In als eine 
Mischung von eiserner Reserve, die in der 
Person Dr. Withalms zu früh eingesetzt 
wurde, des Volkssturms am Ende des zweiten 
Weltkrieges (Zwischenruf des Abg. Dr. Gru­
b e  r) , repräsentiert durch den Bundeskanzler, 
und durch das letzte Aufgebot, das hier 
draußen 31m linken Flügel der Regierungsbank 
in der Person Karl Pisas sitzt. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben zwar 
vorgestern eine Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers gehört, aber den eigentlichen Grund 
für diese Regierungsumbildung hat uns dan­
kenswerterweise der "Kurier" an Hand einer 
Feststellung mitgeteilt, die der Vizekanzler 
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Dr. Withalm getroffen hat. Er sagte unter 
anderem : "Für uns" - die ÖVP - "war 
entscheidend, was der Partei nützt, einzig 
und allein davon haben wir uns" - bei der 
Regierungsumbildung - "bestimmen lassen."  
( Vizekanzler Dr. Wi thalm: Ein verstümmeltes 
Zitat I) Ein unvollständiges Zitat, sagt der 
Herr Vizekanzler Dr . Withalm. Ich zitiere 
weiter. (Vizekanzler Dr. W i t h a lm: Vorher I) 
Herr Withalm sagte : " Es geht ja um die 
Partei ' "  Wir müssen schauen, daß alle 
Kräfte konzentriert werden auf die Erreichung 
des letzten Wahlziels, das ist die absolute 
Mehrheit 1970." 

Wir Freiheitlichen nehmen zur Kenntnis, 
daß das der entscheidende Grund für die 
Regierungsumbildung gewesen ist. Sie, Herr 
Altbundeskanzler, bezeichneten diesen Akt 
der Umbildung nicht als ein Zeichen des Ver­
sagens, sondern als einen solchen der Be­
währung. Darüber kann man geteilter Mei­
nung sein. Ich gehe nicht so weit wie der 
Abgeordnete Dr. Pittermann und möchte über 
dieses Kabinett Klaus III heute nicht ver­
früht urteilen, sondern namens meiner Frak­
tion zum Ausdruck bringen, daß die Vorgänge 
um diese Regierungsumbildung äußerst uner­
freulich sind. (Abg. Dr. Pi t t erm ann: Also 
die Tür ofJenlassen 1 ) Natürlich. Ich habe 
von Ihnen, Herr Abgeordneter Dr. Pitter­
mann, als dem älteren und damit auch rei­
feren Parlamentarier öfter gehört, daß eine 
demokratische Politik die Türen immer offen­
lassen muß.  Es darf in der Demokratie nie 
ein Niemals geben. Das könnte unter Um­
ständen den Staat und die Republik in eine 
äußerst unerfreuliche Situation bringen. (Abg. 
Dr. Gorbach: Numquam l) 

ist, bin aber der Meinung, daß er jetzt an 
seinem Rubikon steht und es nicht zuletzt 
von ihm abhängen wird, wie sich die Politik 
im Staate weiterentwickeln wird. Damit 
meine ich, daß nicht zuletzt von jener Be­
ziehung, die diese Bundesregierung nunmehr 
zum Nationalrat aufbaut oder nicht, und 
davon, wie die Bundesregierung Klaus III 
das Gespräch mit dem Nationalrat führt, 
unendlich viel für die weitere Entwicklung 
der Republik Ö&terreich abhängen wird. 

Die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
war in erster Linie eine Markierung der Halb­
zeit der Legislaturperiode, und in der weiteren 
Folge ein Aufzählen der ungelösten Probleme, 
ohne auf die Lösung derselben einzugehen. 
Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
sich eine Bundesregierung bei einer Umbildung 
der Mühe unterziehen müßte, dem National­
rat zu sagen, wie sie bis zum Ende der Le­
gislaturperiode weiterarbeiten will. 

Herr Bundeskanzler ! Es ist kein Vorwurf, 
sondern nur eine Feststellung, daß man den 
Inhalt Ihrer Regierungserklärung längst den 
Zeitungen entnehmen konnte. Sie, Herr Bun­
deskanzler, waren es, der den Stil dieser Er­
klärung festgelegt hat. Diese Erklärung ist 
auf der Grundlage des Monologs und nicht 
des Dialogs errichtet. Und Sie, Herr Bundes­
kanzler, haben vorgestern jenen unerfreulichen 
Ton angegeben, der nun einmal den Unmut 
der Oppositionsfraktionen hervorrufen mußte. 

Es ist nicht unsere Schuld, daß Pisas 
Opus Nr. 1 eine Fehlkomposition war. (Zwi­
schenrufe.) Es ist nicht unsere Schuld, 
Herr Bundeskanzler, daß Ihr Stoß in Pisas 
Horn schlecht und biechern geklungen hat. 
Ihre Erklärung von vorgestern, Herr Bundes­

Des weiteren hat uns der Herr Altbundes- kanzler, werten wir Freiheitlichen als einen 
kanzler Dr. Gorbach erklärt, es handle sich neuen Beweis dafür, daß es Ihnen nicht ernst 
um eine Konzentrationsregierung auf mono- ist, eine echte Beziehung, eine echte Wechsel­
colorer Grundlage. Nun, was da noch an Kon- wirkung zum Nationalrat zu schaffen. Die 
zentration vorhanden ist, werden wir im Mißtöne von vorgestern, Herr Bundeskanzler, 
Laufe der nächsten Wochen und Monate vor sind vor allem deswegen entstanden, weil das 
Augen geführt bekommen. Instrument des Regierungschefs falsch ge-

Jedenfalls sind wir Freiheitlichen dem Vize- stimmt war. Die falschen Töne des Bundes­
kanzler Dr. Withalm verbunden, daß er klar kanzlers sind den Zwischenrufen der Oppo­
und prägnant von seiner Sicht aus den Beweg- sitionsfraktionen vorausgegangen. (Abg. 

grund für die Regierungsumbildung dargelegt M ayr:  Verdrehen kann man alles 1 - Abg. 

hat. In diesem Punkt unterscheidet sich der Dr. Gruber :  Eine lendenlahme Erklärung I) 
Herr Vizekanzler Dr. Withalm vom Bundes- Das ist keine lendenlahme Erklärung, sondern 
kanzler Dr. Klaus : Beim brutalen Charme des eine Feststellung der Tatsachen. 
Dr. Withalm weiß man jederzeit, wie man dran Herr Abgeordneter Gruber, ich wage die 
ist ! Das ist eine schätzenswerte Eigenschaft Behauptung, daß der bisher von der Bundes­
in der Politik. Allerdings darf ich Dr. Withalm regierung praktizierte . . .  (Abg. Dr. Gruber :  
an ein Wort erinnern, das einstmals ein de- Geben Sie zu, die Reaktion war schlecht auf Ihr 
mokratischer Politiker prägte : Wenn auch nur Verhalten, und jetzt wollen Sie sich entschul­
wenige Menschen Cäsaren sind, so steht doch digen l - Zwischenruf des Abg. Dr. flan 
jeder einmal vor seinem Rubikon. - Ich will Tongel. - Abg. Dr. Pi t t erman n :  Etwas 
nicht behaupten, daß Dr. Withalm ein Cäsar I hirnlahm l - Weitere Zwischenrufe. - Der 
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Präsident  gibt das Glockenzeichen.) Die 
Reaktion der Bevölkerung auf das Verhalten 
der Oppositionsfraktionen und des Bundes­
kanzlers können weder Sie noch wir beweisen. 
Das ist eine Hypothese von Ihnen, Herr 
Grub er , die Sie unter keinen Umständen be­
weisen können, genausowenig wie ich in der 
Lage bin, meine :Meinung unter Beweis zu 
stellen. (Ruf bei der SPÖ : Sonst würden sie 
heute nicht so reden ! - Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Gru b e r. - Ruf bei der 
SPÖ : Schwach ist der Gruber ! )  Herr Gruber, 
ich wage trotzdem, trotz ihrer Einschränkung, 
die Feststellung, daß die "Kabinetts-Bei­
gabe" Dr. Withalm als Vizekanzler die Be­
endigung des " J  osephinischen Verkündigungs­
stiles" in der Bundesregierung darstellt. Diese 
Art des Bundeskanzlers hat Schiffbruch er­
litten. 

Zum Unterschied von der sozialistischen 
Fraktion wollen wir Freiheitlichen trotz unserer 
Kritik an der Regierung das Kind nicht 
mit dem Bade ausschütten. (Abg. Lanc :  
Ich habe geglaubt, mit dem Gredler !) Wir 
räumen dieser Bundesregierung ein, daß sie . . . 
(Abg. Dr. Gru b e r :  Lanc, das haben deine 
Le'ute nicht verstanden, denn sonst hütten 
sie gelacht I) Herr Lanc ! In der Causa 
Gredler müssen Sie sich an den Herrn Bundes­
kanzler wenden. :Mit uns Freiheitlichen hat 
er darüber nicht gesprochen. (Abg. Lanc : 
Salzburg und Tirol liegen nahe beieinander, 
das kommt nicht bill Linz ! - Heiterkeit.) 
Schmerzt Sie das, wenn Begegnungen in Tirol 
stattfinden 1 Uns nicht, Herr Lanc ! 

Wir Freiheitlichen räumen dem Kabinett 
Klaus II ein, daß es eine Reihe von Problemen 
anzupacken versuchte. Es würde nicht den 
Tatsachen entsprechen, wollte man feststellen, 
daß das Kabinett Klaus II nichts getan 
hätte. Wir Freiheitlichen sind aber der :Mei­
nung, daß es 8ich zuviel zugemutet hat, daß 
es einer Reihe von Fehleinschätzungen unter­
legen ist und daß sich das Kabinett Klaus II 
als äußerst kontaktarm erwiesen hat. 

Darüber hinaus sind wir Freiheitlichen 
der Meinung, daß das Kabinett Klaus II seine 
Kraftreserven falsch eingeschätzt hat, was 
letzten Endes zu einem Erschöpfungszustand 
geführt hat, in dem sich sowohl die ÖVP 
als auch der Kanzler derzeit befinden. (Abg . 
Dr. van Tongel :  Den Gruber hätten wir noch 
gebraucht !) Ich bin persönlich der :Meinung, 
daß der Kanzler an diesem Erschöpfungs­
zustand selbst schuld ist, weil er das Arbeits­
tempo seit dem 6. :März 1966 derart forciert 
hat, daß er alles auf einmal machen wollte. 
Dadurch wurde der :Motor überdreht, sowohl der 
der Verwaltung als auch der der Gesetzgebung. 
So kam es nun zu jenen überlegungen in 

der ÖVP, die in dem Ausdruck der "Hof­
übergabe" gipfeln. Seinerzeit ist der Hof 
durch den Auszugbauern Dr. Gorbach ehren­
voll, allerdings auch mit Hypotheken be­
lastet, übergeben worden. Bundeskanzler 
Klaus war es nicht möglich, die Verschuldung 
des Hofes abzubauen, was eben zur der­
zeitigen Verschuldung geführt hat. Daß auf 
diesem Hof komplizierte Familienverhältnisse 
vorherrschen, ist ebenso eine Tatsache, an 
der man nicht vorübergehen kann. 

Dr. Schulmeister prägte jüngst im Fern­
sehen den Ausdruck . . .  (Abg. Dr. Gruber :  
"Schulmeister" Peter !) Ich meine den Schul­
meister von der "Presse" ,  Ihnen, der ÖVP, 
nahestehend ! ( Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Dr. Grube r.) Einen ärgeren Schul­
meister als Sie, Herr Gruber, gibt es in dem 
Hause nicht, nehmen Sie das zur Kenntnis ! 
(Heiterkeit. - Abg. Dr. Pittermann:  Auch 
keinen schlechteren !) 

Dr. Schulmeister von der "Presse" prägte 
jüngst im Fernsehen den Ausdruck, daß 
Dr. Klaus jener Bundeskanzler wäre, der vor 
die größten Schwierigkeiten seit der Nachkriegs­
zeit gestellt worden wäre. Wir wollen gar nicht 
verkennen, daß dieses Kabinett Klaus II 
die Hypotheken der Koalitionsregierungen 
mit übernehmen mußte. (Abg. Dr. PUter­
m a n n :  Da war er ja dabei !) Trotzdem sind 
es Hypotheken, die die schwarz-rote Koalition 
der monocoloren Regierung der ÖVP über­
antwortet hat. 

Wir dürfen aber auch nicht außer acht 
lassen, daß Dr. Klaus jener Kanzler der 
Zweiten Republik ist, der mit den größten 
Chancen ausgestattet auf Grund des Wahl­
ergebnisses vom 6. :März 1966 seine Arbeit 
aufnehmen konnte. Statt des Österreich­
konzepts für das Jahr 2000 hat uns diese 
Regierung mit Hilfe der ÖVP-Mehrheitspartei 
eine parteiegoistische "Aktion 20" beschert. 
Statt eines Programms für Österreich arbeitet die 
Regierung mit Plakaten und Postwürfen auf 
Kosten des Steuerzahlers. Statt Einsparung 
und Verwaltungsreform hat dieses Kabinett 
Klaus II Parteipropagandisten für :Minister 
mit Hilfe von Steuergeldern eingestellt. Und 
statt einer sachlichen und wirklich umfassenden 
Information der Öffentlichkeit beschreitet die 
Regierung den Weg der Parteitechnologie und 
der Propagandaökonometrie mit Hilfe des 
Staatssekretär/:! Pisa. 

Es ist heute eine politische Tatsache, daß 
das Kabinett Klaus II glücklos gewesen ist. 
Diese Glücklosigkeit der Regierung Klaus II 
ist nicht BO sehr in den äußeren Umständen als 
vielmehr in der Struktur und in der Wesens­
art des Kanzlers selbst begründet : Wenig 
Bereitschaft, wenig Anteilnahme, wenig Auf-
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merksamkeit und wenig Aufgeschlossenheit 
gegenüber dem Parlament kennzeichnen den 
Stil des Kabinetts Klaus H. Glücklos ist diese 
Regierung Klaus H auch deswegen geblieben, 
weil Wohlbehagen, Eitelkeit und Selbstherr­
lichkeit den Gei8t dieses Kabinetts ermatteten. 

Der Sieger des 6. März 1966 ist mit einem 
so großen übermut an seine schwierige Auf­
gabe herangegangen, daß er bereits darin den 
Keim für seinen Niedergang gelegt hat. Die 
Erklärung des Bundeskanzlers von vorgestern 
ist nichts anderes als ein vorzeitiger Nekrolog 
auf das Kabinett Klaus III. Der Herr Bundes­
kanzler hat den Ausdruck der "Halbzeit" 
in die Diskussion geworfen. Beim Stand der 
Halbzeit dieser Legislaturperiode kann man 
bereits feststellen, daß Dr. Klaus das Spiel 
verloren hat. 

Man darf dem Bundeskanzler einen Leit­
gedanken aus "Wilhelm Meisters Wanderjahre" 
für den weiteren Weg mitgeben, der zum Aus­
druck bringt, daß sich mit den Jahren die 
Prüfungen steigern. Mit einem wird der Herr 
Bundeskanzler nicht das Auslangen finden, 
nämlich mit dem russischen Sprichwort : "Ein­
gestanden ist schon halb gebessert. " 

Botschafter Dr. .Waldheim als überpartei­
licher technischer Fachminister in das Kabi­
nett berufen worden, oder nimmt er in diesem 
Kabinett den Platz eines ÖVP-Ministers ein 1 
Daß der neue Außenminister darauf antwortet, 
erachten wir Freiheitlichen als eine unerläß­
liche Notwendigkeit. 

Wir sind auch der Meinung, daß es Botschaf­
ter Dr. Wald heim in seiner neuen Funktion 
außerordentlich schwer hat, und wünschen 
ihm, daß es ihm gelingen möge, die Außen­
politik nicht nur vor Dr. Klaus zu bewahren, 
sondern darüber hinaus den Kanzler von 
unbedachten Auslandsreisen abzuhalten. Hier 
erwächst der Außenpolitik und dem neuen 
Außenminister eine ungeheuer schwierige Auf­
gabe, von der wir wünschen, daß sie im In­
teresse Österreichs befriedigend gelöst werden 
möge. 

Das Budget 1969 wird die Krisensituation 
des Kabinetts Klaus III mit aller Deutlich­
keit veranschaulichen. Es wäre verfrüht, 
sich mit diesem äußerst schwierigen Problem 
schon heute auseinanderzusetzen. Nicht zu­
letzt geht es um die Frage : Wird es dem neuen 
Finanzminister gelingen, die Bevölkerung vor 
neuen, zusätzlichen BelaBtungen zu bewahren, 

Folgendes war auch einer der Wesenszüge oder wird eine der Notwendigkeiten des 
der vorgestrigen Erklärung des Regierungschefs : Finanzministers darin bestehen, Österreichs 
Aufzeigen unerfreulicher Tatbestände, ohne Bevölkerung und der Wirtschaft neue Lasten 
daraus die notwendigen Nutzanwendungen zu aufzuerlegen ? Auch darauf vermag man heute 
ziehen. keine allgemeingültige Antwort zu geben. 

Dafür sind wir mit Pisaschen Wortspielen Wir wünschen aber, daß Finanzminister 
reichlich bedacht worden . Mit diesen Wort- Dr. Koren von der Praxis seines Vorgängers 
gebilden des Herrn Pisa wird sich mein Kollege in folgender Angelegenheit abrücken möge : 
Zeillinger noch eingehend auseinandersetzen. Dr. Schmitz hat das Erstellen des Budgets 
Aber Begriffe wie "Ungleichgewicht" , "Ur- in erster Linie in der Funktion und in der 
sachenreihe" , "Ursachenkomplex" , "Faszi- Kunst gesehen, Enttäuschungen auf alle Kreise 
nationszentrum" sind keine Antwort auf die der Bevölkerung möglichst breit zu verteilen. 
vielen ungelösten Probleme in unserem Staat. In dieser Beziehung gezielter, sparsamer vor­
Das Pisasehe Rezept der Kanzlererklärung zugehen, ist eine der Notwendigkeiten, die 
bestand in erster Linie aus geschwollenen wir Freiheitlichen in den Mittelpunkt der 
Phrasen und nicht im Aufzeigen zielführender Diskussion stellen wollen. 
Wege. (Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner  Die Budgetwahrheit ist etwas, womit es 
übernimmt den Vorsitz.) Finanzminister Dr . Schmitz nicht immer 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß ernst genommen hat . Wir wissen, daß auf 
die Regierungsumbildung zeitlich falsch vor- der einen Seite vom Stl:l.at eine große Spar­
genommen wurde. Wenn man die Absicht samkeit erwartet und andererseits an die 
hat umzubilden und diese Umbildung auch Freigebigkeit der öffentlichen Hand appelliert 
von der Absicht getragen ist, die Kompetenzen wird. Wir Freiheitlichen sind uns klar darüber, 
verschiedener Ministerien zu ändern, wäre es daß wir uns nicht endlos in der Einbahnstraße 
doch naheliegend gewesen, Regierungsumbil- der Ausgabenvergrößerung weiterbewegen 
dung und Kompetenzänderung Zug um Zug können. Wir Freiheitlichen sind ebenso der 
vorzunehmen. So geht nun der ausgezeichnete Überzeugung, daß die jetzige Budgetmisere 
Fachmann Dr. Waldheim mit ungeheuren von der Einnahmenseite her nicht bewältigt 
Hypotheken belastet an die Lösung seiner werden kann und daß die Ansatzpunkte 
schwierigen Aufgaben heran. daher in erster Linie bei der Ausgabenseite 

Namens der freiheitlichen Fraktion erlaube gefunden werden müssen. 

ich mir, an den Herrn Außenminister eine Wir räumen ' dem Herrn Bundeskanzler 
Frage zur KlarsteIlung zu richten : Ist Herr ein, daß er in verschiedenen Teilen seiner 

505 
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vorgestrigen Erklärung den Mut zur Wahrheit 

I 
Gültigkeit haben, in einer anderen Richtung 

zum Ausdruck brachte, aber wir bedauern gemeint waren als in der, in der sie gesprochen 
außerordentlich, daß er sich nicht der Mühe wurden. Wenn die jüngste politische Ge­
unterzogen hat, die Wege aufzuzeigen, auf schichte unserer Republik geschrieben werden 
denen er zum Ziel zu kommen ghmbt. Wir wird, wird das deutlicher werden : Sie könnten 
bedauern es ebenso, daß das Kabinett das alles an Ihrem eigenen Schicksal illu­
Klaus III nach seiner Antrittserklärung mit strieren. - Dabei möchte ich es bewenden 
den notwendigen Konzepten gegenüber dem lassen. 
Nationalrat weiterhin in Verzug ist. 

Wir Freiheitlichen müssen in einem Punkt 
die Feststellung des Herrn Bundeskanzlers 
zurückweisen, nämlich daß seine Einladung 
vom 20. April 1966 an die Oppositionsfraktio­
nen nach wie vor aufrecht ist. Herr Bundes­
kanzler ! Diese Einladung ist in ihrem Grund­
gehalt nach wie vor dürftig. Dieser Einladung 
vom 20. April 1966 haben Sie bis zum heutigen 
Tag keine Taten folgen lassen. Solange nicht 
von der Regierungsbank her die Bereitschaft 
bekundet wird, den Gesinnungswandel gegen­
über dem Nationalrat zu vollziehen, solange 
sind wir Freiheitlichen nicht in der Lage, dem 
Kabinett Klaus III Glauben zu schenken. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Der Herr Bundeskanzler hat das sportliche 
Bild der "Halbzeit" verwendet. Wenn ich 
auch verstehe, daß ihm seine Public-relation­
Manager raten, sich bei jeder Gelegenheit 
um eine Mischung von Politik und Sport zu 
bemühen und sich auch selbst das Image 
eines sportlichen Politikers zu geben, so kann 
ich mich noch an die Zeit erinnern, in der ich 
auf Fußballplätze gegangen bin, und da war 
das . . .  (Abg. Dr. Gorbach: Linker Flügel I) 
Nein, ich war Linksverbinder , das war schon 
damals mein Schicksal. (Heiterkeit. - Abg. 
Dr. Gorbach: Das war ich in der Koalition 
auch: Linksverbinder ! ) Ich kann mich noch 
erinnern - ich hoffe, es ist heute nicht an­
ders -, daß man nach der ersten Halbzeit 

Vorsitzender Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als ungefähr weiß, was in der Mannschaft drin 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge- ist, und ungefähr abschätzen kann, wozu sie 
ordneten Dr. Kreisky das Wort. in der zweiten Halbzeit fähig ist ; denn auch 

auf dem Fu ßballplatz gibt es keine Wunder 
Abgeordneter Dr. Kreisky (SPÖ) : Herr (Ruf bei der Ö V P: Aber Wunderteam !) , 

Präsident ! Hohes Haus ! Vor allem möchte ich Herr Bundeskanzler, dort spielen elf Leute, 
dem sehr verehrten Herrn Altbundeskanzler sie tun _ das nehme ich immer an - ihr 
aufs neue auch von dieser Stelle aus - dazu Bestes für ihre Mannschaft und für ihren Verein. 
hatte ich ja früher nie Gelegenheit - meine · Ein solches Maß an Auswechslung war 
Bewunderung dafür ausdrücken, daß er sich seinerzeit allerdings nicht möglich ; nur beim 
auch diesmal sozusagen selber zu überwinden Eishockey kann man so viele Spieler austau­
verstanden hat, um seine nun lang geschonte schen, beim Fußball nicht. (Abg. Li bal: 
Eloquenz aus Gründen, die ich nicht allzu Jetzt spielt der Trainer auch mit, er ist in die 
gründlich untersuchen möchte, sowie seinen Mannschaft gegangen!) 
in jahrelanger Emsigkeit gesammelten Witz 
in den Dienst der Regierung Klaus zu stellen. 
(Heiterkeit.) Ich glaube, daß sich dieses 
Phänomen . . .  (Abg. Dr. Gruber: Sie mü8sen 
sich zusammennehmen, daß Sie soviel Witz auf­
bringen ! - Heiterkeit bei der Ö V P. - Abg. 
Libal: Du ha8t schon gestern mit deinen 
Zwischenrufen brilliert !) Herr Dr. Gru bel' ! 
Ich gebe zu, daß ich nicht über die gleiche 
Akkumulation von Witz verfüge wie andere 
auf Ihrer Seite. (Abg. Dr. Gruber: Aber Witz 
im klassi8chen Sinn !) 

Er hat sich in den Dienst der Regierung 
Dr. Klaus gestellt, und ich kann mir, Herr 
Altbundeskanzler, dieses Phänomen nur so 
erklären, daß Ihnen dieses Opfer deshalb 
nicht allzu schwer zu sein schien, weil es 
durch die Genugtuung, die Sie in diesem 
Augenblick erfüllen muß, einigermaßen kom­
pensiert wurde. Ich habe nämlich das Gefühl 
- ich wiederhole das, was ich Ihnen in einem 
Zwischenruf gesagt habe -, daß einige der 
politischen Lehren, die an sich durchaus 

Aber ich will jetzt nicht mit Ihnen kon­
kurrieren und mir ein sportliches Image ver­
schaffen, denn ich betreibe Sport zu meinem 
eigenen Vergnügen und möchte dabei am 
liebsten in Ruhe gelassen werden. Außerdem 
betätige ich mich nicht so erfolgreich, daß ich 
mich unbedingt damit in der Öffentlichkeit 
produzieren möchte. 

Aber nun gehe ich über zu den Fragen, 
die uns hier zu beschäftigen haben, nämlich 
zu der Erklärung - eine Regierungserklärung 
ist es j a  nicht -, die der Herr Bundeskanzler 
vorgestern hier verlesen hat. 

Das war zum Teil die Wiederholung von 
Versprechen, die er gemacht hat, aber zum 
allergrößten Teil war es eine Sammlung der 
berühmten eingefrorenen Posthorntöne des 
Freiherrl1 von Münchhausen. Das haben 
wir immer wieder gehört, das ist von Zeit 
zu Zeit in der eisigen Kälte des politischen 
Klimas in Österreich eingefroren, und wenn es 
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wieder heißer wird, dann tauen diese Töne 
a.uf. Aber wir alle merken, daß sie eben nicht 
mehr echt sind. 

Sie kommen und sagen, es müsse doch das 
gute Recht eines Bundeskanzlers sein, seine 
Regierung zu verändern. - Natürlich, das 
ist das gute Recht, wir sind ganz Ihrer Mei­
nung, nämlich der Meinung, die Sie formell 
nicht zum Ausdruck gebracht haben : daß 
die Minister, die Sie austauschten, zum Groß­
teil dieses Schicksal verdient haben. 

Wenn Sie den Außenminister ausgetauscht 
haben, so finde ich das allerdings am wenig­
sten begründet, denn ich habe von diesem 
Platz aus sehr oft gefragt : Was bleibt denn 
für diesen armen Minister zu tun übrig, 
wenn Sie sich alle, meine Herren, in die 
Außenpolitik einmischen 1 Hier hat a.lso einer 
der Mohren seine Schuldigkeit getan und hat 
zu gehen. 

Was den Innenminister betrifft, so weiß 
die österreichische Öffentlichkeit eigentlich 
darüber nicht mehr, als daß die Tiroler sehr 
zornig sind. Was er angestellt hat, das haben 
Sie dem Haus nicht gesagt, obwohl die Mini­
ster eigentlich diesem Haus verantwortlich 
sein sollten, wie sie es auch der Verfassung 
nach sind. Vielleicht ist er zuwenig durch­
schlagskräftig, vielleicht hat er auch zu gute 
Manieren gehabt. Wir haben uns ja überzeugt : 
der nächste schaut da in das Blatt des anderen, 
das gehört sich, habe ich schon einmal gesagt, 
nicht für einen Minister, auch für andere 
nicht. 

Vielleicht ist er im Umplacieren von poli­
tisch Mißliebigen nicht genügend durchschlags­
kräftig gewesen. Probiert hat er es schon. 
Und wenn Sie mich provozieren, werde ich 
Ihnen bei der allernächsten Gelegenheit einige 
Beispiele bringen. (Abg. K ulhanek: Ist das 
eine Verteidigungsrede für einen abgetretenen 
Minister ?) Die Zuckerbäcker verkehren mit 
mir über ihre Zeitung so ausgiebig, da ß 
ich jederzeit bereit bin, schriftlich darauf 
einzugehen. (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPÖ.) 

Den Herrn Handelsmillister haben Sie fallen­
gelassen. Herr Bundeskanzler ! Wir nehmen 
das zur Kenntnis, weil wir ja gegen den Herrn 
Handelsminister einen Mißtrauensantrag ge­
stellt ha ben. Wenn Sie nun meinten, daß 
dieser Mann nicht länger zu halten ist, so 
nehmen auch wir das zur Kenntnis.  

Besonders auffallend ist aber - das ist, 
wie ich glaube, wirklich etwas ganz Außer­
gewöhnliches - :  Diese Budgetdebatte ist 
eigentlich noch gar nicht zu Ende, denn 
morgen müssen wir alle diese Gesetze nochmals 
diskutieren, die diesem Budget überhaupt 
erst einen Sinn geben ; es geht um die Ein-

nahmen, die Sie haben wollen. Mitten in 
einer noch nicht abgeschlossenen Budget. 
debatte, vor allem was die Einnahmenseite 
betrifft, die wir heftig bekämpfen, wie Sie 
wissen, schicken Sie den Finanzminister zwar 
nicht in die Wüste, aber in die National­
bank . 

Da stellt sich doch für uns die unentrinn­
bare Alternative (Abg. Ofenböck: Sie hätten 
vorher sagen sollen, daß er bleiben soll !) , sie 
muß sich ja stellen : Entweder war das der 
beste Finanzminister der V olkspartei, dann 
würden Sie ihn jetzt dringend brauchen, 
Herr Bundeskanzler, oder er war das Gegen­
teil - das haben nämlich wir immer behaup. 
tet -, und damit geben Sie uns recht. 

Ich will mich nicht sehr lange mit der 
Frage befassen, wie wandelbar alles in der 
Politik und insbesondere innerhalb der Frak­
tion der Volkspartei ist. 

Da ich immer wieder die Reden nachlese, 
die gehalten wurden, weil die Politik auch 
der retrospektiven Konfrontation bedarf, habe 
ich den Satz gefunden, der vom Abgeord­
neten Harwalik direkt an mich gerichtet 
war - es ist noch gar nicht lange, noch 
keine zwei Jahre her - und der folgender­
maßen lautet : Meine Damen und Herren 
von der SPÖ ! Unser Bundeskanzler und 
unsere Minister sind die fachlich und mensch­
lich beste Auslese dieser unserer Partei ! -
Dann haben wir jetzt wahrscheinlich die zweit­
beste, oder es hat damals nicht gestimmt. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Bundeskanzler insistiert nun 
schon geraume Zeit der verflossene 
Finanzminister hat es auch getan -, daß er 
uns mitteilt, die wirtschaftliche Gesamtsi­
tuation habe sich verändert und sei heute 
eine andere als vor zwei Jahren. 

Ich glaube, es soUte aufmerksamen Zeitungs­
lesern doch nicht entgangen sein, daß das so 
ist. Die Frage ist lediglich, ob man von einer 
Regierung nicht ein höheres Maß an Voraus­
sicht und Programmierung verlangen und er­
warten muß. Wir haben es Ihnen ja vor zwei 
Jahren von dieser Stelle aus gesagt. Ich muß 
mich hier selber zitieren, denn ich bin ja 
dieser ständigen Äußerungen wegen immer 
angegriffen worden, sogar vom Herrn Bundes­
kanzler persönlich, meistens dort, wo ich 
mich nicht unmittelbar zur Wehr setzen 
konnte. Ich habe in der ersten Oppo�itions­
rede, die ich als Redner unserer Partei 
gehalten habe, gesagt : "Denken Sie doch 
an die schwierigen innerösterreichischen Pro­
bleme, die kommen werden. Wir werden 
alles tun müssen, um eine wirtschaftliche 
Zweiteilung Österreichs zu verhindern. Denken 
Sie an die schwierigen wirtschaftlichen Ver-
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hältnisse und an den ständigen Inflations- es heißt, daß an die Stelle der Zuversicht die 
druck, dem wir in den nächsten Monaten Skepsis getreten ist. - Bei Ihnen und Ihren 
und vielleicht Jahren ausgesetzt sein werden." Herren in der Regierung damals noch nicht. 

Wir haben Sie gewarnt, nicht nur ich, Weiters wird darauf hingewiesen, daß in 
sondern auch alle anderen, die zu diesen einer Investitionspause die Steuerlast für die 
Fragen von seiten der Sozialistischen Partei Wirtschaft anschwillt und daß die unter­
gesprochen haben, haben Sie in guter Zeit lassenen Investitionen des einen die Gewinn­
gewarnt. schmälerung des anderen sind. Dann heißt es, 

Wir haben Ihnen dann weiter gesagt : daß wir diesen Teufelskreis durchbrechen 

Unterschätzen Sie doch nicht die Aufgaben müßten, noch ehe uns eine neue Rezession 

der Reorganisation der verstaatlichten In- plötzlich zu Bewußtsein bringt, daß wir die 

dustrie und der Bundesbahnen, und geben Sie seit gut zwei Jahren anhaltende Konjunktur 

sich doch in der Außenpolitik nicht der verschlafen haben. (Abg. Machunze: DM 

Euphorie hin, daß man glaubt, alles ignorieren war aber nicht KarZ Ausch, Herr Minister!) 

zu können. _ Das festzustellen habe ich mir Nein, das war er nicht, sondern das war Horst 

erlaubt. Knapp. (Abg. Machun z e :  Sie sollten Karl 
A usch auch zitieren !) Sie können jederzeit 

Wenn sich Ihre Mitarbeiter, Herr Bundes- Zitate von ihm in unseren Zeitungen nachlesen. 
kanzler, nämlich Ihre beamteten Mitarbeiter, Wenn mir ein Zitat richtig erscheint, werde ich 
ein bißehen weniger mit Propagandaaufgaben ihn auch zitieren. 
beschäftigen würden, aber ein bißchen mehr Sie haben also genügend Möglichkeiten, 
in den Zeitungen und Zeitschriften lesen würden, nicht nur aus unseren Reden, sondern auch aus 
die für sie nützlich wären, dann hätten sie diesen Zeitschriften und aus vielen anderen 
auch schon vor zwei Jahren gewußt, daß sich Ihnen nahestehenden Zeitungen zu entnehmen, 
in der Weltwirtschaft etwas tut. (Abg. Doktor daß es ernste Anzeichen einer wirtschaftlichen 
G 1'ub er: Wir haben den Klenner-Artikel ge- Änderung gibt. 
lesen !) Wenn Sie wollen, rede ich auch darüber, Der Herr Bundeskanzler hat aber im Radio 
Herr Gruber. Wir weichen nicht aus. Wir - dort, wo ich mich nicht wehren konnte -
haben ihn ja gedruckt, Sie haben ihn nicht erklärt, daß der Vorsitzende der Sozialisti-
gedruckt ! schen Partei fast täglich die Behauptung 

Ich darf Ihnen, weil Sie ja uns nicht glauben, wiederholt, die Regierung unternehme nichts 
wie sich gezeigt hat - das ist Ihr gutes Recht gegen die, wie er sich auszudrücken pflegt, 
-, sagen : In den "Finanznachrichten" ,  die Krise. - Ich habe schon festgestellt, daß ich 
man eigentlich lesen sollte, auch wenn man mit das Wort "Krise" in diesem Zusammenhang 
vielem, was drinsteht, nicht einverstanden ist, nicht gebraucht habe, sondern das Wort 
hieß es am 4. März 1966 - da haben Sie Ihre "Krisenerscheinungen" . 
Regierungserklärung noch gar nicht formuliert Der Herr Bundeskanzler hat alles, was ich 
gehabt - an einer Stelle : damals gesagt habe, bagatellisiert .  Ich wäre 

" Es verdichtet sich - keineswegs nur unter sehr froh gewesen, wenn es mir damals gelungen 
den Anhängern der Planifikation" - das wäre, ihn wenigstens einigermaßen zu be­
sind nämlich wir - "die Vermutung, daß unruhigen. Das ist allerdings nicht möglich 
diese Wachstumsverlangsamung" - die es gewesen. (Abg. Ing. H ämmerle :  Sie waren 

also schon gegeben hat, Herr Bundeskanzler - aber gegen die Kapitalmarktgesetze !) Jawohl, 
"Ausdruck einer Strukturschwäche der öster- Herr Abgeordneter Hämmerle, und wir sind 
reichischen Volkswirtschaft ist : Typische es noch immer, weil Ihre eigenen Zeitungen, 
Wachstumsindustrien sind in Österreich unter- unter anderem Ihr Organ "Die Industrie" , 
durchschnittlich schwach, tendenziell stagnie- unlängst festgestellt haben, daß die Wachs­
rende Zweige übermäßig stark vertreten." tumsgesetze nicht das gebracht haben, was Sie 

sich von ihnen erwartet haben, Das ist erst 
Das war am 4. März 1966. Sie hatten also vor ganz kurzer Zeit dort zu lesen gewesen ! 

noch genügend Zeit, sich da informieren zu (Abg. Dr. Pi t t erman n :  Morgen stimmen Sie 
lassen. für die teilweise Rücknahme bei der Lebens-

Am 10. September 1966, immerhin auch · versicherung !) 

noch in einem Zeitpunkt, der einigermaßen Was wir also der Regierung Klaus vorzu­
zurückliegt, steht etwas unter dem Titel : werfen haben, ist in erster Linie, daß sie die 
"Konjunkturwende oder Zweckpessimismus 1 "  Zeichen der wirtschaftlichen Entwicklung nicht 
Wenn man nur die überschriften liest, hätte rechtzeitig erkannt hat, daß sie ganz im Gegen­
man schon einiges herausbekommen können. teil an einer Finanzpolitik festgehalten hat, 
Es ist dort von einem spürbaren Wandel in der die diesen Entwicklungen kraß zuwiderläuft. 
Tendenz der Konjunkturdiagnose die Rede, und Die Wachstumsgesetze sind ein Beispiel dafür ; 
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die Art, wie Sie die Agrarpolitik subventionie­
ren, ist ein anderes Beispiel. Ich habe Ihnen 
auch schon sehr ausführlich dargelegt, daß 
Ihre ganze Steuerreform letzten Endes dazu 
führen wird, daß eine Million Steuerzahler, die 
jetzt keine Steuern zahlen, in diesem Jahr in 
Wirklichkeit die neuen Lasten zu tragen haben 
werden. Wir haben Ihnen vorgeworfen, daß 
Sie eine Einkommensverteilung zugunsten der 
großen Einkommen vorgenommen haben, und 
so weiter. 

Nun gibt es in dieser Erklärung des Bundes­
kanzlers allerdings ein paar neue Töne. Inwieweit 
das nur Untertöne sind und bleiben werden, weiß 
ich nicht. Da heißt es zum Beispiel, daß man, 
vor allem im Hinblick auf Wirtschaftszweige, 
die wenig Zukunft haben, keine konservierende 
Politik betreiben soll. Morgen werden Sie 
aber mit Ihrer Mehrheit, sofern Sie sich die 
Dinge nicht noch einmal überlegt haben -
ich würde das von einem neuen Finanzminister 
eigentlich erwarten -, gerade die Industrien, 
die in Österreich am effektivsten arbeiten, die 
das höchste Maß an Rationalisierung durchge­
führt haben, mit Millionen an neuen Steuern 
belasten und durch Steuerermäßigungen die 
Wirtschaftszweige konservieren, die Sie, wie 
der Herr Bundeskanzler in seiner Rede erklärt 
hat, nicht zu konservieren wünschen. Morgen 
werden Sie großen Unternehmungen neue 
Belastungen auferlegen und anderen einen 
Haufen Geld ersparen. Am Ende dieser Spar­
samkeitskampagne werden 105 Millionen an 
neuen Belastungen für den österreichischen 
Staat herauskommen. Da muß man sich 
doch wirklich fragen : Wofür hält 
man die Opposition hier im Haus ? Glaubt 
man, daß sie bei solchen Sätzen nicht ein 
bißchen mehr tut, als bloß zu lächeln ? 

Darf ich bei dieser Gelegenheit auch noch 
sagen : Ich könnte mir sehr gut vorstellen, 
Herr Bundeskanzler, aber vor allem Herr 
Finanzminister , daß es in einigen Monaten einen 
sichtbaren und spürbaren Konjunkturauf­
schwung in der europäischen Wirtschaft gibt. Ich 
könnte mir auch vorstellen, daß ein Teil dieses 
Aufschwunges in gewissen Industrien auch uns 
zugute kommt. Es ist ganz klar : Wenn bei 
den großen Automobilfabriken die Produktion 
voll anläuft, wird es wieder leichter möglich 
sein, Stahlbleche zu verkaufen. So wird es 
viele andere Beispiele geben. 

- Ich warne Sie aber heute a.berma.ls : Lassen 
Sie sich nicht täuschen, werden Sie nicht das 
Opfer einer Selbsttäuschung ! Die Struktur­
politik müssen Sie in diesem Lande in Angriff 
nehmen, und zwa.r ordentlich, und nicht nur 
durch ein paar unverbindliche Phrasen ein­
leiten. Wir brauchen sie, weil wir. nicht 
wissen, wie lange ein eventueller Konjunktur­
aufschwung anhalten wird. 

Nun kann man kommen und sagen : Was 
die Opposition immer will ! Einmal hat sogar 
einer von den Herren gesagt, wir geben uns 
bei dieser Beschäftigung mit Programmen 
Phantastereien hin. 

Darf ich Sie auf ein ganz konkretes Beispiel 
unserer Politik verweisen. Wir hatten im 
Winter 1952 eine beängstigende Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt. Ich will gerne ein­
räumen, daß sie wesentlich beängstigender 
war, als es die gegenwärtige ist. Aber man soll 
den Anfängen wehren - ich glaube, da werden 
Sie mit mir einer Meinung sein -, weil das 
leichter ist. 

Wir Sozialisten haben damals ein Programm 
der Vollbeschäftigung vorgelegt, in dem wir 
unsere wirtschaftlichen Vorstellungen für diese 
Phase der Zweiten Republik dargestellt haben. 
Wenn ich mir heute dieses Programm ansehe, 
muß ich feststellen, daß dieses große In­
vestitionsprogramm, soweit es damals auf die 
sozialistischen Ressortminister angekommen 
ist, bis zum letzten erfüllt wurde - allerdings 
nur gegen das Konzept der ÖVP-Fraktion in 
der Bundesregierung, wie es der damalige 
Finanzminister Kamitz vertreten hat. Die 
Sozialisten konnten es aber nur durchsetzen, 
weil sie bei den Wahlen 1953 einen so über­
zeugenden Erfolg errungen haben, daß sie 
die politische Kraft hatten, dieses große 
zehnjährige Investitionsprogramm durchzu­
setzen. 

Ich weiß schon, Sie wollen an das alles nicht 
gern erinnert werden, denn Sie haben ja auch 
damals in Ihrer Neigung, alles zu vereinfachen 
und in Propaganda umzumünzen, alles, was 
wir damals getan haben, um in Österreich die 
Grundlagen eines modernen Industriestaates 
zu schaffen, spöttisch und höhnisch als das 
"Königreich Waldbrunner" bezeichnet, weil 
Dipl.-Ing. Waldbrunner der Verantwortliche, 
der Architekt dieses Programms gewesen ist. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Sie zeigen jetzt überall Kaprun. Aber wer 
dabei war und weiß, wie schwer es der Herr 
Ing. Waldbrunner gehabt hat, das Geld für 
die Fertigstellung von Kaprun von der ÖVP 
in der Regierung zu bekommen, der sieht wieder 
einmal, wie sich die Dinge bei Ihnen in stän­
diger Wandlung befinden. 

Wieder erklären Sie, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie die Zusammenarbeit mit der Opposi­
tion in Fragen der Außenpolitik, der Ver­
teidigungspolitik und der Währungspolitik 
haben wollen. Wir haben Ihnen schon erklärt, 
daß die Sozialistische Partei, die i hr hohes 
Maß an Verantwortung auch in der Opposition 
kennt, zu einer solchen gemeinsamen Politik 
bereit ist. Aber so, wie Sie das in den zwei 
Jahren praktiziert haben, geht das nicht. Sie 
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haben sich das nämlich so vorgestellt, daß Sie 
uns Ihre Politik vorlegen und wir sie im wesent­
lichen nach dem Grundsatz "Friß, Vogel, 
oder stirb !" anzunehmen haben. Dann hätten 
Sie uns als Gegenleistung freundlich auf die 
Schulter geklopft und uns gedankt, daß wir 
ein so hohes Maß an patriotischer Gesinnung an 
den Tag gelegt haben. 

Es tut mir leid, daß der neue Außenminister 
so schlecht anfängt, daß er nicht einmal da 
ist, wenn der Vorsitzende der größten Opposi­
tionspartei redet. "Das wird er sich noch ange­
wöhnen müssen, das scheint mir höchst ge­
boten zu sein. (BeifaU bei der SPÖ.j Nur keine 
Nonchalance gegenüber dem Parlament ! Das 
ist das schlechteste, was man tun kann, da 
haben sich schon ein paar Herren "dersteßen" 
in diesem Hause. (Bundesminister Dr. Wald­
keim betritt den Saal, - Ruf bei der Ö VP: 
Er kommt schon I Er ist schon da I - Abg. 
Dr. Gruber :  Solche Offenbarungen sind das ja 
auch nicht !) Nein, aber der Minister ist dem 
Haus verantwortlich, und er hat da zu sein, 
wenn Fragen seines Ressorts behandelt werden. 
Ich freue mich. daß er schon da ist. 

der Bürokratie der EWG in allem, was sie sich 
vorstellt, nachgeben, ohne Rücksicht auf die 
EFTA-Mitgliedstaaten, die das sehr verstimmt 
hat. Und was hat sie gebracht 1 - Gar nichts ! 
Heute müssen Sie selber erklären, daß Sie 
auch andere Wege prüfen werden. 

Wenn Sie also eine gemeinsame Politik an­
streben, dann sollten Sie sich schon ein bißchen 
darum bemühen, auf gewisse Anregungen 
unsererseits auch einzugehen und sie in nüch­
terner, sachlicher Weise mit uns zu disku­
tieren. 

Es gibt auch noch einen zweiten, sehr inter­
essanten Passus - sonst ist ja die Regierungs­
erklärung eher langweilig -, er ist vielleicht 
von untergeordneter Bedeutung . (Abg. Doktor 
Gruber :  Für Sie l) Ja, für mich, stimmt, ich 
gebe es zu. Was soll ich machen 1 Aber sie hat 
auch in der Presse nicht einen so ungeheuren 
Widerhall gefunden. 

Es gibt da einen Satz, in dem Sie - nicht un­
umwunden, aber unendlich gewunden -zugeben, 
daß es nicht nur das italienische Veto ist, das 
uns da in Brüssel Schwierigkeiten macht. 
Zum erstenmal geben Sie zu, daß es einzelne 

Wenn Sie nun eine gemeinsame Politik für Mitgliedstaaten sind. Ob Sie damit Luxemburg 
den Bereich des Äußeren haben wollen, dann gemeint haben, weiß ich nicht. 
sage ich Ihnen noch einmal, daß wir zu einer Und dann stellen Sie mit Stolz fest, Herr 
echten Beratung der Voraussetzungen einer Bundeskanzler _ und das freut mich, denn ich 
solchen Politik bereit sind. In allen vitalen habe da auch ein bißchen etwas dazu beige­
Fragen der Außenpolitik sind wir dazu bereit. tragen _, daß internationale Organisationen 
Aber, meine Damen und Herren der ÖVP, nach Wien kommen und nach Wien gekommen 
da muß es schon etwas mehr Voraussetzungen sind. Nach der gestrigen Rede bei der 50-Jahr­
geben als die, die wir jetzt aus der Erklärung Feier des Sozialministeriums habe ich nicht mehr 
des Herrn Bundeskanzlers herausgelesen haben. erwartet. Aber bis dahin habe ich erwartet, 

Da fällt mir nämlich auf, und auf das daß Sie soviel Noblesse aufbringen werden, 
möchte ich das Hohe Haus in allerernstester in diesen Passus wenigstens mit zwei Sätzen 
Form aufmerksam machen : daß in der Er- die wirklich großen Leistungen, die die Stadt 
klärung des Herrn Bundeskanzlers ein Begriff Wien vollbracht hat, die großen materiellen 
verschwunden ist, nämlich der der internatio- Opfer, die sie gebracht hat, um Ihre Außen­
nalen Verankerung in der Südtirolfrage. (Bun- politik zu fördern, zu erwähnen. (Beifall bei 
deskanzlerDr. Klaus : Das "Paket" istdrinnen l) der SPÖ.) Sie haben das nicht erwähnt, so 
Wir machen Sie aufmerksam - ich will hier wie Sie gestern eine vollkommen unhistorische 
nichts dramatisieren-, Herr Bundeskanzler, Sie und falsche Darstellung des größten sozial­
wissen genau, das sind zwei verschiedene politischen Werke!'. unserer Republik gegeben 
Sachen, wir haben oft darüber geredet. Sie und dabei vergessen haben, wer die wirklichen 
haben den Begriff der internationalen Ver- Baumeister des österreichischen Wohlfahrts­
ankerung unter den Tisch fallen lassen. Ich staates sind. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. -
erkläre das für eine sehr gefährliche Methode, Abg. Dr. Gru b e r :  So wie der Herr Bundes­
neue Gespräche mit der italienischen Regierung präsident den Minister Resch nicht erwähnt 
zu führen. Sie muß ja zu dem Schluß kommen, hat I) Sie wollen, daß wir viel mehr von der 
daß Ihnen das nicht wichtig genug ist, sie aus- "vaterländischen" Zeit reden 1 Ich komme schon 
drücklich zu erwähnen. Ich warne an dieser noch auf die vaterländische Phase ! Reizen Sie 
Stelle vor dieser Politik. Das wird die Tiroler mich nicht ! (Abg. Dr. Grub e r :  Der Resch 
A la longue mehr aufregen als der eine Minister, war überhaupt nicht in der vaterländischen 
den sie nicht in der Regierung haben - wenn Zeit I - Abg. Liba l :  Nur Selbstbeweikräucke­
sie schon mit dem Dr. Gruber nicht einver- rung I) 
standen sind, was nämlich vergessen wird. Ich möchte gerne sagen, daß es in der Rede 

Sie haben in der EWG-Politik die törichte der Frau Bunde'sminister Rehor eine große 
Arbeitshypothese vertreten : Man müßte erst I Zahl von Stellen gegeben hat, denen wir unein-
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geschränkt unsere Zustimmung geben. Wir 
hoffen nur, Ihnen damit im Kreis Ihrer Partei­
freunde nicht allzusehr zu schaden. Hingegen 
hat der Herr Bundeskanzler den Eindruck er­
weckt , die ganze österreichische Sozialpolitik 
seit 1945 sei das Werk seiner Partei gewesen. 

Ich hatte einen großen Respekt für den ver­
storbenen Bundeskanzler Raab und habe das 
sogar in meiner Partei im mer vertreten. Ich 
höre noch - das können Sie nicht wissen, da 
waren Sie nicht dabei -, wie er einmal gesagt 
hat : Der Bundesminister Maisei wird 
nicht früher Ruhe geben, bis nicht der letzte 
Lehrbub in der Altersversorgung ist. 

Also sehr begeistert war damals im Minister­
rat der Herr Bundeskanzler Raab - was aus 
seiner Stellung heraus sehr verständlich ist -
von diesem großen Vertragswerk nicht ! (Abg. 
Glas e r :  Humor haben Sie niemals viel gehabt I) 
Ich habe sehr viel Humor, denn ich habe damals 
gelacht, aber ich zitiere es nur zur Illustration 
dessen, was gestern gesagt worden ist. 

Die Stadt Wien hat, damit die UNIDO rasch 
beginnen und den Amtsbetrieb sofort aufneh­
men kann, ein für ihre Zwecke zur Verfügung 
gestelltes, für sie gebautes Amtshaus der 
UNIDO zur Verfügung gestellt. (Abg. Doktor 
Grube r :  Völlig altruistisch !) übrigens ein 
Akt nachahmenswerter Verwaltungsreform, 
Herr Bundeskanzler ! Sie haben in dieser 
Zeit auch Häuser gekauft - im Budget finden 
wir davon noch nichts, aber darüber werden 
wir noch reden ; diese haben Sie für Repräsen­
tationszwecke gekauft, aber nicht für solche 
Zwecke. Die Stadt Wien hat sich außerdem 
bereit erklärt, einen wesentlichen Teil zu den 
Kosten der Errichtung des endgültigen Amts­
sitzes zu zahlen. Sie hat seinerzeit schon bei der 
Atomenergiebehörde mitgeholfen. Ich kann 
Ihnen also nur sagen : Das hätten Sie sich 
schon leisten können, wenigstem, in einem 
Satz zu sagen, daß Ihnen dabei die St.adt 
Wien ein wenig unter die Arme gegriffen hat. 

Was die Landesverteidigungspolitik betrifft, 
so habe ich das Gefühl - ich verstehe davon zu­
wenig (Abg. Glase r :  Der erste wahre Satz 
der heutigen Rede I) -, als ob sich hier ein 
Sinneswandel andeutet. Jedenfalls hat sich der 
Herr Bundesminister Dr. Prader, der bei uns 
nicht extreme Sympathien hat, die Mühe ge­
nommen, unsere Vorschläge ernst zu· prüfen. 
Das ist uns bisher auf anderen Gebieten nicht 
widerfahren. 

Meine Damen und Herren ! Jetzt zur Wäh­
rungspolitik. Mit der Währungspolitik und 
überhaupt mit dieser Finanzpolitik wollen Sie 
immer folgendes : Wir sollen zu allem Unfug , 
der im Bereich der Finanzpolitik angestellt 
wird, aus "patriotischer Pflicht" schweigen. 
Es scheint uns jedoch eine höhere Pflicht dem 

Vaterland gegenüber zu sein, vor einer Politik 
in einem Augenblick zu warnen, in dem sie noch 
geändert werden kann, damit ihr Einhalt 
geboten werden kann, ehe das größt.e Malheur 
passiert ist. (Beifall bei der S PÖ. - Abg. 
Dr. Grube?' :  Ren" Min1�ster Kreisky 1 Sie 
brauchen nicht zu schweigen, aber wahr muß es 
sein, was Sie sagen !) 

Jetzt ist das von mir erwartete Stichwort 
gefallen : Wahr muß es sein ! Ich habe mir 
vorgenommen, dem verflossenen Finanz­
minif:lter keine Steine nachzuschmeißen, weil 
ich meine, wenn der eine an Astrologie glaubt, 
kann der andere an Seelenwanderung glauben, 
und er wird sich vielleicht auf den Präsidenten 
der Nationalbank ein bißchen vorbereiten. 
Aber wenn Sie mich provozieren, Herr Dr. Gru­
bel' ( Abg. Dr. G r u b e r :  I eh provoziere überhaupt 
niemanden 1 - ironische Heiterkeit bei der 
SPÖ) , dann zwingen Sie mich, dazu etwas zu 
sagen. 

Man kann eben die Währungspolitik nicht 
von der Zahlungsbilanz trennen. Die ist jetzt 
überhaupt das Um und Auf der Finanzpolitik 
geworden. Überall, gewiß auch in Amerika, 
gibt es große Zahlungsbilanzprobleme. Warum 
wir aber die Finanzpolitik des verflossenen 
Finanzministers so angegriffen haben � Wir 
sagen Ihnen das, damit Sie unseren Standpunkt 
kennenlernen. Wir sind ja überzeugt, daß· das 
nicht immer eine sofortige Änderung Ihrer 
Haltung in dem Sinne herbeiführen kann, daß 
es morgen bei einer Abstimmung zum Ausdruck 
kommt. Aber was ich zu wissen glaube, das if:lt1 
daß so manches, was hier gesagt wird, genauso 
ist wie bei uns : Wir überlegen, und dann fragt 
man sich, wie das eigentlich ist, oder ob es 
wirklich so ist. Dann überlegt man sich wenig­
stens nachher einiges, was man ja nicht wissen 
konnte, weil es einem nicht gesagt wurde. Das 
ist durchaus verständlich. Ich glaube an diesen 
subkutanen opinionbildenden Prozeß, auch was 
das Parlament betrifft. 

Wir haben diese Kreditpolitik so bekämpft 
und werden sie weiter bekämpfen, weil wir das 
Gefühl haben, daß sie nicht bis zu Ende durch­
dacht ist, und weil wir glauben, daß damit eine 
Gefahr für uns alle heraufkommt, die wir doch 
nicht übersehen sollten : Wenn wir 
Auslandskredite in besonders hohem Maß 
aufnehmen, müssen wir uns doch darüber klar 
sein, was das aller Wahrscheinlichkeit nach 
bedeuten muß.  

Ich habe mir eine Statistik machen lassen 
(der Redner zeigt sie 'Vor) , eine Bildstatistik. 
Herr Bundeskanzler ! Da unten hört die Koali" 
tion auf. (Abg. Dr. Grub er :  Vom Klenner !) 
Nein, von einem, der das machen kann. Der 
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Klenner kann schreiben, aber er wird das nicht 
bestreiten, sondern er wird das bestätigen. 
Seien Sie vorsichtiger ! 

Herr Bundeskanzler ! Da haben Sie eine 
Kurve der Entwicklung der Auslandsschulden 
des Bundes (Zwischenrufe bei der Ö V P) -
stören Sie nicht mein Gespräch mit dem Herrn 
Bundeskanzler ! - seit dem Ende der Koali­
tion ; das war ein Tiefpunkt. (Abg. Glas e r :  
Das war wohl ein Tiefpunkt !) Ein Tiefpunkt 
1 966 in der Auslandsverschuldung ! Seitdem 
wir die ÖVP-Regierung haben, geht die Kurve 
so steil hinauf. Wir werden das der Öffentlich­
keit schon ohne Zuhilfenahme des Herrn 
Pisa bekanntmachen. ( Bundeskanzler 
Dr. Klaus : Haben Sie schon gehört von einer 
antizyklischen Budgetpolitik ? ) Ja, das habe ich 
schon gehört, das will ich Ihnen eben sagen. 
Es ist · nämlich, Herr Bundeskanzler, ein 
großer Unterschied zwischen einer inländischen 
und einer ausländischen Verschuldung. Das ist 
ein sehr großer Unterschied ! Ein ebenso 
großer Unterschied besteht zwischen einer Ver­
schuldung für die Bedeckung von Budget­
lücken, die Sie dann in einem großen Maße 
als Investitionen tarnen - darüber habe ich 
auch eine Statistik, mit der ich Ihnen zeige, wie 
das alles seit Jahren heruntergeht -, und der 
Schuldenaufnahme, der Kreditaufnahme für 
Investitionen, die auch zum Tragen kom­
men. 

Ich möchte dem Herrn Finanzminister 
außer Dienst Schmitz jetzt keinen Stein nach­
schmeißen, aber dieser Brocken bleibt uns ja, 
den er uns da hinterlassen hat. Dr. Schmitz 
hat sehr gejubelt darüber, daß wir eine so 
herrliche Position auf dem internationalen 
Kapitalmarkt haben, daß wir diese riesigen 
Anleihen bekommen werden. Das heißt, An­
leihen sind es ja keine : Es sind, wie mir Fach­
leute sagen, sogenannte Schuldscheindarlehen, 
das heißt, sie müssen zu dem Fälligkeitstermin 
bezahlt werden. (Bundesminister für Finanzen 
Dr. Koren:  Anleihen auch !) Ja, aber sie 
müssen sehr kurzfristig zurückgezahlt werden, 
und zwar, wie er selbst uns mitteilte - ich 
hoffe, es stimmt -, sind sie drei Jahre tilgungs­
frei, und in den letzten zwei Jahren von den 
fünf Jahren sind sie dann zurückzuzahlen. 
Das stimmt im Prinzip, wenn Sie nicht die 
Verlängerungen bekommen, was ja nichts 
nützt. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hauses ! 
Das heißt also : 1 968 wird nicht zurückgezahlt, 
1 969 wird nicht zurückgezahlt und 1 970 wird 
nicht zurückgezahlt, aber - Sie merken es -
in den letzten zwei Jahren (Abg. Ozet t e l :  
Dreimal dürfen Sie raten !) , nämlich 1971 und 
1972, werden die Milliarden - und jetzt passen 
Sie a.uf! - in Dollars zurückgezahlt werden ! 

Niemand weiß, wie dann unsere Zahlungs­
bilanz aussieht, niemand weiß, wie dann unsere 
Handelsbilanz aussehen wird, niemand weiß, 
welche Entwicklung der Fremdenverkehr 
haben wird. Ich hoffe, eine gute. Aber eines 
ist sicher : Wir müssen große Milliardenbeträge 
in der kurzen Zeit von zwei Jahren zurückbe­
zahlen. 

Wissen Sie, was der Unterschied zwischen 
ausländischer und inländischer Verschuldung 
ist � Dieser Unterschied ist nämlich der - das 
brauche ich dem Herrn Professor Koren nicht 
zu sagen -, daß Sie, wenn Sie eine Auslands­
schuld zurückzahlen, in Wirklichkeit Waren an 
das Ausland zahlen, für die Sie keinen Gegen­
wert erhalten. Wenn Sie mir das nicht glauben, 
Herr Professor Koren, dann zitiere ich Ihnen 
bei allem Respekt für Ihre wissenschaftliche 
Qualifikation (Ruf bei der SPÖ : Er glaubt e8 
schon !), aber Sie werden das Zitat nicht brau­
chen, was Professor Samuelson über aus­
ländische Kredite schreibt (Heiterkeit bei der 
Ö VP),  was einer der bedeutendsten ameri­
kanischen Nationalökonomen skandinavischer 
Herkunft (neuerliche Heiterkeit bei der Ö V P) 
über diese Fragen gesagt hat. (Zwischenrufe 
des Abg. Probst.) Er hat gemeint, eine 
äußere Staatsschuld, das heißt eine Verpflich­
tung gegenüber einem fremden Volke haben, 
würde zweifellos - sagt der amerikanische 
Professor für Amerika - eine reale Belastung 
und Einschränkung der amerikanischen Volks­
wirtschaft mit sich bringen, denn wir werden 
gezwungell , wertvolle Güter und Dienste ohne 
greifbaren Gegenwert ins Ausland zu versenden 
einfach zu dem Zweck, um unseren Zinsen­
und Tilgungsverpflichtungen nachzukommen. 

Er folgert dann, daß das amerikanische 
Volk härter und länger arbeiten und auf gewisse 
Dinge verzichten müßte. (Zwischenrufe bei 
der (J V P.) Genau das wird die Folge der 
Schuldenpolitik des Herrn Finanzministers im 
Ausland sein ! 

Er stellt dann weiter fest, daß sich die aus der 
inneren und äußeren Staa.tsschuld resultieren­
den Lasten qualitativ wie quantitativ vonein­
ander unterscheiden. Und das ist eben der 
V orwurf, den wir der monocoloren Regierung 
Klaus gemacht haben. (Abg. Dr. Ha user :  
Herr Kreisky, Sie sprechen nur vom Zurück· 
zahlen; das Geld bekommen haben wir ja schließ­
lich auch ! - Abg. Ozet te l : Sie schaUen damit 
keine neuen Werle !) 

Das Geld, das Sie bekommen haben - das 
zeige ich Ihnen an Hand einer anderenStatistik-, 
haben Sie in Wirklichkeit nicht in demselben 
Maße für Investitionen verwendet, sondern zur 
Deckung Ihres riesigen Defizits, an dessen 
Ausmaß zum großen Teil die Geschenke der 
monocoloren Regierung schuld I?ind. ( BeifaU 
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bei der SPÖ. - Abg. G abr ie l e :  Dr. Kreisky, 
Sie haben selbst erklärt, Sie lcönnten es nicht 
anders machen !) Nein, das habe ich nicht ge­
sagt. Wo jst das gestanden ? (Abg. Gabrie l e :  
In der "AZ" !) Ich habe erklärt : Wir könnten 
nicht verhindern, daß vom Ausland Entwicklun­
gen hereinwirken. (Abg. Dr. Gruber :  Na also I) 
Jawohl, aber die Art, wie wir ihnen entgegen­
treten werden , habe ich ausdrücklich erklärt, 
wird fundamental anders sein als jene, welche 
die gegenwärtige Regierung gewählt hat. 

Herr Abgeordneter Gruber, Sie haben mich 
vorhin . . . (Abg. Dr. Gruber :  Nicht provo­
ziert !) Nicht provoziert, nein, ich war ja vor­
bereitet, daher ist das kein Problem. Sie haben 
vorhin immer wieder von Kreditwürdigkeit 
gesprochen und haben angedeutet, daß wir -
Sie haben es dem Herrn Abgeordneten Vize­
kanzler außer Dienst Dr. Pittermann vorge­
worfen - der Kreditwürdigkeit und dem An­
sehen Österreichs schaden. (Abg. Dr. Grub er :  
Das habe ich nicht gesagt 1 ) Nein, das ist ihm in 
dem Zusammenhang zugerufen worden. Zu 
Ihnen komme ich schon noch, Herr Dr. Gruber. 
(Abg. Dr. Gru. b er : Ist recht !) 

klagen - wir hätten das von ihm erwartet -, 
ich hätte mich meiner Zeugenschaft nicht ent­
schlagen, und ich hätte ungefähr zwölf sehr be­
deutende Persönlichkeiten des wirtschaftlichen 
Lebens als Zeugen genannt. (Abg. Dr. Gruber :  
Aber, Herr Dr. Kreisky, wenn Sie hier im Haus 
etwas sagen, kann doch Dr. Schmitz nicht 
klagen ! Das wissen Sie doch ganz genau I) Nein, 
ich habe gesagt, es wird ihm in unseren Zei­
tungen der Vorwurf gemacht werden 
(Abg. Dr'. Gru b e r :  Auch dann kann er nicht 
Hagen ! Das ist jetzt eine Ausrede ! ) Nein, 
Herr Dr. Gruber, das wird dann als redaktio­
nelle Nachricht kommen. Aber wir können es 
ja probieren ! Wenn ein Journalist in einem 
Artikel schreibt, daß Herr Dr. Schmitz eine 
Unwahrheit gesagt hat, so kann er die Zeitung 
klagen. Ich klage sie auch, damit Sie es wissen. 
Und wenn ich dann als Zeuge genannt werde, 
werde ich zwölf bedeutende Persönlichkeiten der 
österreichischen Finanzwirtschaft nennen, die 
unter Zeugeneid die Geschichte dieser Anleihen 
darzustellen haben. Das muß ich Ihnen sagen. 
Wir können es ja noch einmal auspro bieren und 
durchexerzieren. 

Wenn in der "Times" , der großen konser- Der Herr Finanzminister außer Dienst hat -
vativen Zeitung der reichen Leute in Groß- ich muß es jetzt behaupten - das Haus wesent­
britannien und überall in der Welt, die über- lieh getä.uscht. Ich werde Ihnen das jetzt 
schrift zu finden ist : 220-Millionen-Dollar-Kredit beweisen und bitte, das dann im Protokoll 
nach Österreich, und wenn dann im Text nachzulesen. 
steht - und auch in der überschrift -, daß Der Herr Finanzminister hat den Eindruck 
das alles dazu dient, um unSer Budgetdefizit erweckt, ich hätte behauptet, daß dieser 
zu decken, dann frage ich Sie, Herr Abgeord- 40-Millionen-Dollar-Kredit in diesem Jahr 
neter Gruber und meine Herren im Hohen zurückgezahlt werden müsse, und hat gesagt : 
Haus, ob eine solche Nachricht geeignet ist, Da sehen Sie, wie der sozusagen lügt, denn er 
besondere Beruhigung auf den internationalen hat an die Spitze gestellt : Unwahr ist die 
Kapitalmärkten auszulösen. Das soll man Behauptung. 
auch uns nicht einreden. . . .  ? 

E h 'ß 220 M'll' D II K d't I Wissen Sie, was ICh gesagt habe . " Erstens 
s el t :  - I IOnen- 0 ar- re I , um einmal hat sich der Herr Finanzminister zur 

Österreichs Budget zu helfen. Glauben Sie, Deckung des Defizits dieses Jahres neben der 
daß uns eine solche Headline nützt 1 Ich habe Inanspruchnahme des inländischen Kapital-
Ihnen diese Frage schon gestellt. Oder glauben marktes" _ Sie können es nachlesen _ , ,40 Mil­
Sie, daß es Ihnen und daß es uns nützt, wenn lianen Dollar zu 7 1/8 Prozent ausgeborgt, 
jetzt Anleihebesitzer - wir mußten uns ja und das für 18 Monate !" Sie sehen also, daß 
auch in der Vergangenheit Beträchtliches für ich von 18  Monaten gesprochen habe. Investitionen ausborgen - ein bißehen un- Der Herr Finanzminister außer Dienst, der 
ruhig werden ? Das wäre doch sehr schlecht. dem Hohen Hause sagen wollte, daß es gar 
Aber daran sind doch nicht die schuld, die nicht nicht wahr ist, daß dieser Kredit in diesem 
bereit sind, diese Politik zu tolerieren, sondern 
die, die sie verursacht haben. 

Jahr zurückgezahlt werden muß, hat also 
gemeint, ich hätte das Haus angelogen. Da 

Herr Dr. Gruber ! Wahr muß es sein ! Ich bin ich sehr kritisch. Das lasse ich mir unter 
werde Sie jetzt einen Blick in meine Gedan- gar keinen Umständen gefallen. Ich kann 
ken tun lassen - was ich getan hätte, wenn nicht ausschließen, daß wir uns in der Opposi­
der Herr Finanzminister noch Dr . Schmitz tion irren, daß wir über Informa.tionen ver­
heißen würde. Da hätte ich heute oder morgen fügen, die nicht immer hundertprozentig sind ; 
hier dazu Stellung genommen, und dann hätten wir haben nicht genau den gleichen Einblick 
wir in unseren Zeitungen darüber geschrieben, wie Sie, das muß uns zugebilligt werden, das 
und wir hätten dem Herrn Finanzminister kann man richtigstelIen. Wenn man uns aber 
nachgewiesen, daß er die Unwahrheit gesagt einer bewußten Lüge zeiht, dann werden wir 
hat. Er hätte dann die Möglichkeit gehabt, zu uns wehren, weil wir der Meinung sind, daß 
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ma.n hier in diesem Ha.use die W a.hrheit und 
nichts a.ls die Wa.hrheit zu sa.gen ha.t. (Beifall 
bei der SP().) 

Was habe ich gesa.gt 1 (Abg. Dr. Gru b e r :  
Herr Dr. Kreisky ! Sie kommen ja gar nicht auf 
den Kern der Sache !) Moment, lassen Sie mich 
a.usreden ! (Abg. Dr. Grub e r :  Ihre damalige 
Blamage war ja ganz anders ! - Abg. Pro b s t :  
Alles weiß der Gruber und ist trotzdem nicht in 
der Regierung !) Ich werde Ihnen a.uch das 
noch sa.gen. Herr Gruber, Sie sind heute der 
Krawa.llmacher vom Dienst, ich habe das 
schon einmal gesa.gt, a.ber es macht mir nichts, 
ich werde mich schon noch mit Ihnen aus­
einandersetzen. 

Ich habe eigentlich viel kürzer reden wollen, 
Hohes Haus. Ich habe es mir fest 
vorgenommen, a.ber es geht ha.lt leider nicht. 
Aber ich werde mich trotzdem tummeln. 

Herr Dr. Gruber ! Meine Damen und Herren 
des Hohen Hauses ! Ich habe wörtlich gesagt, 
ob man glaubt, daß in diesem Jahr "ein solcher 
Goldregen auf Österreich niedergehen" wird, 
daß der " Finanzminister diese Milliarde so mir 
nichts, dir nichts zurückzahlen kanu" .  Erstens 
wird im November das Budget verhandelt. 
Da.s Budget muß sich auf der Einnahmen­
situation dieses Jahres aufbauen. Und ich 
habe deutlich gesagt : In 18 Monaten, das heißt 
im nächsten Budget jahr, müssen wir das 
zurückzahlen. Herr Dr. Schmitz hat sich also 
hier eines Tricks bedient, der schon sehr merk­
würdig ist. 

Aber jetzt etwas Zweites. Herr Dr. Schmitz 
hat gesagt, da.ß in der Schweiz kein Geld zu 
bekommen ist. Natürlich nicht kurze Zeit 
vor Weihna.chten, aber er weiß ganz genau, 
und er hat es ja auch a.ngedeutet, daß man, 
wenn man sich in der Schweiz meldet, im 
Laufe des Jahres auch rechtzeitig sein Geld 
bekommt ; denn der Herr Finanzminister selber 
hat im vergangenen Jahr 442,4 Millionen, also 
eine halbe Milliarde, zu relativ günstigen Be­
dingungen erhalten. Das können Sie hier in 
einer Publikation des Finanzministers nach­
lesen. 

Ich habe weiters gesagt : Der Herr Finanz­
minister hat sich teures Geld verschafft, obwohl 
er wußte, daß es zu dem Zeitpunkt billiger zu 
haben gewesen wäre, wo er von dem Defizit 
wußte. Sie haben in Ihren Fächern den 
OECD-Observer gefunden. Wenn Sie sich 
da.s genau anschauen, finden Sie auf Seite 28 
eine Reihe von Kurven und Statistiken. Die 
rot angestrichenen - nicht uns zuliebe -
sind die über den Eurodollarkurs. Aus 
i4nen geht hervor, daß der Eurodollarkurs 
zwischen Februa.r und Oktober zwischen 5 
und 5% Prozent gestanden ist und daß sich 
der Finanzminister 81. D., wenn er ein höheres 

Maß an Voraussicht besessen hätte, das 
Geld - wie hier nachgewiesen wird - billiger 
hätte verschaffen können, sogar noch einen 
Monat vorher. 

Mit der Geschichte von der kleinen Bank, die 
unter den Tisch gefallen ist, möchte ich mich 
nicht länger beschäftigen, weil das der Herr 
Abgeordnete Dr. Staribacher schon ausführ­
lich getan hat. Aber ich mu ß sagen ; Ich kann 
mich nur der Informationen bedienen, die mir 
zur Verfügung stehen. Ich muß sie auf ihren 
Wahrheitsgehalt prüfen und da.nn das Risiko 
a.uf mich nehmen, ob ich es sagen da.rf. Ich 
muß das sagen, weil ich der Meinung bin, der 
Finanzminister 81. D. ha.t hier auch mit einem 
Trick gearbeitet. (Ruf bei der Ö VP: Wieso 
"auch" ?) Ich habe Ihnen schon vorher die 
Sache mit den 18 Monaten gesagt. Ich habe 
Ihnen mitzuteilen, da.ß der Herr Finanz­
minister gemeint hat - von der kleinen Bank 
in Österreich hat er nicht geredet -, das wäre 
alles unrichtig, es habe sich bei Lehma.n 
Brothers um die drittgrößte Investmentbank 
der Welt gehandelt. 

Nur zur Steuerung der Wa.hrheit : Ich habe 
hier eine internationale Zusammenstellung über 
diese Banken. Da finde ich die Firma Lehma.n 
Brothers nicht an dritter, sondern für 1966 an 
zehnter Stelle. Sie köhnen sich das dann 
anschauen. Und an zwölfter Stelle steht gleich­
rangig die Creditanstalt-Bankverein und die 
Österreichische Länderbank. Also da hätte 
man sich schon auch dieser Banken bedienen 
können. 

Aber jetzt noch etwas : Einem Extrakt aus 
der "Times" vom 29. Dezember - also 
hochaktuell - entnehme ich, daß im Euro­
dollar-Bereich die Lehman Brothers - eine 
große Ba.nk - an zehnter Stelle und nicht, wie 
der Herr Finanzminister gesagt hat, an dritter 
Stelle rangieren. Nur da.mit Sie sehen, wie 
auch in kleinen Dingen, in kleinen Fragen die 
Sache nicht ganz korrekt war. 

Nun zum Schluß dieser Frage. Der Brief 
des Herrn Finanzministers ist eine Meister­
leistung - das sage ich ganz offen - einer 
politischen Irreführung gewesen. Die Photo­
kopie dieses Briefes besitze ich jetzt. Dieser 
Brief trägt keinen Firmenkopf, sondern 
ist nur mit Schreibmaschine geschrieben ; 
mit Schreibmaschine, aber er kann trotzdem 
richtig sein, weil er im Hotel geschrieben 
worden sein kö.nnte. Es betrifft Bankers Trust 
und Lehman Brothers. Aus diesem Brief an 
das Fina.nzministerium hat der Herr Finanz­
minister den ersten Absatz nicht verlesen, aus 
dem nämlich hervorgeht - (zu Bundesminister 
für Finanzen Dr. Koren gewendet) ich bitte, 
immer wieder zu entschuldigen, ich meine 
den früheren Finanzminister und nicht Sie -, 
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daß im Zeitpunkt, in dem dieser Brief ge-

I 
eine Grundlage von Regeln vorstellen, aber 

schrieben wurde, die Bedingungen der Anleihe den Boden von Regeln schlecht. (Zwischenruf 
noch gar nicht bekannt waren, sondern sich des Abg. Glas e r.) Aber das nur nebenbei. 
erst im Stadium - wie heißt es hier 1 - eines I Was hat es mit der "Schallmauer" für eine 
letter of proposal, also eines Vorschlages, Bewandtnis 1 (Abg. Grat z :  Die Schallmauer 
befunden haben. I ist der Dr. Gruber !) Das ist auch so ein Moder-

Und dann tritt sonderbarerweise folgendes nismus, mit dem man irgend�ine� einfachen 
ein · D· V treter der beiden Banken stellen I und klaren Zusammenhang mIt eIner Rauch­
fest, da�

e 
sie

e
�ei ihren österreichischen Partnern, wolke umhüllen w�ll. Es steck� nämlich ni�hts 

hohen Beamten des Finanzministeriums, eine anderes - und �ch hab� mIr da� zweImal 
Unruhe darüber konstatiert haben, daß es durchg�lesen -, mcht wemger und mcht. meh� 
vielleicht zu einer Monopolisierung der öster- steckt I� dem Sat�, als. daß es erst s�It z.wel 
reichischen Kredittransaktionen kommen Jam:en III Öster�eIch el�e DemokratIe gIbt. 
könnte. Alle Achtung vor den Beamten, die (Z.�tschenrufe �et d�r O �P.) Und dagegen 
dieses Mißtrauen gehabt haben, Hut ab vor mußte man sICh

. 
eIgen�bch we�en. (Ab�. 

ihrer Wachsamkeit ! Aber jetzt frage ich Sie : Dr. K ranzl rr:ayr . Das tst falsch ) Lese� SIe 
Wenn sogar eingeweihtesten Funktionären der das . . S� lese IC� es he�aus. (Ruf b�t der ? VP: 
Staatsverwaltung derartige Zweifel kommen _ Ja St e .  - Wettere Zwtschenrufe bet der O VP.j 
dann soll die Opposition, die doch von den Aber ich möchte jetzt nicht von der groß­
Dingen nur sehr am Rande erfahren kann , artigen Selbstbeweihräucherung . sprechen, mit 
keine Zweifel haben, sie soll das Recht zum der der Herr Bundeskanzler hIer festgestellt 
Zweifel nicht haben ? hat : Österreich ist ein demokratischer Staat 

Das haben wir hier im Hause ausgedrückt. 
Wir haben erklärt, daß wir erfahren haben, daß 
diesen Bankhäusern Bedingungen zugestanden 
wurden, wie wir sie in der Vergangenheit 
niemandem zugestanden haben, daß sie de 
facto eine Art Vorentscheidung treffen können, 
und daß wir vom Herrn Finanzminister in aller 
Öffentlichkeit - denn es ist kein Geheimnis, 
was mit dem Geld des österreichischen Steuer­
zahlers geschieht - Auskunft erhalten wollen. 

Das wären, glaube ich, die meisten Punkte. 
Wenn Sie noch ein paar haben wollen, kann ich 
sie Ihnen nennen. 

Und so komme ich zum Schluß. Ich möchte 
sagen, daß es sehr ehrenvoll für den Herrn 
Altbundeskanzler war und wir ihm immer 
dafür dankbar sind, wenn er die Großen unserer 
Bewegung auch nach ihrem Tode im Parlament 
in einer so korrekten Weise zitiert. Ich kann 
mich an diesen Aufsatz nicht erinnern, aber 
ich kenne und ich weiß um die Gedanken 
Dr. Oscar Pollaks wie die meisten hier auf 
dieser Seite des Hauses. 

Man muß absolutes Vertrauen in die demo­
kratische Gesinnung haben. Und da, glaube 
ich, ist uns jetzt etwas passiert, was ich auch 
nur als eine Folge nicht zu Ende gedachter 
Überlegungen auffasse, nämlich diese Bestel­
lung des ehemaligen Propagandachefs Ihrer 
Partei in der Kärntner Straße zum Staats­
sekretär. Ich verüble ihm nicht den ein biß­
chen schiefen Stil seiner Formulierungen. Der 
Name verpflichtet ihn dazu. (Heiterkeit bei 
der SpO. - Abg. Prob8 t :  Der schiefe Turm 
von Pisa !) Was für eine Bewandtnis es näm­
lich mit dem "Boden von Regeln" haben soll, 
das weiß ich nicht. Ich könnte mir 

auch unter der ÖVP-Regierung geblieben. -
Was sind denn das für Feststellungen ? 

Sie reden vom Rechtsstaat. Herr Bundes­
kanzler ! Ich kündige Ihnen heute wieder an, 
und wir pflegen unsere Versprechungen zu 
halten : Über den Fall Müllner wird in diesem 
Hause noch sehr gründlich geredet werden, 
und auch über die Versuche, die gemacht 
wurden, gewisse Fragen auszuschalten - über 
Auftrag einer bestimmten Stelle. Wir werden 
darüber reden. 

Wir sind auch der Meinung, daß es keine 
Erfüllung des Rechtsstaatsgedankens ist, wenn 
der vom Personalsenat des Obersten Gerichts­
hofes für die Stelle des Kreisgerichtspräsidenten 
in Wiener Neustadt erstgereihte Richter ein­
fach übergangen wird. (Rufe bei der O VP: 
Wieso ?) Das werden wir dem Herrn Justiz­
minister noch einige Male sagen. 

Aber jetzt komme ich zum Wesentlichsten, 
weil ich alles andere weglassen will. Da haben 
wir also jetzt seit neuestem einen Staatssekre­
tär für Informationswesen. Herr Bundes­
kanzler ! Sind Sie sich nicht klar darüber, daß 
Sie auf einem sehr gefährlichem Weg sind ? 
(Abg. W e i khar t :  Das ist der neue Goebbels ! 
- Gegenrufe bei der 0 V P.) Was macht 
denn der Herr Pisa 1 (Bundeskanzler Dr. Klau s : 
Das, was in der Verfassung steht ! ) Nein, das, 
was in Ihrer Erklärung drinsteht. Diese 
schaue ich mir jetzt an, und damit komme ich 
zum Schluß. 

Sie sagen und Sie versprechen uns, daß 
die Regierung "entschlossen ist, künftig der 
österreichischen Bevölkerung in verstärktem 
Maße durch Informationen Rechenschaft zu 
geben". Damit wird in Wirklichkeit meiner 
Meinung nach eine sehr gefährliche Praxis ein­
geleitet. 
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Der Herr Vizekanzler Dr. Withalm hat mir 
in vielen Stunden den Gedanken der Parteien­
finanzierung näherzubringen versucht. Ich 
habe ihm zugesagt, meine Freunde über seine 
Auffassung zu informieren. Dann sagten wir 
dem - damals noch - Abgeordneten Dr. Wit­
halm, daß wir der Meinung sind, daß in Anbe­
tracht der besonderen Krisensituation, der 
besonderen Lage des Budgets der Diskussion 
über eine solche Frage gar nicht nähergetreten 
werden kann. Dann geht die Regierung her 
und nimmt ungefähr den gleichen Betrag, 
den sich der Herr Dr. Withalm für seine 
Partei - für uns ungefähr in gleicher Höhe -
vorgestellt hat, unter der Rubrik "Sparsames 
Budget" ins Budget hinein und betreibt damit 
in Wirklichkeit reinste Partei propaganda. Die 
Postwurfsendung ist eine reine Parteipropa­
ganda, die auch zum allergrößtenTeil in der 
Kärntner Straße hergestellt wurde. Das merkt 
man bei jeder Zeile. 

Das ist also die objektive Information, daß 
Sie mit dem Geld aller Steuerzahler Propa­
gandaschriften verbreiten � Wir geben auch Post­
wurfsendungen heraus, aber das bezahlen wir 
uns selber, das zahlen uns unsere Mitglieder, 
und das ist unser gutes Recht ! (Zwischenruf 
bei der Ö V P.) Das ist unser gutes Recht ! 
Aber Sie werden in Zukunft Steuergelder für 
die Verteidigung dieser monocoloren Regierung 
verwenden, und dagegen werden wir uns 
wehren ! (Beifall bei der S PÖ.) 

Der Herr Bundeskanzler verspricht Ob­
jektivität, "alles transparent machen" und 
so weiter - jetzt werde ich Ihnen etwas vor­
lesen. Ich lese in der "Wiener Zeitung" vom 
20. Juli 1934, daß ein Bundeskommissär für 
den Heimatdienst bei der Regierung ernannt 
wurde. (Abg. Hart l :  Ich glaubte, für den 
"Heimatschutz" I) Gehen S' ,  lassen Sie das 
jetzt ! Ich weiß, daß Ihnen das unangenehm 
ist. Aber das müssen Sie sich halt gefallen 
lassen, Herr HartI. ( Weitere Zwischenrufe bei 
der Ö VP.) 

Es heißt also in diesem Artikel, daß ein 
Bundeskommissär für den Heimatdienst er­
nannt wurde. Wissen Sie, was der für eine 
Aufgabe hatte � Ich zitiere wörtlich aus ­
wie es damals geheißen hat - der Zeitung der 
Bundesverwaltung. (Abg. Glase r :  Ist der 
Herr Pisa vom Herrn Bundespräsidenten be­
stellt oder nicht ? - Rufe bei der S PÖ: Das ist 
ja uninteressant ! - Abg. Glas er :  Das ist 
wesentlich ! - Abg. Dr. Grube r :  Gibt es wo­
anders Informationsminister ? - Zwischenruf 
der Abg. Dr. Hertha Firnb erg.) Bei de Gaulle 
gibt es einen, da haben Sie recht. Lassen Sie 
mich bitte jetzt vorlesen. 

Der neuernannte Bundeskommissär für den 
Heimatdienst soll "die Menschen durch ge-

diegene" - hören Sie, bitte, das ist eine 
interessante Stilanalyse und ein interessanter 
Vergleich -, "fachliche Aufklärung gewinnen" , 
er will "vor allem überzeugen" . Dann legte der 
damalige Bundeskommissär für den Heimat­
dienst vor den versammelten Journalisten 
ein "Bekenntnis der unwandelbaren Treue 
zum Kanzler, dem er als Soldat" - auf das 
können wir in dem Zusammenhang verzichten 
- "und Publizist gedient hat und nun auch 
in seiner neuen Eigenschaft dienen werde", ab . 
Es trifft also beinahe alles zu. (Zu Staats­
sekretär Pisa :) Sie haben dem Herrn 
Bundeskanzler in bisher unwandelbarer Treue 
als Publizist gedient und nun in Ihrer neuen 
Eigenschaft. 

Dann heißt es weiter : "Ich will jene Mit­
bürger" - sagt er selber, der Propagandachef 
der Regierung Dollfuß -, "die auf dem Stand­
punkte negativer Kritik stehen, davon über­
zeugen" - einige von uns konnte er nicht 
überzeugen ; wir waren im Landesgericht und 
haben, bis auf einige, damals keine Zeitungen 
lesen dürfen (Abg. Hart l :  Vor 35 Jahren !) -, 
"daß der Kurs, den unser Kanzler vorgezeich­
net hat, ein klarer, vernünftiger und ehrlicher 
Kurs ist, ja unter den gegebenen politischen 
und wirtschaftlichen Voraussetzungen wahr­
scheinlich der einzig mögliche Kurs. Ich 
will zu der "Überzeugung beitragen, daß es 
tüchtige und tapfere Männer sind . . .  ", und 
so weiter. 

Es heißt dann weiter : "Wenn Sie 
fragen, mit welchen Mitteln ich überzeugen 
will, so antworte ich : Mit allen Mitteln und 
Einrichtungen, die �uf die Bildung der öffent­
lichen Meinung von Einfluß sein können, 
unmittelbar und mittelbar." 

Ich sagte Ihnen schon, meine Damen und 
Herren : Bis auf den Soldaten stimmt alles bei 
dem Herrn Staatssekretär, auch er will "objektiv 
überzeugen" . 

Ich frage von dieser Stelle die österreichische 
Öffentlichkeit, ob sie nicht auch der Meinung 
ist, daß wir die Information der Öffentlich­
keit den Zeitungen überlassen sollten. Ich bin 
der Meinung, wenn die Regierung einen Infor­
mationschef braucht, der ihr noch dazu mehr 
oder weniger angehört, dann soll sie den 
Journalisten konkretes, objektives Material 
zur Verfügung stellen, dann . soll sie es den 
Journalisten erlauben, die Öffentlichkeit zu 
informieren. Wir brauchen in Österreich 
keinen Propagandaminister oder Propaganda­
staatssekretär auf Kosten der Steuerzahler ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Es wird Ihnen nichts nützen : So wie es uns 
in den ersten zwei Jahren gelungen ist, die 
österreichische Öffentlichkeit von der Schwäche, 
von der Unzulänglichkeit, von der Unfähigkeit 
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dieser Regierung zu überzeugen - in der 
"zweiten Halbzeit" wird es noch leichter sein, 
das sage ich Ihnen ! (Lebhafter Beifall bei der 
8P(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Zeillinger das Wort. (Abg. H a rtl : 
Der Oberzauberer ! - A bg. Z e i II i n g er begibt 
8ich nicht sofort von seinem Platz zum Redner­
pult.) 

Abgeordneter Zeillinger ! (Abg. Ze i l l ing e r :  
Die Wortmeldung ist zurückgezogen ! Ich melde 
mich dan'a noch einmal zum Wort ! Ich werde das 
jetzt aufklären ! Ich möchte mich zweimal zum 
Wort melden ! Ich melde mich jetzt zum Wort, um 
festzustellen . . .  ) 

Zur KlarsteIlung : Hier stehen zwei Namen : 
als erster Zeillinger, als zweiter Dr. van Tongel. 
Wenn der Herr Abgeordnete Zeillinger zu­
gunsten des Herrn Abgeordneten Dr. van Ton­
gel verzichtet, so habe ich gar keinen Einwand. 
Ist das der Fall, Herr Abgeordneter, bitte ? 
(Abg. Zei l l inger :  Ich darf klarstellen, daß 
vor etwa einer Stunde meine Wortmeldung 
zurückgezogen wurde !) 

. Bitte, dann ist der Herr Abgeordnete Doktor 
van Tongel am Wort. 

Ich nehme also zur Kenntnis, da ß der Herr 
Abgeordnete Zeillinger gestrichen wurde. 
(Zwischenruf des Abg. Ze i l l inger.) Bitte, 
darüber sollte es doch keinen Streit geben. 
Wenn nicht Sie, dann ist der Herr Abgeordnete 
Dr. van Tongel . . .  (Abg. Z ei l l inger :  Das 
ist etwas, wo wir nicht mitmachen, Herr Präsi­
dent ! - Abg. M e l t e r :  Das ist nicht in Ordnung ! 
-Abg. Zei l l ing e r :  Da wird zusammengespielt 
zwischen Regierungspartei und hier !) 

Abgeordneter Dr. van Tonge] (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich 
danke zunächst dem amtierenden Herrn Präsi­
denten für die korrekte Erledigung dieser noch 
unklaren Angelegenheit. ( Weiterer Zwischen­
ruf de8 Abg.  Z e i l l inger.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Herr 
Abgeordneter Zeillinger ! Die Sache ist erledigt. 
Ich bitte um Ruhe für den Redner ! 

Abgeordneter Dr. van Tongel (fortsetzend) : 
Meine Damen und Herren ! In einer bemerkens­
werten, wirkungsvollen Rede hat der Herr Alt­
bundeskanzler Dr. Gorbach heute zu einem 
Zeitpunkt, da das Fernsehen eingeschaltet 
war, die Erklärung abgegeben, er werde in 
Objektivität in gleicher Weise auch für seine 
eigene Partei Lob und Tadel verteilen. Wir 
haben allerdings in dem weiteren Verlauf 
seiner ganzen Rede dann von Tadel an der 
eigenen Partei kein Wort mehr gehört. Ich 
möchte da.s hier nur anmerken. 

Bei der Besprechung der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers ist es unerläßlich, die 
Frage der Kompetenzregelung anzuschneiden. 
Der Parteiobmann der Freiheitlichen Partei 
hat das bereits angedeutet. Wir haben neue 
Minister mit den alten Kompetenzen. Wir 
haben gestern den grotesken Fall erlebt, daß 
sich zu den fünf Personen, die sich in Österreich 
mit Außenpolitik beschäftigen, noch eine 
sechste gesellt hat : die Frau Sozialminister 
Rehor, die nun also auch schon in Außenpolitik 
macht. 

Wir haben dann heute in den Zeitungen eine 
Erklärung des neuen Herrn Außenministers ge­
lesen, die sehr aufklärungsbedürftig ist. Es 
ist richtig, daß unter den gegenwärtigen Kom­
petenzen die neuen Minister sich eigentlich 
sehr bald ebenso verschleißen müßten wie die 
alten "freiwillig" abgesetzten. 

Ich da.rf auf einen weiteren Fall zu sprechen 
kommen. Wir hören - nicht hier im Hause, 
allerdings außerhalb des Hauses - von einer 
"Hofübergabe". Dieses Wort ist sehr schön, 
nur möchten wir gerne wissen, welcher Hof 
denn eigentlich übergeben wird : der "Partei­
hof" vom Obmann Klaus an den neuen Ob­
mann Withalm, oder wird das Lehen der 
Bundesregierung, über das ja nicht eine Partei 
allein verfügen kann - denn wir sind ja nicht 
mehr im Mittelalter -, vom Bundeskanzler 
Klaus an den Bundeskanzler Withalm über­
geben werden 1 Hierüber möchten wir gerne 
Aufklärung haben, denn das schöne Wort 
"Hofübergabe" allein genügt nicht. 

In diesem Zusammenhang muß ich auf einen 
Zwischenfall zurückkommen, der sich gestern 
ereignet hat. Als der Herr Abgeordnete 
Minister außer Dienst Dr. Broda in einer 
Zusatzfrage den Herrn Bundeskanzler gefragt 
hat, ob er auch an seinen Rücktritt denke, hat 
der amtierende Präsident des Nationalrates, 
Herr Dr. Maleta, diese Frage nicht zugelassen. 

Ich bin der Auffassung - ich werde das auch 
in der Präsidialsitzung vertreten, und auch 
meine Fraktion teilt diese Auffassung -, daß 
die Zurückweisung dieser Zusatzfrage des Ab­
geordneten Dr. Broda nicht zulässig war. 
Aber wir werfen diese Frage jetzt in Fort­
setzung der gestrigen Fragestunde hier in der 
Debatte auf. Die Öffentlichkeit will wissen, 
wie es in Österreich weitergeht. Man hat die 
Regierungsumbildung damit begründet, daß 
man gesagt hat, es gehe nicht an, daß Minister 
im Amt sind, von denen man nicht weiß, wie 
lange sie noch im Amt bleiben. Darüber müsse 
Klarheit geschaffen werden. Nun haben Sie, 
meine Herren von der Österreichischen V olks­
partei, selbst eine neue Unklarheit geschaffen, 
indem Sie das ominöse Wort von der "Hofüber-

90. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 31 von 51

www.parlament.gv.at



7 176 Nationalrat XI. GP. - 90. Sitzung - 25. Jänner 1968 

Dr. van Tongel 

gabe" in die Öffentlichkeit geworfen haben. -
Was wird übergeben ? Wann wird übergeben, 
und wann wird Klarheit geschaffen werden � 

Nun zum Thema Sparsamkeit. Die Regie­
rung mahnt die österreichische Bevölkerung zur 
Sparsamkeit . Aber was tut sie selbst � Die 
ganze Einsparung lautet : e i n  Staatssekretär. 
Das Bundeskanzlera.mt hatte bisher zwei 
Staatssekretäre und wird zwei behalten ; das 
Innenministerium hatte bisher einen Staats­
sekretär, dieser erwies sich sogar in den Augen 
der Bundesregierung und des Bundeskanzlers 
als überflüssig. Trotzdem wird es weiterhin im 
Innenministerium einen Staatssekretär geben. 
Es scheint ein "Bauernbund-Bündeproporz­
ausgleich" zu sein, um das " Ungleichgewicht" -
wie es in der Regierungserklärung heißt - an 
anderer Stelle auszuschalten. Das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung hatte einen 
Staatssekretär - er ist avanciert. Das Mini­
sterium bekommt jetzt einen neuen - über 
Vorarlberger Protest ; darüber werde ich noch 
reden. Das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten ist das einzige Ministerium, 
in welchem künftig ein Staatssekretär einge­
spart wird. Darüber haben sich die Vorarl­
berger aber sehr aufgeregt. 

Warum hat die Bundesregierung entgegen 
ihren ursprünglichen Plänen nur einen einzigen 
Staatssekretär eingespart 1 - Über den Protest 
des Bauernbundes. Weil aber die Bundes­
regierung so sparen will, hat sie sich einen 
Propaganda-Staatssekretär beigelegt. Ist das 
so zu verstehen, daß der Ghostwriter, der 
Geheimschreiber des Herrn Bundeskanzlers, 
der mit der Parole : "Es steht 79 : 78" und mit 
der Erfindung der kommunistischen Volks­
front im Jahre 1966 zweimal der ÖVP bei 
Wahlen gedient hat, nunmehr irgendwie be­
lohnt werden mußte, da seine Abordnung ins 
Fernsehen offenba.r nicht genügt hat � 

Meine Damen und Herren ! Es ist also nicht 
der Staat, der auf die Staatssekretäre etwa 
nicht verzichten will, vielmehr ist es die ÖVP, 
die auf die Staatssekretäre aus innerpartei­
lichen Bünde-Proporzgründen nicht verzichten 
kann. Die Staatssekretäre, die wir haben, sind 
derzeit im wesentlichen nichts anderes als eine 
ÖVP-Institution des bündepolitischen Inter­
essenausgleiches. Deshalb haben wir- weiterhin 
vier Staatssekretäre, obwohl es vor der Regie­
rungsumbildung geheißen hat, man könne 
ruhig auf die Staatssekretäre verzichten. 

Wenn bei der Verteilung der Regierungs­
posten ein ÖVP-Bund dem Bundeskanzler nur 
droht, daß er "einen Baum aufstellen wird", 
dann kommt man ihm eilfertigst mit der bei 
Greißlern üblichen Frage zuvor : Darf's ein 
bisserl mehr sein � - Und als Zugabe erhält 
dann dieser ÖVP-Bund doch noch einen 
Staatssekretär ! 

Meine Damen und Herren ! Schon vor einem 
Jahr wollte Bundeskanzler Klaus um bilden, 
doch damals wollte Withalm noch nicht . Jetzt 
will auch Withalm, daher durfte von Klaus 
umgebildet werden. Klaus wollte sich schon 
vor einem Jahr der angeschlagenen Minister 
entledigen : Dr. Bock - Bauskandal, Prader ­
Personalkartei und Parteiunwesen im Bundes­
heer und Dr. Toneie, der der ÖVP nicht mehr 
gepaßt hat. 

Es ist klar : Wäre es Klaus schon vor einem 
Jahr gelungen, sich seiner angeschlagenen 
Kabinettsmitglieder zu entledigen, wäre er 
selbst heute nicht so angekratzt. Gerade daran 
aber kann Dr. Withalm kein Interesse haben. 
Daher hat es Withalm Dr. Klaus vor einem 
Jahr noch nicht erlaubt, sich vom Bauskandal 
und von den skandalösen Vorgängen im Vertei­
digungsministerium wirkungsvoll zu distan­
zieren. Mitgefangen, mitgehangen - so wollte 
es Generalsekretär Dr. Withalm. 

Heute, da man Vizekanzler Dr. Bock, die 
Minister Toneie, Schmitz und Hetzenauer sowie 
die Staatssekretäre Bobleter und Haider mit 
der Begründung nach Hause schickt, sie seien 
verbraucht, müßte man doch auch annehmen, 
daß der Bundeskanzler verbraucht ist. Warum 
sollte auch beispielsweise der nur 45 Jahre alte 
Dr. Schmitz, der erst seit 1964 wirklich in der 
Politik steht, verbrauchter sein als der der­
zeitige Bundeskanzler nach einer, wie er selbst 
sagte, zwanzigjährigen politischen Tätigkeit 1 

Seine Unverbrauchtheit hat jedenfalls der 
Verteidigungsminister Dr. Prader unter Beweis 
gestellt. Allen Fehlleistungen und Bundesheer­
skandalen zum Trotz gehört er nach wie vor 
dieser Bundesregierung an. Er sitzt fester 
denn je im Sattel, und er beweist die in der 
Zweiten Republik entstandene These : Je mehr 
sich ein ÖVP-Minister zuschulden kommen 
läßt und je mehr er wegen dieser Vorkomm­
nisse angegriffen wird, desto länger wird er 
gehalten und desto länger sitzt er im Sattel. -
Fürwahr eine neue, aber eine alarmierende und 
provozierende politische These. 

Vor einem Jahr noch hätte der Herr Bundes­
kanzler - die Regierungsumbildung nicht so 
teuer erkaufen müssen wie heute, nämlich um 
den Preis einer Verpflichtung zur " Hofüber­
gabe" und um den Preis einer Aufnahme 
Dr. Withalms als Vizekanzler und erklärten 
Kronprinzen, der sich noch dadurch auszeich­
net, daß er bis dahin keine Ressortverant­
wortung zu tragen hat. Der neue Vizekanzler 
weiß ganz genau : Die Fehler, die die ÖVP­
Regierung in den kommenden zwei Jahren 
noch begehen wird, können ihm, Dr. Withalm, 
der keine konkrete Ressortverantwortung 
trägt, in seiner Karriere keinen Schaden zu­
fügen. 
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Heute sagt Dr. Klaus : Meine Hoffnung I Nachrichten" in einer Erklärung am Mitt­
heißt Withalm. Hätte ihn Withalm und die woch, dem 17 .  Jänner 1968, in dieser Zeitung 
ÖVP vor einem Jahr seine Regierung umbilden veröffentlicht hat, als die fünf Königsmacher 
lassen, hätte Dr. Klaus wahrscheinlich in der ÖVP ihre erste Kabinettsliste veröffent­
seinem Sendungsbewußtsein noch gesagt : Meine licht haben. Hier sind einige Worte enthal­
H offnung heißt Klaus. ten, die man doch zitieren muß. Es ist bemer-

Meine Damen und Herren ! In diesem kenswert, daß diese Worte die ÖVP, ihr 
Zusammenhang sei auch noch auf die Äuße- Bundesparteiobmann und ihre Bundespartei­
rung des neuen Herrn Vizekanzlers verwiesen, leitung, doch als so ernst erkannt haben, daß 

sie sofort danach Herrn Staatssekretär Dok­die Vorgänge in der vorgestrigen National-
k tor Haider abservierten - er ist dann auch ratssitzung seien "s andalös" gewesen. Gleich-

zeitig erwähne ich auch den Hinweis des "freiwillig" zurückgetreten, nachdem er schon 
Herrn Dr. Gorbach in seiner heutigen Rede, in d ie neue Liste der Regierungsmitglieder 
in der er es als unzulässig hinstellen wollte, aufgenommen war (Abg. Dr. Pi t t ermann : 

daß man während einer Rede des Bundes- Er wäre aber auch freiwillig geblieben !) ; er 
kanzlers Zwischenrufe macht. (Abg. Dr. Gor- wäre gerne freiwillig geblieben - und Herrn 
bach : Das habe ich eigentlich nicht beabsich- Bürkle aus Vorarlberg schnell noch in die 
tigt !) Doch, ich habe es Ihnen schon dazwi- Bundesregierung berufen haben. 
schengerufen, Herr Dr. Gorbach. Sie sprachen Man hört, daß die Frau Sozialminister Rehor 
von Lärmszenen. Es waren aber keine Lärm- in diesem ihrem eigentlichen Arbeitsbereich 
szenen. Wenn auf Zwischenrufe der Oppo- darüber nicht sehr glücklich jat. Ich habe 
sitionsparteien von seiten der ÖVP-Fraktion von einer neuenRegsortvert8ilungin diesem Mini­
gleichzeitig mehrere Herren - darunter sehr sterium ge �e8en, die einen wesentlich geringe­
lautstark Dr. Gruber und Abgeordneter Gla- ren Aufgabenbereich für Herrn Bürkle ent­
ser - antworten, dann herrscht natürlich ein hält, als dem früheren Staatssekretär Soro­
Stimmengewirr. Das ist aber doch kein VOll ni es zugewiesen war. Mich interessiert das 
der Opposition erzeugter Lärm oder ein Wirbel I de�halb, weil . ich Angehö::iger eines Gesun�­
des Lärmes weO'en, 80ndern das ist eben eine ! heltsberufes bm und der fruhere Staatssekretar 
Diskußsion von

b 
Zwischenrufern. und jetzige Bundesminister 80ronic8 im Sozial­

Nehmen Sie, meine Damen und Herren 
von der ÖVP, zur Kenntnis :  Wir lassen uns 
auf gar keinen Fall die Redefreiheit in diesem 
Parlament abschneiden. Und zur Redefrei­
heit gehören auch die Zwischenrufe. Wenn 
in einer Erklärung eines Regierungsmitgliedes 
nach Inhalt und Form Umstände zutage tre­
ten, die sogleich einen Protest oder eine Insi­
stierung erfordern , dann muß es j edem Mit­
glied des Nationalrates möglich sein , sich in 
einem Zwischenruf zu äußern. Ich darf das 
hier deponieren, und wir verwahren uns dage­
gen, daß ein solcher Vorgang als "skandalös" 
bezeichnet wird. 

Meine Damen und Herren ! Das Bundes­
land Tirol, das bei der Umbildung der Bundes­
regierung zu kurz gekommen ist, erhebt laut­
stark Protest. Der Herr Landesparteiobmann 
Wallnöfer hat Wert darauf gelegt, der Öffent­
lichkeit mitzuteilen, daß sich die Tiroler Ver­
treter in der ÖVP-Bundesparteileitung der 
Stimme enthalten haben, während der Öffent­
lichkeit durch den ÖVP-Pressedienst mit­
geteilt wurde - was formal zwar richtig ist -, 
daß die Abstimmung über die Regierungs­
umbildung einstimmig erfolgt ist . Aber dieses 
nachträgliche Eingeständnis der Tiroler ÖVP 
ist bemerkenswert.  

In diesem Zusammenhang kann ich es mir 
nicht verkneifen, das zur Kenntnis zu bringen, 
was die gesamte Redaktion der "V orarlberger 

ministerium mit der Führung der Angelegen­
heiten der Volksgesundheit betraut war. Die­
ses RClssort will nunmehr Frau Rehor an sich 
ziehen, habe ich gelesen. Wir werden ja noch 
davon hören. Alle diese Kompetenzen hän­
gen überhaupt in der Luft, und man weiß 
gar nicht, was los ist, also wer eigentlich was 
tun darf. 

Aber zurück zu den "Vorarlberger Nach­
richten" mit ihrem Untertitel "Auflagen­
stärkste und parteiunabhängige Tageszeitung 
des Landes Vorarlberg".  Sie schreiben : 

"Vorarlberg steht hinter Bobleter. 
Als wir in der Redaktion die Liste für das 

Kabinett Klaus III betrachteten, wie sie von 
den ,großen Fünf' " - na, wirklich große 
Fünf 1 - "der ÖVP zusammengestellt worden 
ist, hatten wir den Eindruck, es handle sich 
teilweise um ein unterschobenes Produkt poli­
tischer Gegner. Als aber Eingeweihte und 
Kompetente uns zugaben, daß die ,Fünf' schon 
am Wochenende zu diesem in ganz Österreich 
mit Kopfschütteln aufgenommenen Ergebnis 
gekommen sind, erfaßte uns Erschütterung. 
Ein der ÖVP angehörender Kollege philo­
sophierte, daß die mächtigen Wale von Zeit 
zu Zeit an Land schwimmen und die Wissen­
schaft vor einem Rätsel stehe, wieso es zu 
solchen Selbstmorden komme ." 

Der freiwillige Rücktritt war also ein An­
Land-Schwimmen von mächtigen Walen, bei 
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dem. die Wissenschaft vor einem Rätsel steht . 
Eine neue Formulierung für freiwillige Rück­
tritte ! 

"Uns bewegt" - so schreiben die "Vorarl­
berger Nachrichten" weiter - "weniger das 
Schicksal der ÖVP und ihrer Schocks, von 
denen Generalsekretär Withalm am Wochen· 
ende als heilsam , sprach. Uns interessiert, 
wie dieses Land in zweifellos unterschätzt 
schwierigen Zeiten besser regiert werden kann 
und muß. Und da hört jede Schönfärberei auf 
und fängt die bittere Sorge an, warum die 
Wale freiwillig sich ins Trockene setzen wol· 
len. Es erhebt sich die Frage, ob in der Mehr· 
heitspartei noch Kräfte vorhanden sind, dieses 
Phänomen abzuwenden, und ob die Volks­
partei in den Bundesländern noch Kräfte 
besitzt, die mithelfen können, das Steuer 
herumzureißen, oder ob die Regeneration der 
politischen Verhältnisse außerhalb dieser Par­
tei gesucht werden muß. 

Man wird uns vielleicht mißverstehen, daß 
unsere Zeitung nur aus menschlicher Treue 
zum Vorarlberger Staatssekretär (der nach 
zuständigen Aussagen aus Gründen der ,Geo­
metrie' in der Neubildung der Regierung 
wahrscheinlich keinen Platz mehr habe) die 
Dinge zu einseitig sehe. Aber nicht nur 
wir, auch ganz anders denkende Redaktio­
nen . . .  sehen im Abgang Bobleters etwa den 
mutigsten Kämpfer in der Regierung für die 
Südtiroler entfernt. Eine andere Stimme, die 
,Wiener Wochenpresse' ,  wartet auf die ,Lan­
desfürsten ' , die in Wien noch auftreten, 
bringt den Affront gegen den Föderalismus 
mit der Möglichkeit eines zweiten Fußach 
in Zusammenhang und glaubt, daß Klaus 
und Withalm nun um die eigene politische 
Zukunft zu kämpfen haben könnten." 

Meine Damen und Herren! Ich darf hier 
einschalten, daß die Vorarlberger ÖVP-Treue 
zu Bobleter sehr rasch ins Wanken gekommen 
ist, als Herr Bürkle auf der Liste der umgebil­
deten Regierung aufgetaucht ist. Treue um 
Treue in der ÖVP! 

und in der Absicht des Kanzlers und ÖVP. 
Chefs Klaus liegen. Es geht nicht in unseren 
Kopf, daß Klaus, der den V orarlbergern sehr 
viel verdankt, eine Kabinettsliste ohne Vor· 
arlberg und Tirol wünscht, falls er sie aber 
akzeptieren will, würde es ihn zum Gefangenen 
der Zentralisten machen, die ihn bei der näch· 
sten Station ausbooten. Ein Withalm als 
Vizekanzler ohne verantwortliches Ressort 
markiert eine Absicht, die leicht durchschau· 
bar ist, hoffentlich nicht zu spät auch für 
Klaus und die Landesparteiobmänner . Wit· 
habn" - so heißt es recht bemerkenswert wei· 
ter - "soll einmal eine fachliche Leistungs. 
probe ablegen! " - So sage nicht ich, sondern 
das sagen die "Vorarlberger Nachrichten". Sie 
sagen weiter : 

"Ein Kabinett Klaus III, wie es die ,Fünf ' 
wollen, dürfte ein Kabinett Kreisky I förmlich 
provozieren. Zumindest aber ein Kabinett 
Kreisky-Withalm I oder Kreisky-Maleta I. 
Die Erregung über die Fehlleistung der Regie. 
rungsmacher hat ganz Österreich erfaßt. Die 
Niedergeschlagenheit kam aus vielen Anrufen 
aus Wien und den Bundesländern in unserer 
Redaktion zum Ausdruck. Sollte das Schau­
spiel wie geplant über die Bühne gehen, ohne 
westösterreichische Beteiligung und mit einem 
Kanzler auf dem Tiefpunkt an persönlichem 
Prestige und verlorener Autorität, werden 
viele zentrifugale Kräfte frei. Die ,Fünf ' 
würden sich wundern, wie weit sie sich vom 
geschenkten Sieg vom 6. März 1966 entfernt 
haben, den sie selbst nicht errungen haben. 
Wahrscheinlich müßte auch die V orarlberger 
ÖVP, um die Kontrolle über ihren Bereich 
nicht zu verlieren, sich früherer überlegungen 
erinnern, unabhängiger zu werden. "  - Das 
ist eine ganz schöne Ankündigung. (Abg. 
W e i k hart : Ganz hart, nicht ?) - "Ein Mit­
machen der Vorarlberger ÖVP mit den ,Fünf ' 
oder ein bloßes Protestieren gegen die Zentra­
listen wäre unzulänglich." 

Und zum Schluß dieser sehr bemerkenswer· 
ten Darlegungen heißt es : 

"Es muß in aller Offenheit ausgesprochen "Am Rande vermerkt, ist es ein politischer 
werden" - so schreiben die "Vorarlberger Roheitsakt, einen Staatssekretär wie Dr. Bo­
Nachrichten" weiter - :  "daß, wenn ein Boble- bieter am Samstag noch ins Ausland auf ein 
ter in Wien nicht mehr gebraucht werden Politikertreffen zu schicken und am Sonntag 
kann, dann gilt eben dort Ehrlichkeit, Sauber- denselben Mann als Regierungssprecher in · 
keit und echter politischer Gestaltungswille Auf klärungsversammlungen in Vorarlberg ein. 
für ein föderalistisches Ö�terreich gar nichts zusetzen, während kurz zuvor schon die ober­
mehr, und die daraus folgenden Konsequenzen sten ,Fünf ' beschlossen hatten, ihn abzuset­
muß man hinnehmen. Es ist nicht Art der zen." - (Abg. Dr. Pi t t erm a n n :  Da hat der 
Vorarlberger zu kuschen ." Die V orarlberger Bobleter noch gar nicht gewußt, daß er freiwillig 
brauchen ja nicht zu kuschen, sie haben es zurückgetreten ist !) - "Als die SPÖ es seiner­
erreicht ; jetzt müssen die Tiroler km. ehen - zeit mit Olah ähnlich in Niederösterreich 
das sage ich. 

I 
machte, zeigten die gleichen Leute in der ÖVP 

Die Zeitung schreibt weiter: "Wir wissen höchste Entrüstung. " - Der Olah hat es 
nicht, wieweit solche Vorgänge im Willen aber gewußt. - "Gleichfalls markiert es einen 

90. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 51

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 90. Sitzung - 25. Jänner 1968 7179 

Dr. van Tongel 

Tiefpunkt im Denken, wenn die Parteiführer 
nicht eine Regierung anstreben, die auf die 
herrschenden schweren Probleme abgestimmt 
ist, sondern bloß auf die Partei-Geometrie 
und statt auf das notwendige Staatsdenken 
auf . . .  ein neues Team für den Wahlkampf 
der ÖVP, wobei freilich in der Einschätzung 
der Wähler sehr wirklichkeitsfremde Gedanken 
vorherrschend zu sein scheinen." (Abg. Weik­
hart :  Kein sozialistisches Blatt I) 

Meine Damen und Herren ! Das waren die 
"Vorarlberger Nachrichten" . Ich glaube, man 
kann dieser trefflichen Darlegung nichts mehr 
beifügen, hier steht alles darin. 

So hoffen wir, meine Damen und Herren 
- das hat unser Parteiobmann ja schon zum 
Ausdruck gebracht -, daß die Hofübergabe 
bald stattfinden wird. (Beifall bei der F pO.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner :  Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Staudinger das Wort. 

Abgeordneter Staudinger (ÖVP) ; Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Sie können sich gar 
nicht vorstellen, wie überrascht und perplex' 
wir waren, als wir hier von den Rednern der 
Oppm'litionspartei hörten, daß sie dieses neu 
formierte Kabinett Klaus ablehnen. Es ist 
wirklich eine große Überraschung. 

Es ist auch einiges an Begründung dazu 
gegeben worden. Der Herr Vizekanzler a. D. 
Dr. Pittermann hat die Begründung zuerst 
einmal in eine nette Rechenaufgabe gekleidet, 
wie das mit den Verschiebungen bei den 
Staatssekretären sei . Nun, ich glaube, die 
Frage, welche Regierung hier antreten müßte, 
um Ihre Zustimmung zu finden, ist mit Rechen­
aufgaben gar nicht zu lösen. (Heiterkeit und 
Zustimmung bei der Ov P.) Eine solche Re­
gierung gibt es einfach nicht, denn für Sie gilt 
das, wie es etwa im "Faust" steht, daß man 
"von dem Rechten allzuweit" entfernt ist, wie 
es der pensionierte Minister sagt, "denn freilich, 
a.ls wir alles galten, da war die gute goldene Zeit" , 
und heute ist das alles natürlich ganz anders. 

Es sind heute hier parteiinterne Vorgänge 
angerührt worden, ganz bestimmt schmerzliche 
Vorgänge, wie wir zugeben müssen, es ist die 
Frage der freiwilligen Rücktritte besprochen 
worden. Wir haben dazu zu sagen, daß das 
der normale Vorgang ist. Gerade die Kollegen 
von der sozialistischen Fraktion fragen wir, 
wie das denn seinerzeit gewesen ist, als der 
sozialistische Innenminister Olah "freiwillig" 
zurückgetreten ist. (Abg. Ing. Häus e r :  Das 
stimmt ja nicht !) Natürlich stimmt das 
nicht, natürlich ist er nicht freiwillig zurück­
getreten, aber die offizielle Version war die 
Freiwilligkeit - zum gleichen Zeitpunkt, wo 
Nenning im "Forum" von den geheimnisum-

witterten Vorgängen um Olah geschrieben hat, 
die an die besten Zeiten im Kreml gemahnen. 
Wir haben nicht gefragt, als seinerzeit Tschadek 
"freiwillig" zurückgetreten ist. 

Es wurde gesagt : Wenn Harwalik seinerzeit 
das Kabinett Klaus als das bestdenkbare 
Kabinett, das erstbeste sozusagen bezeichnet ' 
hat, dann muß das jetzt das zweitbeste scin. 
Dann wurden Sie, Herr Vizekanzler a. D. 
Dr. Pittermann, durch Zwischenrufe an die 
V orgänge auf dem Sozialistischen Parteitag 
erinnert. Auch damals hat es noch geheißen 
"Pittermann für jedermann", der Allerbeste. 
Ich muß jetzt fragen : Wie ist das jetzt mit 
Dr. Kreisky � Ist er der Zweitbeste oder ist 
er der Erstbeste, oder waren Sie vielleicht gar 
nicht der Erstbeste 1 (Beifall bei der (j V P.) 
Damals, beim Sozialistischen Parteitag, wurde 
uns gesagt, daß Pittermann der Gordische 
Knoten der SPÖ ist. Nachdem dieser Gordi­
sche Knoten seinerzeit nicht gewaltsam durch­
schlagen wurde, warten wir darauf, daß er 
später einmal friedlich aufgeknüpft wird. 
(Heiterkeit bei der O VP. - Zwi8chenrufe. -
Abg. Dr. Withalm:  Beim Pittermann nicht 
leicht vorstellbar !) Ich habe vom Knoten 
gesprochen. 

Sie haben natürlich auch einiges an sach­
lichen Begründungen gebracht. Sie haben 
zum Beispiel von der Mißachtung der sozialisti­
schen Alternativen bei den Wachstumsgesetzen, 
bei der Wohnbauförderung, bei der Miet­
rechtsänderung und so weiter gesprochen. 
Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, Sie haben 
seinerzeit, als hier im Hause die Wachstums­
gesetze verabschiedet wurden, nicht aufgepaßt, 
sonst würden Sie sich erinnern, welch inferiore 
Rolle die sozialistische Opposition damals 
gespielt hat ! (Beifall bei der (j V P.) Es tut 
mir leid, daß ich diese langweiligen Dinge a.uf­
zählen muß, daß wir immer von den alten 
Sachen reden müssen. (Abg. Dr. Pit termann:  
Nicht e i n  Abgeordneter von Ihnen hat dazu 
gesprochen ! Vier Stunden haben Sie im A U$­
schuß zugehört !) Ich werde Ihnen beweisen, 
daß wir immer von alten Sachen reden müssen, 
denn die Sozialistische Partei, die moderne 
Partei, bereitet sich ständig auf die Krisen 
von gestern vor, redet immer wieder von den 
alten Dingen und wiederholt sie mit einer 
Konsequenz sondergleichen. Ich erinnere 
Sie daran, daß die SPÖ Vorschläge gemacht 
hat, daß die steuerliche Begünstigung von 
Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln erfolgen 
soll, daß der Verlustvortrag statt auf fünf 
Jahre nur auf drei Jahre erfolgen soll. Es war 
der Abgeordnete Dr. Weihs, der das vorge­
tragen hat. Dann hat Dr. Weihs Bedenken 
gegen die steuerfreien Investitionen geäußert. 
Nach ihm hat sich der Abgeordnete Kostroun 
gemeldet und justarnent, obwohl Weihs Be-
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denken geäußert hat, eine Verdopplung der 
steuerfreien Rücklagen aus nichtentnommenen 
Gewinnen verlangt, weiters eine Begrenzung 
der Bewertungsfreiheit mit 1971 ,  eine Diffe­
renzierung der AfA und eine Bewertungs­
freiheitsbegrenzung für den Ausbau von Por­
talen. (Zwischenrufe bei der S pO. - A bg. 
Ozet t e l :  Selektiv !) Es tut mir leid, ich muß 
diese langweiligen Dinge erzählen. Kommen 
Sie nicht mit den alten Kalauern, dann ent­
gegnen wir nicht mit solchen Argumenten ! 
(Abg. Dr. Pit term a n n :  Für die Steuerfreiheit 
der Lebensversicherungen haben Sie gestimmt ! 
Morgen heben Sie sie wieder auf 1 Schatten­
politik 1) 

Ich muß Ihnen folgendes sagen : Die Alter­
nativen, die hier die Sozialistische Partei durch 
ihre Sprecher Dr. Weihs und Kostroun ge­
boten hat, sind zweifellos Grund genug ge­
wesen, die Wachstumsgesetze abzulehnen. Wir 
müssen uns nur fragen : Wären wir diesen 
Alternativen gefolgt, was wäre anders � Wäre 
eine andere Wachstumswirksamkeit ausge­
gangen � Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, 
lesen Sie doch bitte die Protokolle nach (Abg. 
Dr. Pit termann : Sie haben nicht einmal 
diskutiert !"  Wir haben die Mehrheit-Schluß ! ") , 
und Sie werden das bestätigt finden. Sie haben 
aus den "Oberösterreichischen Nachrichten" 
- vorsichtigerweise natürlich nur zum Teil -
zitiert : "Tausende Mieter suchen Rat", also 
über das Desaster auf dem Gebiet des Miet­
rechtes. Sie haben nicht vorgelesen, daß es 
hier in diesem Artikel heißt : "Eine Umfrage 
unter Linzer Wohnungsvermittlungsbüros 
ergab die einhellige Meinung" - das ist jetzt 
vorerst einmal negativ gemeint - :  "Die 
Preislage der Wohnungen ist völlig unver­
ändert, ein größeres Angebot nicht zu be­
merken. "  - Nun gestatten Sie mir den Rück­
schluß : Wenn die Preislage der Wohnungen 
völlig unverändert ist, was stimmt denn dann 
an der sozialistischen Propaganda, daß diese 
Mietrechtsänderungen die Mieten hinauf­
treiben werden 1 (Beifall bei der Ö V P. - A bg. 
Dr. Pit t erma n n :  Sie haben gesagt, es wird 
billiger ! - Abg. W e ikhart : Billiger werden 
die Wohnungen, haben Sie gesagt 1 Niedriger 
soll es werden, lieber Herr ! - Weitere Zwischen­
rufe bei der SpO. - Abg. M o s e r :  Sie haben 
gesagt, die Ablösen verschwinden !) 

Ich muß Ihnen auch den letzten Absatz 
vorlesen, über den Mieterschutz. "Nur für 
jede freiwerdende Wohnung, sei es weil sie 
leer steht oder weil Kündigungsgründe vor­
handen sind, ist der Zins sechs Monate nach 
dem Freiwerden frei vereinbar. In falscher 
Auslegung dieser Gesetzesstelle wurde versucht, 
in manchen wie bisher weiterbestehenden 
Mieterschutzwohnungen freie Mietvereinba-

rungen durchzusetzen." Und hier ist eben die 
klare rechtliche Situation ausgesprochen. (Abg. 
Dr. Pit termann : So klar, daß die Bezirks­
richter eingesetzt werden !) 

Sie haben sich auch nicht geniert, Herr 
Vizekanzler Dr. Pittermann, das Problem der 
Krise im Kohlenbergbau hier hereinzuziehen, 
die Schließung von Kohlenbergwerksbetrieben 
(Abg. Dr. Pi t t ermann:  Was heißt "geniert " ?  
Ich habe mich nicht zu genieren ! Zu genieren 
hat sich der Bundeskanzler, der hat seine Zusage 
nicht gehalten !) , denn Sie wissen ganz genau, 
wo die Ursachen der Kohlenbergbaukrisen 
sind, und in Fußnote dürfen wir vermerken 
- was manchmal von der Planung zu halten 
ist -, daß die Hohe Behörde Kohle und Stahl 
zu Luxemburg im Jahre 1957 den forcierten 
Abbau der Kohle gefordert hat, um eine 
drohende Energielücke in Westeuropa zu 
schließen. (Abg. E b erhard:  In Kärnten 
wurden Tausende Arbeiter entlassen 1) Herr 
Abgeordneter Eberhard, das ist ein Faktum ! 
Ein Jahr später ist die Kohlenkrise ausge­
brochen (Abg. Wei khart :  Tausende Leute 
wissen nicht, wohin sie gehen sollen 1) und hat 
mit kurzen Unterbrechungen sich ständig ver­
schärfend bis zum heutigen Tage angedauert. 
(Abg. W e ikhar t :  Der Kanzler verspricht, und 
was ist geschehen ? Nichts ist geschehen 1 -
Abg. Eb erhard:  Gehen Sie nach St. Ste/an ! 
Schauen Sie sich das Elend der Arbeiter an 1 -
Abg. W e i k hart : Sagen Sie das den Berg­
arbeitern !) Sie wissen ganz genau, daß die 
Kohlenkrise eine Begleiterscheinung auch der 
Wohlstandswährung ist, weil eben die privaten 
Raushalte, weil eben die Betriebe die Mittel 
hatten, auf das zweckmäßigere Heizöl umzu­
stellen (A bg. E b e r h a r d : "A rbeitsplätze für 
alle Osterreicher" !) , daß die Rationalisierungs­
erfolge im Kohlenbergbau durch die Kosten­
steigerungen ständig überkompensiert werden 
und daher die Gestehungskosten steigen. (Abg. 
o z e t t e l : Wo sind die 900 Arbeitsplätze ?) 
Herr Abgeordneter Czettel ! Der Herr Abge­
ordnete Guggenberger hat einen sehr interessan­
ten Brief einer Kärntner Firma, die 100 bis 
150 Arbeitsplätze geschaffen hat (Abg. W e i k­
hart : Der Herr Guggenberger ist uns nicht 
maßgebend ! - Abg. Ozet te l : Wo sind die 
900 Plätze ? - Abg. Eb erhard:  Gehen Sie 
mit mir nach Wolfsberg !) , mit der Auflage, 
daß 50 Arbeitsplätze durch aus den Kohlen­
bergbaubetrieben Freiwerdende besetzt werden 
müssen. (Abg. Ozet te l :  Wollen Sie 50 gegen 
1100 austauschen ?) Und er schreibt : Obwohl 
er diese Arbeitskräfte dringend braucht, ob­
wohl das eine Bedingung ist, die er eingehen 
mußte, um überhaupt den ERP-Kredit zu 
bekommen, ist es ihm unmöglich ; er kann 
niemanden bekommen, es wird niemand zuge­
wiesen. Er beschwert sich bei Guggenberger 
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darüber und ersucht ihn, er möge im Sozial­
ministerium vorsprechen. (Abg. Dr. Pit ter­
man n .' Wo ist der Betrieb , Herr Staudinger ? 
Wo ist der Betrieb ?) Sie wissen alle genauso gut 
wie wir, daß die extrem defizitären Kohlen­
bergbaubetriebe einfach nicht zu halten sind, 
und Sie wissen so wie wir, daß die Umstellung 
in der Hochkonjunktur, zu einem Zeitpunkt, 
wo Sie noch alles galten, Herr Vizekanzler, 
zweckmäßiger gewesen wäre. 

Aber für die Kohlenkrise gilt dasselbe wie 
für die ganze Budgetdemagogie (Abg. M oser .'  
Wo ist der Betrieb ? - Abg. Eb erhard:  Er ist 
nicht imstande, es zu sagen I) , gilt das gleiche, 
ich habe es Ihnen schon einmal gesagt und 
muß es wieder zitieren, weil es Franz Psik als 
Sozialist so großartig im "Forum" formuliert 
hat : 

" Die fundamentalsten volkswirtschaft-
lichen Wahrheiten . . .  wurden von diesen 
Demagogen" - er spricht nicht von der OVP, 
sondern er redet seinen Parteifreunden ins 
Gewissen, lesen Sie im "Forum" Juni/Juli 1966 
nach ! - , ,mit souveräner Verachtung negiert. 
Als Effekt dieser . , .  demagogischen Propa­
ganda bliebt zuletzt bei den meisten Wählern ein 
gänzlich verzerrtes Bild vom Wesen der 
Politik und der Wirtschaft . . .  zurück. Eine 
wüste Schwarz-Weiß-Malerei feiert hier . . .  
ihre Orgien und kurzfristigen Erfolge . Jede in 
den realen wirtschaftlichen Tatsachen begrün­
dete Schwierigkeit, Mißerfolge und Probleme 
auf irgendwelchen Gebieten des öffentlichen 
Lebens werden kaltblütig den politischen 
Gegnern in die Schuhe geschoben." 

Das gilt auch für die sogenannte Budget­
katastrophe ! Das gilt auch von dem, was der 
Abgeordnete Dr. Kreisky gesprochen hat, der 
uns hier eine hochinteressante Vorlesung dar­
über gehalten hat, wie vorteilhaft es ist, wenn 
man keine Kredite, keine Darlehen aufnehmen 
muß, wie vorteilhaft das ist, wenn man - wenn 
man schon fremder Mittel bedarf - diese im 
Inland auftreiben kann, und wie weniger 
vorteilhaft, wie schädlich es ist, wenn man 
sich ins Ausland begeben muß, wenn man sich 
also im Ausland verschulden muß.  Auch hier 
geht Kreisky konsequent den Weg, den er 
geht, seit er Vorsitzender der Sozialistischen 
Partei ist (Abg. W e i k hart : 7 118 Prozent und 
18 Monate I) , daß er zwar den Finger auf 
Wunden legt, daß er selber aber nicht die 
geringste Andeutung macht, wie er es wohl 
gemacht hätte. 

Wir mÜSSen fragen : Wenn wir vom Ausland 
kein Geld bekommen hätten, hätte dann der 
österreichische Kapitalmarkt durch die An­
forderungen der öffentlichen Hand vollkommen 
zerschlagen werden sollen (Abg. Pans i :  Weni­
ger Schulden machen !) - mein Gott, Herr 

Pansi ! - oder hätte man darauf verzichten 
sollen, daß zwei Fliegen auf einen Schlag 
getroffen werden : erstens einmal, daß die 
Konjunktur angekurbelt wird (Abg. M os er  : 
Die 40 Millionen Parteipropaganda hätte man 
nicht gebraucht !) , und zweitens in die Infra­
struktur mit zusätzlichen öffentlichen Mitteln 
investiert wird 1 Hätte der Herr Abgeordnete 
Dr. Kreisky denn wirklich gewollt, daß nicht 
wenigstens vom Haushalt der öffentlichen Hand 
her Konjunkturstützungen, Konjunkturbe­
lebungen ausgehen ? Hätte er denn gewollt, 
daß wir mehr Arbeitslose haben ? 

Wir müssen diese Fragen schon stellen, und 
wir müssen ihm auch zu der Hereinnahme aus­
ländischen Kapitals den Dr. Fritz Klenner 
zitieren, der hier in der letzten Nummer der 
"Zukunft" schreibt. (Abg. Mos e r :  40 Mil­
lionen für Partei propaganda wären nicht not­
wendig gewesen !) Ja, darauf komme ich noch 
zu sprechen. Bitte, bleiben Sie noch so lange 
herinnen ! 

Dr. Fritz Klenner spricht in diesem Artikel 
in der letzten "Zukunft" davon, daß wir Geld 
nehmen müssen. "Unsere Ökonomen und 
Techniker" - sagt er - "können zwar ein 
Reformprogramm erstellen, aber um es durch­
zuführen, brauchen wir Geld und wieder Geld. 
Da wir nicht genügend davon haben, müssen 
wir es nehmen, von woher wir es bekommen 
können." 

Ich weiß,  Dr. Klenner meint hier in erster 
Linie Beteiligungskapital, aber in gleicher 
Weise gilt das auch für Darlehen, denn 
Dr. Hauser hat sehr richtig die Frage gestellt : 
Was wäre geschehen, hätten wir diese Mittel 
nicht bekommen ? Aber hier versucht der 
Abgeordnete Dr. Kreisky ein wenig die Scharte 
auszuwetzen (Abg. We ikhart :  Aber billiger 
hätten wir sie haben können ! Das hat Kreisky 
bewiesen !) , die sich er, die sich die Sozialisti­
sche Partei überhaupt immer dann holt, 
wenn sie konkret wird, nämlich den peinlichen 
Ausrutscher, den er erlebt hat, al8 er den Herrn 
Finanzminister Dr . Schmitz angegriffen hat. 
Es ist sehr erstaunlich, daß der Herr Abge­
ordnete Dr. Kreisky fünf Wochen - fünf 
Wochen ! - dazu braucht, um hier zu ent­
gegnen, und vorsorglicherweise den Zeitpunkt 
abwartet, bis der Finanzminister Dr. Schmitz 
nicht mehr im Hause ist. (Abg. Wei khart : 
Warum haben Sie ihn überhaupt weggeschickt ? -
Präsident Wal lner  übernimmt den Vorsitz.) 

Wir haben Ihnen BeweiRe gebracht, wir haben 
Ihnen hier im Haus in endlosen Diskussionen 
bewiesen, daß dieses Budget eben kein "Kata­
strophenbudget" ist, daß dieses Budget absolut 
den konjunkturpolitischen Grundsätzen ent­
spricht, die auch von den sozialistischen Na­
tionalökonomen postuliert werden. ( Abg. 
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Dr. Pit termann :  Herr Staudinger l Wo bleibt 
das Eventualbudget ? - Abg. Dr. Withalm:  
Kommt schon 1) Das Eventualbudget � Darüber 
wird noch zu reden sein. Wir haben den 
Beweis geführt, wir haben Ihnen die sozialisti­
schen Wirtschaftsexperten zitiert, aber als das 
geschehen ist, hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Kreisky hierhergestellt und hat im milden 
Ton, einschmeichelnd, mit der Stimme eines 
200.000 S-Autoverkäufers gesagt ; Wissen Sie, 
der Ausch - das ist schon ein sebr betagter 
Herr ! - Das erinnert mich haargenau an das, 
was Dr. Winter seinerzeit hier stehend gesagt 
hat, als wir Nenning zitierten. Da hat Dr . Win­
ter gesagt : Sie können ihn haben, packen Sie 
sich ihn ein ! - Also allmählich geht es bei 
Ihren Leuten offenbar auch so. 

Das Budget als die wichtigste Konjunktur­
stütze und das Budget als die Voraussetzung -
unser Budget ! - für die Sicherung der Arbeits­
plätze.  Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, Sie 
haben gesagt, die Klaus-Erklärung strotzt . . .  
(Abg. Eb erhard : So wie bei der LA KOG 1 
1300 Arbeiter auf die Straße gestellt I) Lassen 
Sie sich Zeit, ich komme auch darauf noch zu 
reden ! Lassen Sie sich ein wenig Zeit, Herr 
Abgeordneter Eberhard !  

Herr Vizekanzler Dr . Pittermann ! Sie 
haben gesagt, die Klaus-Erklärung strotze 
VOn Formeln über wirtschaftliche Schwierig­
keiten oder so ähnlich, wobei vor zwei Jahren 
davon noch nichts zu hören war. Ich weiß, 
vor zwei Jahren oder meinetwegen noch etwa 
vor eineinhalb Jahren oder vor einem Jahr 
haben Sie davon geredet, daß die ÖVP nichts 
anderes tue, als die österreichische Wirtschaft 
gesundzubeten. Ich weiß, daß ein "Gesund­
beten" natürlich nicht genügt, aber Sie alle 
wissen ganz genau, daß die Regierungen oder 
meinetwegen auch die Planungsbehörden den­
ken und die Wirtschaftssubjekte lenken, und 
Wirtschaftssubjekt ist jeder einzelne Unter­
nehmer und auch jeder einzelne Verbraucher. 

Auch dabei müssen wir darauf hinweisen, 
daß es sozialistische Politiker sind, die auf die 
Bedeutung der "psychologischen Grund­
befindlichkeit" nachdrücklich hinweisen. Ich 
erinnere Sie daran, mit welcher Unentwegtheii 
Herr Professor Schiner in der Bundesrepublik 
davon geredet hat, daß die Talsohle erreicht 
und durchschritten sei, als noch lange keine 
Anzeichen dafür da waren, als klar erkennbar 
war, daß die sogenannte konzentrierte Aktion 
mit ihrem kurzfdstigen Programm nicht zum 
Erfolg wird führen können. (Abg. Dr. Pit ter­
m an n :  Aber Mussil hat es geglaubt I) 

Ich kann Ihnen auch dazu Professor Fritz 
Klenner zitieren, der sagt, es sei allerdings 
nicht opportun, die Zukunft schwarzzumalen, 

psychologische Faktoren können weitgehend 
und anhaltend das Wirtschaftsleben beein ­
flussen. 

An dieser Stelle muß ich auch auf die 
Berufung eines Staatssekretärs für das Infor­
mationswesen im Bundeskanzleramt zu spre­
chen kommen. Abgeordneter Dr. Kreisky 
redete davon, daß hier ernste Zweifel an der 
demokratischen Gesinnung der ÖVP auftreten. 
Wir müssen ihm das Wort sagen, das Kurt 
Vorhof er irgendwann einmal im "Forum" 
geschrieben hat : Die Sozialisten spielen sich 
immer als die Lehrmeister in Demokratie auf 
und weisen auf ihre Verdienste in der Ver­
gangenheit hin. Sie haben ganz vergessen, daß 
Österreich eine demokratische Republik ist, 
daß alle Vorrechte der Geburt abgeschafft sind. 
Das gilt auch für die politischen Parteien. 
Wir lassen uns von Ihnen keinen Mangel an 
demokratischer Gesinnung vorwerfen ! (Beifall 
bei der ÖV P.) 

Es gibt eine Fundgrube von Zitaten : Wir 
müssen Professor Klenner wirklich danken, 
daß er gerade rechtzeitig in der letzten "Zu­
kunft" vor dieser Debatte noch einen Artikel 
unterbrachte. Klenner sagt : Steuern zahle 
niemand gern, und so weiter (Abg. E b e rh ara : 
Was hat das mit Pisa zu tun ?) , daher werde 
Aufklärung über das Wie und Wo doppelt 
notwendig sein, um einer falschen Steuer­
mentalität zu begegnen, und so weiter. Aber 
hier empört sich mit schöner sittlicher Ent­
rüstung Herr Abgeordneter Dr. Kreisky dar­
über, daß seiner Version nach sozusagen mit 
Steuergeldern Parteipolitik getrieben werde. 
(Abg. Weikhart :  Na was denn ?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Warten wir das ab ! In einer modernen Zeit 
muß auch eine Regierung das Recht haben, 
Informationen zu geben. Abgeordneter Doktor 
Kreisky sagt, das solle man den Zeitungen 
überlassen. (Abg. M os er :  Den ParteijO'Urna­
listen !) Dazu müssen wir fragen : Was glauben 
Sie : Wird sich Pisa an eine Rotationsmaschine 
setzen und vielleicht im Hektographier­
verfahren Post würfe abziehen, oder wird er 
nicht jener sein, der eben den Zeitungen die 
Informationen gibt � (Abg. Eb e rhard : Oster­
reichs Steuerzahler werden es zahlen 1) Die Zei­
tungen werden selbstverständlich das Recht 
haben, diese Informationen auch entsprechend 
zu kommentieren. 

Ihre sittliche Entrüstung wirkt ein bißchen 
grotesk, wenn man bedenkt, daß erst vor relativ 
kurzer Zeit die Stadtgemeinde Wien eine ganz 
neue Propagandaabteilung geschaffen hat. 
Wie man hört - nehmen Sie mich bitte nicht 
beim Wort, es braucht nicht genau zu stim­
men -, sind dort 30 bis 40 Personen be­
schäftigt. (Abg. Dr. Kre isky :  Auch Ö VPler l) 
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Wie man hört und wie aus dem Budget 
hervorgeht, stehen für Propaganda 20 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung. Haben Sie das 
Plakat schon gesehen, das hier in Wien affi­
chiert wurde, unterschrieben mit "Der Rathaus­
mann" ? Ich weiß es nicht genau, aber der 
Verdacht ist wohlbegründet, daß dieses 
Plakat, mit dem gegen das Mietengesetz 
polemisiert wird, von der Stadtgemeinde 
Wien stammt und von dort finanziert wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Fällt Ihnen etwas auf 1 Da wird mit Steuer­
geIdern ein Plakat finanziert (Abg. Weikhart :  
Mit den Stimmen der 0 V P I),  u m  ein Gesetz 
anzugreifen, das die frei gewählte Vertretung 
des österreichischen Volkes in diesem Hause 
mit Mehrheit beschlossen hat ! Fällt Ihnen 
da etwas auH (Beifall bei der O VP. - Abg. 
M 08  er :  Parteipropaganda um Steuergelder I) 

Während die sozialistischen Gebetsmühlen 
mit einer Unentwegtheit sondergleichen das 
Wort von der "Krise" plappern, hat die 
ÖVP-Regierung gehandelt (Abg. Weikhart :  
Tausende Bergarbeiter suchen Arbeitsplätze 1 
Diese Feststellung nennen Sie "plappern" I) und 
hat die Vollbeschäftigung im Prinzip aufrecht­
erhalten können und auch die Massenein­
kommen, sie hat die Einkommen der Rentner 
und Pensionisten erhöhen können. Herr 
Staatssekretär Weikhart ! Sie wissen das selbst 
ganz genau, Sie reden jetzt wie in einem 
Wirtshaus. (Abg. W e ikhart :  Sie vergessen, 
daß ich in kein Wirtshaus gehe 1 Wirtshaus­
besucher sind Sie I) Sie wissen ganz genau, daß 
im Kohlenbergbau die Entwicklung noch nicht 
abgeschlossen ist . (Abg. Machun z e :  Staudin­
ger 1 Weikhart ist Abstinenzler !  Er · geht nicht 
ins Wirtshaus I) Pardon ! - Sie wissen ganz 
genau, daß es keinen pragmatisierten Arbeits­
platz gibt. (Abg. M oser :  Wo sind die Ersatz­
arbeitsplätze ?) Die Vollbeschäftigung ist unser 
unangefochtenes Dogma, aber das kann nicht 
heißen, daß jeder, der einmal einen Arbeits­
platz eingenommen hat, dort sitzenbleiben 
kann. (Abg. Eberhard : Das werden wir den 
Bergarbeitern sagen I) Das geht eben in einer 
Zeit der sich rasch wandelnden Wirtschaft 
nicht, das ist in einer solchen Zeit einfach 
unmöglich. 

Ich könnte Ihnen, wäre ich auf diesen 
lächerlichen Einwand vorbereitet, x sozialisti­
sche Publizisten zitieren, die das gleiche sagen. 

Wir müssen die Frage stellen und stellen sie 
insbesondere Herrn Abgeordneten Dr. Kreisky : 
Was würden denn die Sozialisten tun, wenn 
sie an der Macht wären � (Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. O. Weihs :  Das werden Sie schon sehen I) 
Welche Alternativen - ich weiß, das Wort 
"Macht" hören Sie nicht gern - werden 
geboten ? Kreisky sagt : Ich weiß nicht, in 

Österreich gibt es Leute, die haben einen 
Alternativen-Komplex. (Abg. Dr. Kreisky:  
Sie zitieren mich falsch ! ) Nein, ich zitiere den 
Sozialisten Franz Friedrich Koja, der im 
"Forum" schrieb, subjektiver Zweck der Oppo­
sition sei es, die Regierung zu stürzen und 
das nächste Mal selbst die Mehrheit zu kriegen, 
und er fügt hinzu, die objektive Aufgabe der 
Opposition sei es, dem Wähler in sachlicher 
und in personeller Hinsicht Alternativen zu 
bieten zu der herrschenden Mehrheit und zu 
deren Politik. Das ist bisher von den Sozialisten 
nicht geschehen. (Abg. Dr. Pittermann : 
Doch !) Nein, das ist nicht geschehen. (Abg. 
Dr. Pitterm a n n :  Sie haben es immer abge­
lehnt 1 Ihre Gewerkschafter durften nicht so 
stimmen I) Ich zitiere Kreisky. (Zwischenrufe 
bei der SPO. - Abg. Weikhart : Wir haben 
mehrere Alternativen vorgeschlagen 1 - Weitere 
Zwischenrufe. - Präsident Wall  n e r gibt das 
Glockenzeichen.) Wenn die Fernsehlampen ver­
löschen, werden sich die Zwischenrufe schon 
wieder verlieren. Ich zitiere Kreisky, der gesagt 
hat : In Österreich gibt es einen Alternativen­
Komplex ! Wir werden es schon zeigen ! 
(Abg. Dr. Pitterman n :  Aber es liegt ja im 
Hau8 I) Was die Opposition zum Budget 1968 
sagen wird, das halten wir noch ganz geheim ! 
Wir werden dann schon damit kommen. 

Es wird damit die Auffassung gestützt, 
von der eine österreichische Wochenzeitung 
schreibt, daß der Sozialistischen Partei sehr 
wohl ein wirtschaftspolitisches Konzept ihrer 
Nationalökonomen vorgelegen sei, daß man 
sich aber gehütet habe, dieses Konzept vor­
zulegen, weil das politischer Selbstmord ge­
wesen wäre. ( I roni8che Heiterkeit bei der 
SP(j. - Beifall bei der O v  P.) Darin steht 
nämlich, die einzige Rettung Österreichs -
dar an ist ja absolut Wahres - liege darin, 
daß Österreich sich aus der Mittelstands­
romantik lösen müsse und daß das Glück eben 
im Ausbau der verstaatlichten Betriebe und 
im Zerschlagen des steuerpauschalierten Ge­
werbes und der subventionsverhätschelten 
landwirtschaftlichen Minibetriebe liege. Ferner 
steht dort drinnen, man solle ruhig die Luxus­
güter straffer und strenger besteuern, denn -
so wird wörtlich gesagt, ich habe es aus der 
Zeitung - schließlich brauche nicht jeder 
Hausmeister ein Auto zu haben. (Hört ! 
Hört !-Rufe bei der (j V P. - Abg. W e i k hart : 
Woher haben Sie das ?) 

Herr Abgeordneter Dr. Pittermann ! Von 
der Er höhung der Vermögensteuer - das 
scheint mir im Hinblick auf den Artikel des 
Professors Dr. Klenner durchaus erklärlich zu 
sein - halten sozialistische Experten wenig. 
Sie betrachten das als eine Floskel aus dem 
sozialromantischen Ausgedinge und eher als 

90. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 51

www.parlament.gv.at



7184 Nationalrat XI. GP. - 90. Sitzung - 25. Jänner 1968 

Stau dinger 

eine Verbeugung vor dem Stammwähler denn 
als einen ernst zu nehmenden Akt politischer 
Klugheit. (Abg. Dr. Pit t ermann :  Zwingen 
Sie uns zur Zustimmung 1 Schlagen Sie es vor 1 
Machen Sie die Probe I) 

Herr Abgeordneter Dr. Kreisky ist uns als 
Diskussionsmatador längst bekannt . Wir hät­
ten ihn doch gerne auch einmal als Wirtscha.fts­
fachmann kennengelernt. Ich war darauf 
gefa ßt, daß er uns heute überrumpelt und daß 
er hier sein Konzept ausbreitet, er ist ein 
phantastischer Formulierer, obwohl er heute 
zeitweise ein bißchen müde gewirkt hat. 
Allerdings glauben wir : Mit Belletristik ist 
die Wirtschaft, ist das Budget nicht zu sanie­
ren ! Und wo konkrete Alternativen geboten 
wurden, da hat es ja immer mit einer Blamage 
geendet. Ich erinnere an den Minderheits­
bericht, der hier zur Diskussion gestanden ist. 
(Abg. S e kanina:  Herr Kollege Staudinger ! 
Nach welcher Methode sanieren Sie das Budget ?) 
Ich erinnere, Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, 
an das " Programm für Österreich" gottseligen 
Angedenkens, wo Sie sich von Ihrem Partei­
freund Butschek sagen lassen mußten : Auch 
nachdem die ärgsten Widersprüchlichkeiten 
daraus beseitigt waren, blieb dieses "Programm 
für Österreich" noch immer ein Dokument öko­
nomischer Ahnungslosigkeit ! (Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. Eberhard:  Die "A ktion 20" I) 

Herr Abgeordneter Dr. Kreisky spielt hier 
ein Spiel, das uns bereits s.eit den Brüdern 
Grimm bekannt ist : Ach, wie gut, da ß nie­
mand weiß, daß ich Rumpelstilzchen heiß' !  
(Neuerlicher Beifall bei der 0 V P.) 0 b es 
aber mit dieser Methode geht, ist die Frage ! 
Da uns keine Alternativen geboten werden, 
stellen wir die Frage . . . (Abg. Dr. Pit ter­
m a n  n : Aber die liegen in den Ausschüssen ! 
Beraten Sie sie einmal ! Haben Sie den Mut, 
hier nein zu sagen ! Sie reden nicht darüber ! 
Sie haben Angst I) Herr Abgeordneter Doktor 
Pittermann ! Ich lasse mir von Ihnen meine 
Fernsehzeit nicht stehlen. Wir stellen die 
Frage : Wie ist es denn dort; wo Sozialisten 
am Ruder sind � Wir müssen diese Frage stel­
len (Abg. Dr. Pit t ermann:  Schauen Sie die 
Einlaufnummern an l Sie haben keine Ahnung, 
was im Haus liegt I) , nicht deswegen, damit 
wir uns mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
in anderen Ländern trösten, wir müssen diese 
Frage vielmehr deswegen stellen, um den 
Sozialisten auf den Zahn zu fühlen. (Abg. 
Dr. Pit t ermann :  Sie stellen sich gegen die 
Alternativen, sie liegen im Hause ! Sie verhin­
dern nicht die Einbringung, das können Sie 
nicht, aber die Debatte I) Wie ist es denn dort, 
wo Sozialisten am Ruder sind ? 

Herr Abgeordneter Dr. Pittermann ! Das 
einzige Ergebnis der Unterhausdebatte im 
Juli des vergangenen Jahres war die Tatsache, 

daß die Regierung Wilson am Ende ihres Lateins 
ist und daß sie nur mehr auf bessere Zeiten 
hoffen kann. Der Schatzkanzler Callaghan hat 
expressis verbis zugegeben, daß die englische 
Wirtschaft einen gefährlichen Seiltanz aufführt 
und daß ' die Arbeitslosigkeit noch zunehmen 
wird. Handelsminister Jay hat seine ganze 
Weisheit ausgebreitet, indem er gesagt hat, 
es bleibe nichts anderes zu tun, als die Exporte 
zu fördern und alle geeigneten Maßnahmen 
zur Ankurbelung des Verbrauches zu ergrei­
fen. Nach 1000 Tagen Wilson-Regierung war 
kein einziges finanzielles und kein einziges 
wichtiges wirtschaftspolitisches Problem gelöst. 
Die Deflation mit einkalkulierter Arbeits­
losigkeit sollte die Zahlungsbilanz sanieren. 
Das Ergebnis war ein Zahlungsbilanzdefizit 
mit einer stärkeren Arbeitslosigkeit. 

Mit dem Auslaufen des ersten Lohnstopps, 
wird uns berichtet, sind Lohnforderungen 
von 800.000 Arbeitern der Metallindustrie 
vorgelegen, und niemand hat daran gezweifelt, 
daß diese Lohnforderungen . . . (Abg. Seka­
n i n a :  Warum reden Sie nicht von den öster­
reichischen Verhältnissen ? Wann reden Sie 
über Österreich ? ) Nein ! Da Sie es uns schul­
dig bleiben, sich mit Ihren Alternativen aus­
einanderzusetzen, reden wir von den Län­
dern, in denen Sozialisten ihre Wirtschafts­
politik exerzieren können. Obwohl niemand 
daran Zweifel hatte, daß diese Lohnforderun­
gen gerechtfertigt waren, mußten sie abge­
lehnt werden, weil sie sich die englische Wirt­
schaft überhaupt nicht leisten konnte. (Abg. 
Dr. Pit terman n :  Jetzt wissen wir das Rezept, 
und jetzt kennen wir das O v  P-Rezept von 
Klaus !) 

Nach 1000 Tagen Wilson waren einige Maß­
nahmen zur Unterstützung sozial Hilfsbedürf­
tiger > gesetzt, war eine einigermaßen nützliche 
Kontrolle der Mieten erreicht, war die Todes­
strafe abgeschafft, war die heißumstrittene 
Stahlverstaatlichung durchgeführt, und - groß­
artiger Erfolg ! - die Homosexualität war 
straffrei gestellt. (Heiterkeit bei der (j V P.) 

L�sen Sie in "Financial Times" aus der 
jüngsten ' Zeit nach ! Lesen Sie über die Ein­
sparungen, die dort auf dem Gebiet der Ver­
teidigung, des Unterrichtswesens, des Gesund­
heitswesens, des Wohnbaues, des Straßenbaues 
und so weiter vorgenommen werden müssen I 

Auch die von Ihnen so sehr geschätzten 
beziehungsweise verpönten Maßhalteappelle 
fehlen in der englischen sozialistischen Politik 
nicht ! Es wird hier von der Eindämmung 
der Konsumanforderungen geredet, es wird 
von der Unabdingbarkeit der Respektierung 
einer gemäßigten Einkommenspolitik seitens 
beider . Sozialpartner geredet. 
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Außerdem bitte auch folgendes unseren 
außenpolitischen Experten ins Stammbuch : 
Die EWG-Hoffnungen Englands sind nach der 
Abwertung nicht erfüllt. Es ist schon einmal 
die Frage gestellt worden - wir müssen sie 
wiederholen - :  Warum macht der Abgeordnete 
Dr. Kreisky seinem Parteifreund Wilson nicht 
den Gefallen, da ß er einmal ü bers Wochenende 
hinüberfliegt (Abg. Dr. Kre isky :  War er 
schon, zweimal !) und ihm sagt, wie er es machen 
muß ? Oder fahren Sie meinetwegen in die 
Bundesrepublik Deutschland (Abg. Dr. K rei­
s k y :  War er auch schon !) , das ist näher ; da 
brauchen Sie nicht so lange auszubleiben. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Pittermann hat 
ja Klage darüber geführt . . .  (Abg. Dkfm. 
A ndrosch :  Wo ist das mittelfristige Budget­
konzept, das es in der Bundesrepublik schon 
gibt ?) Ja, ja, ich komme dazu. - Herr Abge­
ordneter Dr. Pittermann hat ja Klage darüber 
geführt, daß wir, die irregeleiteten Schafe 
- das ist sozusagen eine Entschuldigung für 
uns -, noch immer die Politik unserer Regie­
rung unterstützen, sehr zum Unterschied von 
Deutschland, wo man sich gegen diese Politik 
in der sogenannten mittelfristigen Finanzpla­
nung erhoben hat. Obwohl es einen sozialisti­
schen Wirtschaftsminister gibt und obwohl 
dort Sozialisten maßgeblich mitarbeiten, sind 
Kürzungen vorgesehen. Es wird heute in 
der mittelfristigen Finanzplanung der Bundes­
regierung von Steuererhöhungen in den kon­
junkturellen Erfordernissen zuwiderlaufenden 
Ausmaßen geredet. Es wird von riskanten 
Kreditaufnahmen gesprochen, von der Erhö­
hung der Mehrwertsteuer, der Ergänzungs-

. abgabe zur Einkommensteuer und zur Kör­
perschaftsteuer, vom Abbau der steuerlichen 
Begünstigungen bei den Sparkassen, der Erhö­
hung der Körperschaftsteuer für die Kredit­
genossenschaften von 19 auf 40 Prozent, um 
nur einige Beispiele zu bringen. (Abg. Dkfm. 
A nd ro 8 ch : Die Investitionen wurden um 
32 Prozent erhöht !) Kürzungen auf dem Gebiet 
der Verteidigung ! Das wird natürlich nichts 
machen ! (Abg. Konir :  Strauß heißt der Finanz­
minister !) Kürzungen auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit von 1968 bis 1971 im Aus­
maß von 1 ,2 bis 2,1 Milliarden. (Abg. K onir :  
Strauß ist Finanzminister !) Und Schiller ist 
Wirtschaftsminister ! Kürzungen beim Fami­
lienlastenausgleich von 140 bis 470 Millionen 
Mark. In der Kriegsopferversorgung ein Ver­
zicht auf die Anpassung, lieber Freund Libal. 
(Abg. Liba l :  Kein Verzicht ! - Abg.  Doktor 
Pitterm a n n :  Ist das das Programm von 
Klaus ?) Das bedeutet, daß damit Ersparnisse 
von jährlich 660 bis 670 J\Iillionen D-Mark 
erreicht werden. Kürzungen der Subventionen 
der Landwirtschaft, der gewerblichen Wirt­
schaft und der Entwicklungshilfe ! 

Wissen Sie, was uns interessiert ? Schreiben 
Sie sich das folgende ins Stammbuch ! Wissen 
Sie, wer der Prügelknabe dieser wirtschaft­
lichen Entwicklung ist ? Vielleicht Finanzmini­
ster Strauß ? Nein, eben nicht. Der Prügel­
knabe dieser wirtschaftlichen Entwicklung 
ist - siehe Wahlergebnisse - die SPD. Sie 
kriegt nämlich jetzt die Quittung dafür, daß 
sie in der Opposition die Illusion genährt hat, 
sie könne alles viel besser machen. (Abg. 
Dr. Pitterma n n :  Das war der Erhard wie 
bei uns der Klaus !) Heute muß Carlo Schmid, 
Herr Vizekanzler Dr. Pittermann, bekennen, 
daß es auch der SPD unmöglich wäre, eine 
fundamental andere Politik zu machen, auch 
wenn sie die Alleinregierung hätte. Heute 
muß Helmut Schmidt bekennen, daß er auch 
dann, wenn es eine Alleinregierung gäbe, die 
sozialen Spannungen, die Schwierigkeiten mit 
den Gewerkschaften und so weiter nicht besei­
tigen könnte. (Abg. Dr. K re isky : Nach dem 
Debakel Erhard ! - Abg. Dr. Pittermann : 
Wenn der Klaus noch lange bleibt, geht es uns 
auch so !) 

In der Bundesrepublik machen sich Dem­
agogen diese Situation zunutze, nämlich jene, 
die noch weit genug entfernt sind, um jemals 
beim Wort genommen zu werden. Diese 
streuen hier ihren politischen Samen aus, und 
Sie machen hier in Österreich dieses Spiel 
sozusagen im "Abschreibeverfahren" mit. 

Dort, wo Sozialisten regieren, ist es eben 
leider nicht so, daß man die wirtschaftlichen, 
die finanziellen Probleme einfach mit Lösun­
gen, die man aus dem Ärmel beutelt, regeln 
kann. Sie haben ja erst gestern von der Situa­
tion in Dänemark, von dem Rechtsruck nach 
der Abwertung und dem Anti-Inflationspro­
gramm gelesen. 

Das alles ist uns kein Trost. Wir wissen das. 
Wir sagen nicht : Schaut dorthin, dort ist es 
noch viel schlimmer, bei uns muß es erst so 
schlimm werden !,  und so weiter, sondern wir 
zeigen damit die Alternative auf, die dem 
österreichischen Volk geboten ist. (Abg. Doktor 
Pittermann:  Sie reden sich darauf aus !) 
Herr Vizekanzler Dr. Pittermann ! Was ge­
schähe in Österreich, würde die SPÖ an die 
Macht kommen 1 Klenner sagt, man solle 
nicht von der Macht reden, sondern man solle 
nur von der Mehrheit reden. (Abg. Doktor 
Kle iner :  Warten Sie einmal ab !) Herr 
Dr. Kleiner, ich hoffe, ich erlebe es nicht mehr, 
obwohl ich hoffe, sehr alt zu werden. ( Abg. 
Dr. Kle iner :  Ich wünsche Ihnen keinen 
baldigen Tod !) Er sagt weiter : "Es ist gut, 
den Tatsachen rechtzeitig ins Auge zu sehen. 
Wir müssen daraus die Erkenntnis gewinnen, 
daß,  falls wir die Mehrheit erreichen, Wir 
vorerst keine Gaben zu verteilen haben." 
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Und dann - das ist sozusagen zum Trost 
und zur Verbeugung - :  "Natürlich können 
wir die Reichen mehr besteuern, das allein aber 
bringt zuwenig, denn wir dürfen die Steuer­
schraube nicht überdrehen, wenn die private 
Investitionstätigkeit nicht erlahmen soll. Also 
werden auch wir" - Herr Vizekanzler Dok­
tor Pittermann, erinnern Sie sich, was Sie vor 
wenigen Wochen hier gesagt haben - "zu 
MaBsensteuern greifen müssen. "  (Abg. Doktor 
Pit termann : Und morgen Steuergeschenke 
verteilen !) 

Da.ß Professor Dr. Klenner da.s sagt, ist ja 
kein Wunder, denn er genießt immerhin einen 
Ruf, bei dem er es sich nicht leisten kann, aus­
gelacht zu werden. (Heiterkeit und Beifall bei 
der Ö VP.) 

Nun, hier sehen wir also, was uns bevorsteht. 
"Das Regierungsprogramm einer sozialistischen 
Mehrheit" - noch einmal Klenner - "wird 
möglichst gerecht verteilte . , .  absolute Ge­
rechtigkeit undkeine Umsatzsteuererhöhung . . . " 
(Abg. Dr. Pit terman n :  Richtig ! Keine Mar­
garinesteuer, Herr Staudinger l) - was gibt es 
denn sonst nochfür Massensteuern 1 - "  . . .  wird 
möglichst gerecht verteilte Opfer ford�rn müs­
sen." (Abg. Dr. Pit t erma n n :  Vielleicht wird 
man den Schnaps höher besteuern als Sie !) 

Das sind die Prognosen für Österreich. 
Wir haben uns von dieser Diskussion ja nichts 
Besonderes erwartet. Wir haben ja gewußt, 
daß praktisch ein Neuaufguß der Budget­
debatte erfolgen wird, nur mit einem etwas 
anderen Aufhänger. ·  Wir haben gewußt, daß 
Sie dagegen sind, wie Sie in letzter Zeit über­
haupt den Stil des Dagegenseins merklich ent­
wickeln. 

Koref hat einmal gesagt : Die Rolle der 
Opposition legt uns ungewohnte, ernste Ver­
pflichtungen auf. Sehen wir zu, daß jene Gefahr 
nicht eintritt, die diese Rolle bei ungezügeltem 
Temperament allzu leicht herbeiführen kann : 
die Gefahr der Negation um ihrer selbst 
willen, der Überspitzung und der Lizitation. 

Und nun, bitte, reden wir vom ungezügelten 
Temperament. (Abg. Gratz : Reden wir von 
der Regierungserklärung !) Alle meine V or­
redner waren sich darüber einig, daß das, was 
am Dienstag in Gegenwart des Herrn Bundes­
präsidenten geschehen ist, mit einem würde­
losen Parlament nichts zu tun hat. (Heiter­
keit und Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. Pit terma n n :  Ich stimme zu, Herr Stau­
dinger ! Wir sind einverstanden !) Alle V or­
redner der Opposition waren sich darüber 
einig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich stimme Ihnen zu. Wenn Sie der Meinung 
sind, daß die Veranstaltung eines parlamen­
tarischen Happenings, eines Cry-in in Gegen-

wart des Herrn Bundespräsidenten nichts mit 
Redefreiheit zu tun hat und die Würde des 
Parlaments nicht angreift, dann machen Sie 
es weiter so und hören Sie sich an, was die 
Jugend oben auf den Rängen dazu sagt. 
(Zustimmung be.i der Ö VP .. - Abg. Sekanina:  
Ihre Belehrunge.·�1Uhin ww nicht-J) 00· Sie 
meine Belehrungen brauchen oder nicht (Abg. 
Dr. Pit terman n :  Packen sie die Majestäts­
beleidigung des Bundeskanzlers in Seiden­
papier 1) , oder ob Sie glauben, Sie zu brauchen 
oder nicht, das überlasse ich Ihnen. Herr 
Abgeordneter Sekanina ! Ich gebe Ihnen diese 
Belehrung, weil ich es gut mit Ihnen meine. 
(Heiterkeit bei der Ö VP. - Abg. S e kanina : 
Ich brauche sie nicht !) 

Ich muß auch davon reden, und Sie können 
das noch hundertmal entschuldigen : Der Stil, 
der in letzter Zeit unter weitestgehender Aus­
nützung der vom Präsidium gewährten Rede­
freiheit bei Anfragen zu finden ist, entwickelt 
sich auch allmählich, glaube ich, nicht gerade 
zur Würde des Parlaments. (Abg. Dr. Pitter­
man n : Weil es dem Kanzler unangenehm ist !) 
Der Herr Abgeordnete Dr. Broda hat hier vor­
gestern eine Anfrage gestellt. Ich muß in dem 
Zusammenhang sagen, daß es ein sozialistischer 
Publizist war, der einmal von irregeleiteter 
Advokatenintelligenz gesprochen hat. Ich per­
sönlich habe nichts dagegen, wenn sich Abge­
ordneter Broda zum dialektischen Schausteller 
entwürdigt, nur glaube ich, dem Parlament tut 
es nicht gut. (Zustimmung bei der Ö V P. -
Abg. Mayr :  Er hat seine kommunistische Ver­
gangenheit noch nicht vergessen !) 

Herr Abgeordneter Dr. Kreisky hat hier 
davon geredet, daß unsere wirtschaftspoliti­
schen Maßnahmen den Notwendigkeiten wider­
sprechen (Abg. Dr. Kreisky : Das sagte der 
Bundeskanzler ! ) daß wir morgen also hier 
einen Beschluß fassen, mit dem den Großbe­
trieben zusätzliche Lasten auferlegt werden und 
mit denen eine Struktur konserviert wird, die 
sozusagen ab serviert werden müßte. Gemeint 
kann hier nur die Erhöhung der Ausgleich­
steuer und der Umsatzsteuer sein. Gemeint 
kann nur die Erhöhung der Umsatzsteuer­
begünstigung bei Einzelhandelsumsätzen bis 
850.000 S sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Jetzt sagen Sie nicht, daß ich etwas verdrehe : 
Wir nehmen zur Kenntnis, daß der Herr Abge­
ordnete Dr. Kreisky, der Vertreter j ener Partei, 
die es vorgeblich immer so mit den Kleinen hat, 
dafür ist, daß diese Maßnahmen nicht erfolgen, 
daß 30.000 Kleingewerbetreibende sozusagen 
krepieren Bollen. Ich frage Sie, ob nicht auch 
der Kleingewerbetreibende das Recht hat, 
kein Hund zu sein. Das muß ich Sie fragen. 
(Beifall bei der Ö V P.) 
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Ich weiß, daß das mit Wachstumspolitik 
nichts zu tun hat. Das wissen wir ganz genau. 
Aber wir müssen wohl auch darauf hinweisen, 
daß alle Wirtschaft dem Menschen zu dienen 
hat - das wissen doch Sie am allerbesten, 
hoffe ich -, und wenn wir jetzt den Menschen 
vergessen, dann kriegt unsere Rechnung einen 
Rechenfehler, aus dem die größten Gefahren 
für ein freiheitliches Staatswesen erwachsen 
können . 

Wer davon redet, daß mit dieser Steuer­
freiheit eine Struktur zementiert wird, der hat 
keine Ahnung von der mittelständischen 
Struktur. (Zustimmung bei der Ö VP.) Bei 
einem Umsatz von maximal 850.000 S im Jahr, 
wo vielleicht maximal rund 500.000 S auf Waren 
entfallen, für die überhaupt keine Umsatz­
steuer zu entrichten ist, kommt eine Struktur­
zementierung für den einzelnen in der durch­
schnittlichen Größe von 3000 bis 4000 S im 
Jahr heraus. (Abg. Dr. Kreisky : Über 
100 Millionen Schilli·ng kostet es dem Staat, 
und das legen Sie auf die Kleinen, auf die 
Konsumenten !) Jawohl. Das kostet etwas. 

Herr Abgeordneter Minister au ßer Dienst 
Dr. Kreisky ! Wir haben nicht die Absicht, 
die Struktur zu zementieren. In gewissen An­
spielungen in Ihrer Presse, in Rundfunkinter­
views und so weiter wurde auf unseren neuen 
Handelsminister angespielt, als sei er derjenige, 
der strukturzementierend wirken würde. Ich 
darf Ihnen aber sagen : Das Bild, das seit 
Jahren geprägt wurde, entspricht nicht der 
Wirklichkeit. Ich arbeitete mit diesem Minister 
nun seit etlichen Jahren zusammen. Ich habe 
ihn gut kennengelernt. Ich muß Sie fragen, wo 
er jemals Protektionismus gefordert hat, wo er 
jemals die Zementierung des Status quo ge­
fordert hat. 

Anpassungshilfen, Übergangshilfen, daß wir 
neue Formen der Selbständigkeit finden müssen, 
daß sich unsere Industrie gruppieren muß, daß 
sie zu enger Zusammenarbeit kommen muß 
mit Handel und mit Gewerbe, daß sie Kontakte 
suchen muß mit den Gewerkschaften, die doch 
an der Existenz dieser -zigtausend Betriebe 
mit -zigtausend Arbeitnehmern interessiert 
sind, das ist uns alles bewußt. 

Bewußt sind uns auch die Notwendigkeiten 
der Industriepolitik, die der heutige Finanz­
minister Dr. Koren im Koren-Bericht eingehend 
genug formuliert hat. 

Wir nehmen das zur Kenntnis .  Sosehr wir 
die Notwendigkeit der Industriepolitik aner­
kennen, sosehr wir die Notwendigkeit einer 
zielbewußten Konjunkturpolitik anerkennen, 
glauben wir dennoch, es muß für die Unter­
nehmungen, die im Zuge der Konjunkturent­
wicklung allmählich ausscheiden, Hilfen geben, 
um dieses Ausscheiden nicht von heute auf 

morgen zu erleben. (Abg. M os er : Sankt Ste/an ! 
- Abg. Pay : Kohlenbergbau !) Sie schreien mit 
dem gleichen Recht, und das ist j a  auch unser 
Wunsch : Ersatzarbeitsplätze für Bergarbeiter. 
Wir haben allen Grund, dieser Regierung Ver­
trauen entgegenzubringen. (Abg. Wei khart : 
Sie schon, wir nicht !) Sie bringen dieser Re­
gierung kein Vertrauen entgegen, das wundert 
uns nicht. 

Sie sind einfach überfordert. Sie hätten das, 
selbst wenn Sie wollten, noch nicht gelernt. 
Von Kennedy stammt das Wort, da ß diese 
Zeit eine Zeit der Berufung und eine Zeit der 
Tapferkeit ist. Wir wissen, daß Berufung und 
Tapferkeit allein nicht genügen, wir wissen, 
da ß Sachkundigkeit dazugehört. 

Aber wir vertrauen dieser Regierung, der 
Berufung und der Tapferkeit, wir vertrauen 
dieser Regierung der Sachkundigkeit. Wir 
gehen zuversichtlich den Weg mit ihr, der uns 
hoffentlich aufwärtsführt in Österreich. (Bei­
fall bei der Ö VP. - Abg. Weikhart : In zwei 
Jahren ! - Abg. Lanc : Gesprochen hat der 
Pater Leppich des Parlaments ! - Heiterkeit bei 
der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Zeillinger. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine überlebenden Herren Minister ! 
Meine neu erlebenden Herren Minister ! Meine 
Herren Exminister ! Meine verhinderten Herren 
Minister, die Sie diesmal noch nicht die rettende 
Ministerbank erreichen konnten ! (Heiterkeit.) 
Wir stehen heute in der Debatte über das Opus 
1 ,  ein Neulingswerk des neuen Propaganda­
ministers Pisa, der offensichtlich von seinem 
Verbleib in der Regierung genauso wenig wie 
Tonci6 überzeugt ist, denn beide, auch er, 
sitzen bereits auf gepackten Koffern, für alle 
Fälle, man weiß nie, wie lange die Anwesenheit 
in der Regierung da.uern wird. Sein Opus hat 
vorgestern der "Kanzler auf Abruf" hier ver­
lesen. 

Bevor ich aber in die Diskussion darüber 
eingehe, darf ich kurz jenes Zwischenspiel auf­
klären, das vorher zu einer - wie es schien � 
Rückziehung meiner Wortmeldung führte. 
Dahinter stehen taktische Probleme, die in dem 
Augenblick aufgetaucht sind, in dem die Regie­
rungsfraktion durch den Abgang ihres Sprechers 
Withalm, ihres Klubobmannes in die Regie­
rung und anderer Herren so geschwächt ist, 
daß sie es sich nicht mehr leisten kann, nach 
der alten Spielregel Regierung gegen Opposi­
tion -.veiterzugehen und sie einfach - diese 
Taktik steht Ihnen nach der Geschäftsordnung 
zu - die freiheitlichen Oppositionsredner vor­
lassen wollte in der Absicht, Ihr einziges Parade­
pferd zu schonen, das mittlerweile schon wieder 
den Vizekanzlerhut mit dem Klubobmannhut 
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vertauscht hat und hier sitzt, um eine Rede 
vorzubereiten. Withalm sollte nach den frei­
heitlichen Rednern drankommen. Dieses 
Spiel haben wir auch einmal ausgenützt -
nach der Geschäftsordnung -, aber da wollten 
wir nicht ganz mitgehen, weil wir nicht einsehen, 
daß sich sechs Abgeordnete dauernd von 
85 Abgeordneten überfahren lassen müssen. 
Ich habe daher meine Wortmeldung zurückge­
zogen. Es wurde mir mehrmals bestätigt, daß 
sie zurückgezogen worden ist. 

Interessant war, daß mir draußen in einem 
Gespräch versichert worden ist, die Debatte 
werde trotzdem nicht aus sein ; denn es war 
Vorsorge getroffen, daß auf jeden Fall, auch 
wenn niemand auf dem Zettel steht, irgend 
j emand aufgerufen werde. (Hört l Hört l-Rufe 
bei der SPÖ.) Nun sehen Sie, warum wir sagen : 
Hier in diesem Hause reißt eine Praxis ein, 
und das sind Spiele, die hinter den Kulissen 
gespielt werden (Abg. Ozet t e l : Der Herr Mayr 
war das !) und die mit Parlamentarismus nichts 
mehr zu tun haben. (Zwischenrufe.) Es sind 
Spiele Withalmscher Prägung. Dagegen pro­
testieren wir ! 

Hier ist bis zum heutigen Tage - ich gehöre 
dem Parlament 15 Jahre an - korrekt gearbei­
tet und derjenige aufgerufen worden, 
der eingetragen war. Aber daß den Oppositio­
nellen die Auskunft gegeben wird : Es ist nie­
mand mehr zum Wort gemeldet ! ,  aber gleich­
zeitig draußen gesagt wird : Keine Angst, meine 
Herren von der Regierung, die Debatte ist 
nicht aus, der Withalm bereitet sich ja auch 
noch vor ! ,  das geht nicht. 

Ich bin überzeugt, daß der gerade den Vor­
sitz führende Präsident von dem Spiel keine 
Ahnung gehabt hat. Es wurden ihm Meldungen 
zugespielt, die nicht erfolgt sind, meine Herren ! 
Das ist ein Spiel, das Sie spielen können, aber so 
wird das Ende des Parlamentarismus vorbe­
reitet. Herr Kollege Staudinger, Sie haben zu­
vor von der Abwertung des Parlaments ge­
sprochen. Damit werten Sie das Parlament ab : 
dann, wenn Sie die Geschäftsordnung, die 
Gesetze brechen, wenn Sie glauben, das Parla­
ment besteht nur mehr aus den ÖVP-Abge­
ordneten, und es muß das geschehen, was Wit­
halm anschafft. Das ist ein Irrtum ! Sie müssen 
machen, was er anschafft ! Wir Freiheitlichen 
können uns Gott sei Dank noch zum Wort 
melden oder die Wortmeldung zurückziehen, 
wann wir wollen. Dieses Mitspielen des Tisches 
da oben ist ein sehr gefährliches Spiel. Dagegen 
habe ich protestiert ! Das ist der Grund, 
warum ich gesagt habe : Ich gehe nicht ans 
Rednerpult, wann Herr Withalm will, sondern 
dann, wenn es die freiheitliche Fraktion ·will. 

Nehmen Sie zur Kenntnis : Wir wissen genau, 
daß Ihr Herr Vizekanzler der einzige Parade­
redner ist, den Sie noch haben, nachdem 

offenbar das zweifellos gute Bemühen des 
Herrn Altkanzlers, in die nicht vorhandene 
Regierungserklärung irgendwie Leben hinein­
zu bringen, durch die weiteren Ausführungen 
zunichte gemacht worden sind. Wie Sie sehen, 
schreibt jetzt der Vize kanzler - das ist 
auch wiederum ein Novum. Wir erleben lauter 
N eues ; Figaro hier, Figaro dort, Figaro in 
allen Gassen. Wir erleben es also neuerlich : 
er sitzt schon wieder hier. 

Es ist ja sehr schwierig : Der neue, teure 
Propagandaminister kann keine Rede mehr 
für den Kanzler machen, der an und für sich 
antworten müßte. Außerdem ist uns bisher 
noch nicht bekanntgegeben worden, ob nicht 
der derzeitige "Kanzler auf Abruf" von der 
Partei bereits entmündigt worden ist. (Heiter­
keit.) Es wurde mir zugetragen : Er darf 
heute nicht mehr antworten. Es heißt, es 
müsse Withalm antworten. Der Kanzler hat 
angeblich Redeverbot bekommen. (Neuer­
liche Heiterkeit.) Wir werden dann sehen, 
ob sich Withalm zu Wort meldet oder nicht. 
Das wird sich ja herausstellen, meine Herren, 
ob es noch der Tradition entspricht, daß der 
Minister (Zwischenruf des Abg. M a­
chunz e.) 

Herr Kollege Machunze ! Ich gehöre dem 
Parlament erst 15 Jahre an. Sie v ielleicht 
länger, das weiß ich nicht. (Abg. Machunze: 
19 Jahre I ) Gut, 1 9  Jahre ! Zeigen Sie mir 
einmal, daß ein Minister für einen anderen 
beziehungsweise daß der Vizekanzler bei einer 
Regierungserklärung geantwortet hat und 
nicht der Kanzler das Wort ergriffen hat. 
Das ist ein neuer Stil, das ist der neue Stil : 
Withalm stellt sich eben vor : das ist der 
Stil, den er spielt. 

Es wurde mir von Journalisten erzählt, 
Klaus darf nicht mehr reden, er ist bereits 
"entmündigt " .  Die Partei hat beschlossen, Wit­
halm müsse antworten. (Abg. Weikhart: 
Das ist vorzeitige Hofübergabe I) Wir werden 
heute nachmittag noch erleben, ob dieses 
in der J ournalistenloge kursierende Gerücht 
auf Wahrheit beruht oder nicht. (Abg. M a­
c h u n z e: Sie machen den Brüdern Grimm 
Konkurrenz I) 

Den Brüdern Grimm mache ich Konkur­
renz 1 Ich habe geglaubt, Sie meinen den 
Withalm. Aber so gut Märchen erzählen wie 
Pisa und Withalm, das werde ich nie lernen. 
Ich bemühe mich zweifellos auch, so gut als 
möglich hier zu dem Märchen, das augen­
blicklich zur Debatte steht, zur Regierungs­
erklärung eine Stellungnahme abzugeben. (Abg. 
Machu nze: Aber, Kollege Zeillinger I Als 
alter Parlamentarier sollten Sie einmal, die 
Protokolle nachschlagen I Die früheren Bundes­
kanzler haben die Debatte angehört und kein 
Schlußwort gehalten I) 
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Herr Kollege ! Die Möglichkeit, kein Schlu ß­
wort zu halten, ist durchaus gegeben. Es ist 
auch die Möglichkeit gegeben, daß der Kanzler 
das Schlußwort ergreift. Neu ist ja nur, daß 
der Kanzler die Erklärung abgibt und dann 
nichts mehr reden darf. Dann läßt man die 
Opposition vor und läßt man den Vizekanzler 
antworten, offenbar weil man den Kanzler 
nicht mehr für verläßlich genug hält. Ich 
kenne ja nicht die Gründe des Entmündigungs­
verfahrens. In jedem Entmündigungsbescheid 
steht eine Begründung drinnen. Herr Kollege 
Machunze, schütteln Sie nicht die Hände, 
einigen wir uns. Warten wir bis sechs Uhr 
abend, dann werden wir wissen, ob der Kanz­
ler oder der Vizekanzler reden darf; angeblich 
darf der Kanzler nicht reden. Mehr habe 
ich nicht behauptet . (Abg. Machunze  schickt 
sich an, den Sitzungssaal zu verlassen.) Sehr 
richtig, gehen Sie hinaus, trinken Sie einen 
Kaffee ! Sie werden dann, wenn Sie herein­
kommen, sehen, ob Klaus noch reden darf 
oder ob ' er dann überhaupt nicht mehr im 
Hause ist. (Zwischenruf bei der () V P.) 

Herr Kollege ! Ich bin nicht so unfein wie 
andere, die sagen : Er kann es nicht so gut. 
Ich bin nämlich davon überzeugt, daß es der 
Klaus wahrscheinlich mindestens so gut, wenn 
nicht besser als der Withalm könnte. Es 
dürfte eher die Version stimmen : Er darf 
nicht. (Zwischenrufe. - Präsident Wal lner  
gibt das Glockenzeichen.) 

Aber ich darf Ihnen versichern - und 
das wird vielleicht auch eine Beruhigung für 
den Kanzler sein -, daß die Debatte - wir 
wollten es nicht auf die Dauer in die Länge 
ziehen, es wird sich möglicherweise der Vize­
kanzler melden - nach der Meldung des 
Vizekanzlers weitergehen wird und genug 
Freiheitliche zu einer zweiten Wortmeldung 
zur Verfügung stehen werden. Es wird nicht 
so sein, daß in diesem Hause nur ein Mann . . .  
(Zwischenruf des Abg. Suppan.) Bitte, Herr 
Kollege, sagen Sie es lauter ! (Abg. Suppa n: 
Der Zwischenruf ist schon vorbei !) Ach so, 
es ist schon wieder alles vorbei.  (Abg. Gzett e l: 
Die haben alle Redeverbot I) Sind Sie auch 
schon kanzlerverdächtig und haben Sie auch 
schon Redeverbot 1 Sie dürfen noch reden 1 
Sie haben zwar nichts zu reden, aber Sie 
dürfen reden. (Heiterkeit. - Abg. Krott e n­
dorje r: Sie reden und sagen nichts I) 

Ich darf diesen Zwischenruf wiederholen. 
Es wurde von der Regierungsseite festgestellt, 
ich rede nichts und sage nichts. Wissen Sie, 
Herr Kollege, ich habe schon zu sehr vielen . . .  
(Abg. K rottendorfer: Umgekehrt ! Sie reden 
viel und sagen nichts !) Ich rede viel und sage 
nichts, bitte sehr. Na ja, viel - ich meine, 
wenn man auf die Uhr schaut, Herr Kollege, 

kommt etwas anderes heraus. Ich werde 
einmal auf die Uhr schauen bei euren Rednern, 
wie lange die reden. 

Aber ich darf Ihnen noch etwas ruhig sagen. 
Sie haben damit eigentlich schon die Hand 
auf die Wunde des heutigen Tages gelegt. 
Wir sollen nämlich zu etwas reden, was in­
haltslos ist. Ich kann Ihnen sagen, das ist das 
schwerste, was es gibt. Sie, Herr Kollege, 
der Sie mir jetzt Ratschläge geben, habe 
ich noch nie zu einer Regierungserklärung 
reden gehört ! Aber vielleicht haben Sie auch 
Redeverbot bei Regierungserklärungen. 

Ich habe schon öfters die Ehre gehabt, zu 
Regierungserklärungen Stellung zu nehmen. 
Ich darf Ihnen nach 1 5  Jahren Mitgliedschaft 
in diesem Hause sagen : Eine so inhaltsleere 
Regierungserklärung, in der nichts drinnen 
steht, überhaupt nichts drinnen steht, eine 
so inhaltslose Regierungserklärung ist mir in 
diesen abgelaufenen Jahren nicht unterge-­
kommen ! Die vorliegende Kanzlererklärung . . .  
(Bundeskanzler Dr. Klaus:  Es ist keine 
Regierungserklärung ! ) Ich darf das wieder­
holen. Ich möchte korrekt sagen, der Herr 
Kanzler macht keinen Zwischenruf, sondern 
er stellte fest, es sei keine Regierungserklärung. 
Eine Erklärung des Bundeskanzlers ist es aber. 
Darüber sind wir uns einig, Herr Kanzler : 
eine Erklärung des Kanzlers. Ich bin gerne 
bereit, zu korrigieren : keine Regierungserklä­
rung, sondern eine Erklärung des Kanzlers. 
Es ist durchaus möglich, daß sich die übrigen 
Regierungsmitglieder - ich werde im einzelnen 
darauf zu sprechen kommen - von einzelnen 
Stellen distanzieren. Das halte ich für mög­
lich. 

Aber weil Sie nun sagen, H�rr Kanzler, es 
sei nur eine Erklärung von Ihnen, wird sie 
nicht inhaltsreicher. ( Heiterkeit.) Die Inhalts­
losigkeit bleibt nach wie vor bestehen. Die 
vorliegende Kanzlererklärung unterscheidet 
sich von den bisherigen dadurch, daß endlich 
einmal der verantwortliche Redakteur in 
der Person des Informationsministers Pisa 
auf der Regierungsbank sitzt. Ob der neue 
Staatssekretär für Information eine aufrechte 
Sendestation oder den schiefen Turm von 
Pisa abgeben wird, werden die Perspektiven 
zeigen, die er in der Öffentlichkeit Von der 
Regierungsarbeit zeichnet. Auch hier ist 
aber eher eine schiefe Angelegenheit zu er­
warten. 

Die Erklärung, die heute zur Debatte steht, 
bringt uns eine Schilderung des Kriegs in 
Vietnam, sie schildert den Krieg im Nahen 
Osten, sie stellt die Abschwächung der Ex­
pansion in den USA fest, die Verlangsamung 
des Wachstumstempos in Westeuropa, die 
Stagnation in Großbritannien, den Nach­
fragerückgang in der Bundesrepublik Deutsch-
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land, die Konjunkturflaute in Westeuropa, 
die Konjunkturflaute in den USA, die Budget­
kürzungen in Deutschland, die Pfundabwer­
tung in England, drastische Sparmaßnahmen 
in England, Sparprogramm in USA und die 
Interdependenz der Völker - aber von 
Österreich lesen wir darin nur : "Es gilt das 
gleiche, was ich schon im Jahre 1966 gesagt 
habe." 

HeIr Kanzler ! Wir Freiheitlichen hätten 
erwartet, daß Sie in dieser Stunde - das ist 
heute schon gesagt worden - nicht nur einen 
Satz des Dankes an die Scheidenden ver­
lieren, sondern daß Sie auch dem Hohen Hause 
sagen, warum Minister ausgewechsett worden 
sind. Die Begründung, daß die bisherigen 
so gut waren, daß es nicht ein Zeichen von 
Schwäche ist, sondern ein Zeichen für die 
Güte, daß sie ausgewechselt wurden, ist keine 
Begründung. Es wäre notwendig gewesen, 
Herr Kanzler, mit einem Satz hier zu sagen, 
welches die Gründe waren, die Sie veranlaßt 
haben, die angeblich so guten und von Ihnen 
noch vorgestern so gelobten Minister auszu­
wechseln. Warum haben Sie gute Minister 
nach Hause geschickt und neue, von denen wir 
noch gar nicht wissen, ob sie gute werden, 
an deren Stelle gesetzt ? Ich glaube, daß das 
Parlament schon das Recht hätte, mit einigen 
wenigen Sätzen zu erfahren, welche Über­
legungen dafür maßgebend waren. 

Ich glaube auch, daß die Flucht in die 
neuen Ausdrücke - ich nehme an, das war 
gar nicht Ihr Werk, sondern das war ein Werk 
des neuen Propagandaministers, der vom 
"wirtschaftlichen Ungleichgewicht ", von der 
"Ursachenreihe" , vom "Ursachenkomplex" , 
vom "Faszinationszentrum für die junge Gene­
ration" und von der "Schallmauer zur echten 
Demokratie" gesprochen hat - nicht gut war. 
Ich habe durchaus Verständnis für diese 
moderne Ausdrucksweise, nur das Volk, Herr 
Kanzler, wird es nicht verstehen . Die Leute 
- ich weiß nicht, Sie waren vielleicht schon 
lange in keiner Versammlung mehr - fragen : 
Werden unter den. neuen Ministern . . .  (Zwi­
schenruf des Bundeskanzlers Dr. Klaus.) 
Wenn ich mich irre, warum beantworten Sie 
nicht die Frage 1 Ich kann mir nicht vor­
stellen, Herr Kanzler, daß Sie die Leute in 
den Versammlungen nicht fragen : Werden unter 
den neuen Ministern die Preise genauso stei­
gen, wie es die alte Regierung angekündigt 
hat ? Bleiben die Preiserhöhungen ? - Denn 
wenn das alles bleibt, dann sagt das Volk 
mit Recht : Wozu haben wir denn die "Krot" 
g'fressen 1 (Heiterkeit.) Dann könnten die 
alten auch bleiben. 

Das sind die Fragen, Herr Kanzler, nicht 
die Budgetkürzungen in Deutschland. In 

Österreich haben Sie nicht gekürzt. Sie reden 
von Budgetkürzungen in Deutschland in dem 
gleichen Atemzug, in dem Sie zugeben müssen, 
daß Sie in Österreich im nächsten Jahr um 
Tausende Millionen mehr ausgeben wollen, 
weil Sie jedes Prinzip der Sparsamkeit in 
Österreich ablehnen, weil Sie es sich sogar 
leisten können, Minister und Vizekanzler ins 
Amt zu rufen , die von vornherein erklären, 
daß sie nicht daran denken, Verantwortung 
und Arbeit zu übernehmen. Sie reden von 
einer Stagnation in Großbritannien und wissen, 
daß die Lebensmittel bei uns teurer werden. 
Sie reden von einer Abschwächung der Ex­
pansion in den USA und wissen, daß bei uns 
Tausende Arbeitsplätze frei werden und wir 
nicht wissen, wohin wir die Arbeitskräfte 
geben sollen. 

Herr Kanzler ! Das wären die Probleme 
gewesen, das wäre zu beantworten gewesen, 
darüber würden wir gerne diskutieren und 
nicht über eine Regierungserklärung, in der 
alles steht, nur nicht da,s, worauf das öster­
reichische Volk gewartet hat. 

Herr Kanzler ! Es ist kein Wunder, ich 
weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, es 
hat noch nie ein Kanzler von seiner eigenen 
Partei so wenig Applaus bekommen. Erst 
als wir in Zwischenrufen gefragt haben -
Sie verdanken ihn letzten Endes den Zwischen­
rufen -, was mit dem Applaus ist, ist es 
gegen Schluß der Rede Ihrer eigenen Frak­
tion eingefallen, daß man auch einen Applaus 
geben müsse. 

Weil ich gerade bei den Zwischenrufen bin, 
möchte ich auch hier feststellen - es ist 
heute schon mehrmals dazu Stellung ge­
nommen worden - :  Ich glaube, es ist das 
Recht eines Kanzlers, aufzustehen, sich zu 
einer Erklärung zum Wort zu melden und 
nichts zu sa.gen. Einverstanden - das ist 
das Recht. Es ist aber auch das Recht der 
Parteien und der Abgeordneten, dann fest­
zustellen, daß sie davon enttäuscht sind und 
daß Sie nichts gesagt haben. 

Es ist das Recht jedes Abgeordneten hier 
in diesem Hause - und mehr ist nicht ge­
schehen -, einen Zwischenruf zu machen. 
Sie zitieren so oft - komischerweise immer 
dann, wenn es Ihnen in den Kram paßt -
das Staatsoberhaupt, obwohl es keineswegs 
der Regierungspartei angehört hat. Das Staats­
oberhaupt ist viele Jahre hier in diesem 
Saal gesessen, wir haben ihn in dieser Zeit 
kennengelernt, und ich bin überz�ugt, er 
ist ein so guter Demokrat, daß er sich zum 
Unterschied von Ihnen über einen Zwischen­
ruf bestimmt nicht aufgeregt hat. Aber 
Sie glauben, daß es hier im Hause verboten 
ist, einen Zwischenruf gegen einen Kla.us 
oder einen Witha.lm zu machen. Am liebsten 
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möchten Sie sie unter einen Glassturz stellen. 
Kein Wort darf gegen sie gesagt werden. 

Ich bekenne mich dazu ; wenn Sie das 
Protokoll nachlesen, können Sie feststellen, 
daß ich beim Vorlesen der Regierungser­
klärung, die der Herr Kanzler mit der ihm 
nun einmal eigenen Leidenschaftslosigkeit vor­
gelesen hat, immer dann, wenn er eine größere 
Pause machte, die Frage gestellt habe : Wo 
bleibt die Erklärung ? Ich frage Sie heute 
noch. Sie haben sich zu einer Erklärung 
zum Wort gemeldet, Herr Bundeskanzler : 
Wo bleibt die Erklärung ? Ich kann nur an­
nehmen, daß der Herr Generalsekretär, da 
er hier bereits emsig schreibt und blättert, 
vielleicht heute die Erklärung abgeben wird, 
die wir vorgestern von Ihnen vergebens er­
wartet haben. Dann haben wir wahrschein­
lich sechs Stunden vergebens debattiert . Wir 
werden erst dann die Debatte über das ab­
führen müssen, was uns der wirkliche Chef, 
der Hausherr Ihrer Partei, als Erklärung der 
Regierung mitteilen wird. (Abg. M ondl :  
Der Hoferbe ! Der Jungbauer !) 

Wir haben im Zuge der Regierungsumbildung 
eine ganze Reihe von Pressemeldungen ge­
lesen. Wir haben gelesen, daß die Bundes­
länder enttäuscht sind und daß die Tiroler 
weitergekämpft haben ; es wurden aus sach­
lichen Gründen - wir hätten gerne darüber 
diskutiert, da Sie zuerst sagten, Sie waren 
dazu gezwungen - die Besten nach Hause 
geschickt. Sie haben gesagt, es waren die 
Guten, und Sie haben sogar einmal gesagt, 
das Gute sei des Besten Feind. Sie mußten 
also die Guten nach Hause schicken, und 
Sie haben sich ganz neue genommen. Es hat 
sich dann herausgestellt, daß plötzlich einige 
Bundesländer einen parteiinternen Aufstand 
gemacht haben, und dann haben Sie, der Sie 
zuerst angekündigt haben : Sparen, sparen 
will ich, die Regierung verkleinern ! ,  plötzlich 
neue Staatssekretäre ernannt . 

Das Abgeordnetenhaus würde interessieren, 
welche Gründe für Sie ausschlaggebend waren, 
daß Sie zuerst angekündigt haben : weniger 
Staatssekretäre, und daß Sie dann, nachdem 
sich einige Bundesländer zur Wehr gesetzt 
hatten, wieder neue Staatssekretäre in die Re­
gierung berufen haben. Das sind doch alles 
Gründe, die zumindest in diesem Hause dis­
kutiert werden müssen. Es ist doch nicht 
gleichgültig, wenn in einem Bundesstaat ein 
Bundesland - noch dazu die Regierungs­
partei - offen erklärt : Wir werden weiter­
kämpfen wie zu Napoleons Zeiten. Ich glaube, 
darüber kann man doch nicht einfach hin­
weggehen, wenn nicht nur die Opposition, 
sondern wenn bereits Teile der Regierungs­
partei in den 'Bundesländern erklären, daß 
weitergekämpft Wird. 

Herr Kanzler ! Wenn wir schon die Frage : 
Wozu Regierungsumbildung � anschneiden, 
möchte ich sagen : Es hat sicherlich Minister 
gegeben, bei denen man eine Umbildung er­
wartet hätte und wo sie ausgeblieben ist. 
Vielleicht können Sie dafür auch eine Be­
gründung geben. Denn darf ich daran er­
innern, daß die Ihnen gefälligen Zeitungen, 
die der ÖVP nahestehenden Zeitungen, seiner­
zeit, als hier im Haus gegen den Verteidigungs­
minister der Vorwurf erhoben wurde, er hätte 
Verbrechen begangen und diese Verbrechen 
müßten durch einen parlamentarischen Unter­
suchungsausschuß untersucht werden, uni­
sono schrieben : Das ist nic�t notwendig -
das war im Dezember 1966 -, es wird ohnehin 
im Jänner eine Regierungsumbildung durch­
geführt werden. Dann wird sich das ergeben. 

Das Haus hat damals geschwiegen, weil 
man es als selbstverständlich angenommen hat, 
daß entweder, Herr Kanzler . . . (Abg. Pete r :  
Er ist schon zurückgetreten ! - Heiterkeit .) 
Darf ich es vielleicht dem Chef hier weiter­
geben. (Abg. Dr. Withalm : Dem Klub­
obmann !) Dem Klubobmann möchte ich es 
nicht weitergeben, weil der Klubobmann für 
diese Frage eigentlich wieder nicht zuständig 
ist. Hier wäre der Regierungschef zuständig. 
Wenn Sie den Verteidigungsminister im Amte 
belassen, dann müssen Sie zustimmen, daß 
der Vorwurf, er hätte verbrecherische Hand­
lungen begangen, untersucht wird. Aber zu­
erst zu sagen, er wird ohnehin möglicherweise 
abgelöst, damit die Öffentlichkeit beruhigt 
wird, und jetzt die Umbildung zu machen 
und ihn wieder zu belassen, damit geben Sie 
sich als Parteigeneralsekretär offen zur 
Deckung von möglicherweise verbrecherischen 
Handlungen her. Denn der Vorwurf, der 
von hohen Offizieren erhoben worden ist, 
die sich bereit erklärt haben, als Zeugen vor 
diesem Parlament zu erscheinen, dieser V or­
wurf besteht weiterhin. Und die neue Re­
gierung ist damit belastet, daß die Partei 
einerseits die Untersuchung gegen Prader 
verhindert hat und andererseits den Mann ­
ich glaube, es gibt keinen anderen Staat 
der Welt, der so etwas macht -, gegen den 
Abgeordnete im Parlament und Generäle 
erklären : Wir behaupten, der Mann ist nach 
unserem Strafgesetzbuch ein Verbrecher, wir 
verlangen die Untersuchung, in der Re­
gierung beläßt. Die Partei sagt : Er ist immun, 
ihr könnt gar nichts machen, der Prader 
bleibt im Amt ! Das wäre es zumindest wert 
gewesen, daß der Kanzler oder irgendeiner 
der Herren darauf eine Antwort gegeben 
hätte. 

Meine Damen und Herren ! Weil ich ge­
rade bei den einzelnen Ressorts bin, möchte 
ich noch das eine oder andere kurz erwähnen. 
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Ich beginne der Höflichkeit halber, weil ge- der sich mit wenigen Worten damit be­
sagt worden ist, er wäre parteilos, mit dem schäftigt. Aber das Kernproblem,  erstens 
Herrn Außenminister, wobei ich gleich die die Enttäuschung, daß wir seit dem Jahre 
Frage hinsichtlich der Parteilosigkeit, die 1966 nicht nur nicht weitergekommen, son­
von meinen beiden Vorrednern aus der frei- dern sogar zurückgefallen sind, und zweitens 
heitlichen Fraktion gestellt worden ist, wieder- die Verankerung, wird mit keinem Wort er­
hole. Denn es war für uns übermschend, wähnt. Ja glauben Sie, daß man das in 
daß auf der einen Seite gesagt worden ist, Italien nicht liest 1 
er sei ein parteiloser Außenminister, und Ich frage den neuen Herrn Außenminister, 
auf der anderen Seite die erste Vorstellung den ich seinerzeit in der Südtirolkommission 
innerhalb des Parteirates der niederöster- schätzen gelernt habe, wo er als Berufs­
reichischen Volkspartei erfolgte. Ich glaube, diplomat ganz anders gekämpft hat, ob er 
man sollte mit offenen Karten spielen. Es mit dieser dürftigen Formulierung, die eine 
ist ja gar kein Fehler, wenn jemand Mitglied halbe Kapitulation gegenüber Italien be­
einer Partei ist, aber man soll ihn nicht deutet, einversta.nden ist. Das wollen wir 
offiziell als parteilos deklarieren, wenn er in wissen. Das hat ga.r nichts mit der Fra.ge 
Wirklichkeit Mitglied einer Partei ist. Das zu tun, ob er parteilos oder ob er ÖVP­
würde keineswegs, wenn er fachliche Quali- Mann ist. Nur das wollen wir wissen, und 
täten besitzt - ich möchte gleich sagen : dann werden wir ihm die entsprechende 
Wir zweifeln von vornherein nicht daran -, Antwort geben. Denn wenn er damit ein­
eine Schmälerung bedeuten. Nur sollte man verstanden ist, dann ist Südtirol verloren. 
mit offenen Karten spielen. Wir wollen es ganz offen aussprechen. Denn 

Sie wissen, daß es einer Tradition der frei- die Regierungserklärung ist ein den Ita­
heitlichen Fraktion entspricht, daß wir in lienern In-die-Hände-Spielen, ein Zurück­
der Politik völlig neuen Ministern und Mit- stecken, eine halbe Kapitulation. Das wird 
gliedern der Bundesregierung dort, wo es auch der Grund sein, weshalb die Tiroler, 
möglich ist, eine gewisse Schonzeit einräumen. die das mit Recht gesehen haben, entsprechend 
Es gibt aber doch zwei Fragen, die wir hier empört sind. 
aufwerfen müssen. Jetzt kommt noch eine zweite, eine for-

Die erste Frage - sie ist heute schon be- meIle Frage. Gestern war ein Vorfall, auf 
handelt worden - betrifft die Erklärung, dessen Hintergrund ich gar nicht mehr näher 
die der Herr Kanzler abgegeben hat. Ich eingehen möchte. Das war jene dringliche 
glaube,  Sie haben es alle verstanden. Viel- Anfrage von sozialistischer Seite, die dann 
leicht wird es dann der wirkliche Sprecher zu der ungewöhnlichen Tatsache führte, daß 
der Regierung korrigieren und sagen, daß ein vor Monaten eingeladener Minister, der 
es keine Erklärung der Regierung war, son- bereits in Wien eingetroffen war, ausgeladen 
dern nur eine persönliche Erklärung des wurde. 
Kanzlers. Wenn es aber eine Erklärung der 

Uns Freiheitliche hat dabei der neue diplo­Regierung war, dann ist jener Teil über die 
matische Stil überrascht. Wir fragen den Außenpolitik, der sich mit Südtirol beschäf-
Herrn Außenminister _ ich bitte, es ihm tigt, mehr als dürftig und ist ein Zurück-
d d '  .. ht . 

Ant ann zu sagen, enn WIr moc en eIne -stecken gegenüber dem Jahre 1966. 
wort _ ,  ob das der Stil der neuen Außen-

Der Kanzler hat immer wieder erklärt, politik in Österreich ist, ob das die neue 
daß das gilt, was er 1966 gesagt hat. Aber Diplomatie ist, die von ihm eingeleitet wurde. 
dort, wo er neue Formulierungen gebraucht Wir haben gestern mit verschiedenen Jour­
hat, kann das von 1966 nicht mehr gelten. nalisten, mit Vertretern der griechischen Bot­
Hinsichtlich Südtirols hat er eine neue For- schaft, Regierungsmitgliedern und mit vielen 
mulierung gebraucht, die ein weites Zurück- anderen gesprochen und haben festgestellt., 
stecken gegenüber dem Ja.hre 1966 bedeutet. daß man darüber konsterniert ist und daß 
Er hat hier erklärt, nachdem er schon die ma.n in der vielhundertjährigen Geschichte 
anderen als wichtiger vorgezogen hat : "Unter Österreichs kein vergleichbares Beispiel weiß. 
den offenen Problemen möchte ich nur noch Nachdem sich bisher schon fünf Ministerien 
das Problem Südtirol erwähnen, das eine mit der Außenpolitik befaßt haben, hat 
Herzensangelegenheit für alle Österreicher ist sich gestern als sechstes Ministerium noch 
und das leider noch immer in seiner Aus- das Sozialministerium hineingemischt, es hat 
wirkung unsere Beziehungen zu unserem Nach- aber nicht etwa im Umweg über das Außen­
barland Italien, mit dem uns so vieles ver- ministerium einem ungebetenen Gast nahe­
bindet, beeinträchtigt."  Aus. gelegt, eine Veranstaltung nicht zu besuchen, 

Und dann kommt noch ein kurzer Ab- sondern er ist hier im Hause offen "ausgeladen" 
satz - wenn Sie wollen, lese ich ihn vor -, worden. 
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Mit diesen diplomatischen Methoden wollen 
wir Freiheitlichen uns nicht identifizieren. 
Daher möchten wir vom neuen Außenminister 
gleich ganz klar wissen : Ist das der neue diplo­
matische Stil der Regierung Klaus IU, oder 
war das gestern eine Panne 1 Denn unwider­
sprochen blieb, daß sich der Außenminister, 
wie die heutigen Zeitungsberichte melden, 
nachträglich mit der "Ausladung" durch die 
Frau Sozialminister - das muß man einmal 
beobachten - voll und ganz einverstanden 
erklärt hat. Es geht nicht um das Inhaltliche ; 
über das Inhaltliche können wir debattieren. 
Sie wissen, daß wir Freiheitlichen auf dem 
Standpunkt stehen, man soll um die Freiheit 
überall kämpfen. Nur sind wir Freiheitlichen 
der Meinun�, man soll um die Freiheit im 
Westen genauso wie im Osten kämpfen. 
Es ist deswegen eine Diktatur, weil sie mit dem 
Westen befreundet ist, nicht schlechter als 
Diktaturen, die mit dem Osten befreundet 
sind. Und es sind Länder zu verurteilen, 
wo Menschen, die ihre Meinung äußern, ein­
gesperrt werden, aber es sind auch jene zu 
verurteilen, wo solche Menschen gleich in den 
Kerkern verschwinden und gar nicht mehr 
begnadigt werden können, weil sie umgebracht 
worden sind. Diese Nachbarschaft mit den 
anderen Diktaturen hat uns bisher nicht ge­
stört. Nun aber, weil auf einmal der Vertreter 
einer prowestlichen Diktatur kommt, entsteht 
hier nahezu ein Skandal. 

Im Parlament entsteht nun ein neuer diplo­
matischer Stil, mit dem wir Freiheitlichen 
uns üicht identifizieren wollen, wie ich vor 
aller Öffentlichkeit sagen möchte. Das sind 
Methoden die vielleicht auf Kuba oder in einem 
afrikaniscilen Staat möglich sind, nicht aber in 
Österreich. Nachdem es aber die erste Amts­
handlung des neuen Außenministers war, 
diese sehr ungewöhnliche "Ausladung" durch die 
Frau Sozialminister voll und ganz gutzuheißen, 
also diesen neuen Stil , wollen wir an ihn die 
Frage richten, ob er damit einverstanden ist. 

Nun dürfen wir hier auch noch an den neuen 
Informationsminister Pissa eine Frage richten. 
(Abg. Hart l :  Pisa ! Ein "s" l) Ein "s" � 
Pisa. So wie der schiefe Turm. (Abg. Hart l :  
Aber er ist mit Bart I) Aha, der eine ist schief, 
und er hat einen Bart. Daran unterscheidet 
man Sie, meinen Sie. Das, was keinen Bart 
hat, ist der Turm. Gut. - Nein, ich merke es 
mir anders : Der, der immer mit dem Koffer 
in der Hand geht, ist der Informationsminister. 
Vielleicht kann man es so besser unterscheiden. 

Wir haben also hier in der Erklärung des 
Herrn Kanzlers gehört, daß die Bundesregie­
rung nun entschlossen sei, künftighin der öster­
reichischen Bevölkerung im verstärkten Maße 
durch Information Rechenschaft zu geben. 

Diese Information kann aber nicht nur darin 
bestehen, daß um Millionenbeträge Postwurf­
sendungen gemacht werden. 

Ich möchte hier gleich ein Thema anschnei­
den, eine ganz kleine Anregung geben. Von 
jeder Broschüre, die ein Minister herausgibt 
- ganze Bücher werden gedruckt, weniger 
gelesen als gedruckt -, bekommt jeder 
Abgeordnete ein Exemplar. Solche �erg.e 
haben wir immer. Nur von den partelpoh­
tischen Propagandabroschüren, die der Staat, 
die das V olk für die V olkspartei bezahlt und 
die als Postwurfsendung hinausgehen, habe 
ich noch nie ein Exemplar bekommen und 
noch nie eines gesehen. Ich gebe es ehrlich zu, 
ich habe mir einmal eines von einem Kollegen 
ausgeliehen. Ich glaube, man könnte ruhig auch 
den Abgeordneten, wenn diese Broschüren 
schon mit Staatsmitteln hergestellt werden, 
ein Exemplar davon zur Verfügung stellen, 
damit man darüber diskutieren kann. ( Abg. 
Pet e r :  Ein Belegexemplar I) Ein Belegexem ­
plar. 

Die Information, Herr Informationsminister , 
kann aber nicht nur darin bestehen, daß Ihr 
Gehalt, das seinerzeit von der ÖVP bezahlt 
worden ist, nun vom Volk bezahlt werden 
muß, sondern diese Information muß darin 
bestehen, daß eine richtige und objektive 
Darstellung der V orgänge und auch der 
Vorgangsweise der Opposition gegeben wird. 
Denn in einer Demokratie - und zu dieser 
bekarulte sich ja die neue Regierung laut der 
Erklärung wiederholt - spielt die Opposition 
eine genauso wichtige Rolle wie die Regierung. 

Es besteht folgender Verdacht - wir haben 
nur den Verdacht, kein Mensch kennt ja noch 
Ihre Kompetenzen, es ist ja alles noch ein 
Geheimnis - :  Auf der einen Seite wird jede 
freie übertragung von Rundfunk und Fern­
sehen aus dem Parlament verhindert, auf der 
anderen Seite werden ungeheure Mittel über 
das Informationsministerium oder vom Staats­
sekretär dafür verwendet, um die Politik der 
ÖVP-Regierung dem Volk gegenüber bekannt 
zu machen. Das heißt, mehr Geld für die 
ÖVP-Propaganda auf Staatskosten, aber die 
Antwort der Opposition darf nicht mehr 
übertragen werden. 

Wir möchten gerne eine Aufklärung haben, 
wie Sie die Entschlossenheit der Regierung 
- wie es hier heißt -, der Bevölkerung durch 
Information Rechenschaft zu geben und sie 
im verstärkten Maße zu informieren, verstehen. 
Soll das Volk nur zahlen, damit es nun die 
ÖVP-Propaganda auf Staatskosten serviert 
bekommt, oder glauben Sie, daß es zum Wesen 
der Demokratie gehört, die Meinung anderer 
Parteien nicht nur mitzuveröffentlichen, son­
dern es auch zu ermöglichen, daß sie mitver-
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öffentlicht wird ? Denn in diesem Fall möchte 
ich an Sie gleich den Appell richten, sich einmal 
in Ihrer Partei - ich weiß nicht, wieweit 
Sie sich gegen Vormund Withalm durchsetzen 
können - dafür einzusetzen , daß die freie 
übertragung, und zwar nicht die Proporz über­
tragung, wo also immer dann, wenn es irgend­
wie einmal der Regierung unangenehm wird , 
wieder der berühmte Schnitt kommt, sondern 
die freie Übertragung aus dem Parlament 
ermöglicht wird. 

In der Regierungserklärung ist noch etwas 
auffallend gewesen, was ich hier erwähnen 
möchte. Der Herr Ka.nzler hat zum Schluß 
plötzlich immer in der "Wir"-Form gesprochen. 
Vielleicht kann uns dann der Klubobmann, 
der sicherlich auch ein Interesse daran hat, daß 
das geklärt wird, aufklären. Ist das der Plural 
majestatis 1 ( Abg. Dr. K ranzlmay r :  M ajesta­
ticus !) Es wäre ohne weiteres möglich, daß 
er sich schon mit einem regierenden Monarchen 
verwechselt. Oder ist das "Wir" die Regierung 1 
Dann I'Itimmt nicht , was nachher steht. Wenn 
es aber heißt : Wir, die Volkspartei ! ,  dann hat 
das nichts in einer Erklärung zu suchen, die 
der Kanzler von der Regierungsbank abgibt. 
Wenn er in der "Wir"-Form namens der Volks­
partei redet, muß er herunterkommen und 
hier die Erklärung abgeben. Wenn er in der 
"Wir"-Form namens der Regierung spricht, 
kann er wieder nicht alles sagen, was sich nur 
auf die Volkspartei und nicht auf die Regierung 
bezieht. Bleibt also nur die Erklärung übrig, 
daß er von sich aus im Plural majestatis 
(Abg. Dr. Kran z l m a y r :  Majestaticus !) , 
"majestaticus", gesprochen hat : Wir Klaus, 
Kanzler von Gottes Gnaden. 

Es wäre also interessant, zu erfahren, wer 
mit diesem "Wir" gemeint ist. Wer sind die 
"Wir" ,  die im Besitz der Mehrheit Demokraten 
geblieben sind, wie es in der Erklärung heißt ? 

Meine Damen und Herren ! Wir haben jetzt 
also eine neue Regierung oben sitzen, und wir 
haben uns nun damit zu beschäftigen, was uns 
diese neue Regierung bieten wird. So ist 
Withalm der Strohhalm geworden, an den sich 
die abgewirtschaftete Regierung Klaus hängt 
und von dem sie hofft, daß er sie wieder aus 
diesem Schlamassel herausziehen wird. Aber 
alles, was wir bisher gesehen und gehört 
haben , sind einige neue Gesichter, und die 
Versicherung, es wird alles beim alten bleiben, 
es wird sich nichts ändern, es wird künftig 
genauso gemacht werden wie bisher. Das ist 
aber die entscheidende Frage. Das heißt, 
es bleiben auch mit den neuen Ministern und 
unter Withalm die Steuererhöhungen, es blei­
ben die angekündigten Preiserhöhungen, sodaß 
wir, wie ich schon gesagt habe, die Frage er-

heben : Wozu das Ganze 1 Wozu die neuen 
Gesichter 1 Nur damit wir einen Vizekanzler 
ohne Portefeuille haben ? Damit kein Miß­
verständnis entsteht : nicht ohne Portemonnaie 
- ohne Portefeuille ! Das heißt : Geld ja, Arbeit 
nein. Das ist auch ein Novum, daß jemand 
von vornherein sagt : Ich übernehme keine 
Arbeit, ich lasse mich nur bezahlen. Auch 
Verantwortung übernehme ich keine, sonst 
würde ich vielleicht eines Tages nicht mehr als 
der Hofübernehmer, als der Nachfolger in 
Betracht kommen. Die Hofübergabe, also 
seinen Rücktritt, hat der Herr Kanzler ja  
schon angekündigt. (Abg. Sekan ina, auf 
die Regierungsbank weisend : Der Sessel ist 
schon frei !) Er hat bereits angekündigt, daß 
er sich freiwillig zurückziehen wird, so wie unS 
dargelegt worden ist, daß sich alle Minister 
freiwillig zurückgezogen haben. Ich muß 
Ihnen offen sagen : An diese " Freiwilligkeit" 
glaubt außer der Volkspartei niemand. Es 
glaubt niemand daran, daß sich alle Minister 
freiwillig zurückgezogen, daß sie freiwillig 
auf ihre Ministerschaft verzichtet haben. 
Warum kämpften dann die Bundesländer 
weiter um die Vertretung in der Regierung 1 

Es war ein weiterer Reformversuch des 
Generalsekretärs, der alle jene Leute, die ihm 
auf dem Weg zur Kanzlerschaft unangenehm 
sind, über die Klinge hat springen lassen 
(Heiterkeit bei der (J V P) , der seine Leute 
hineingesetzt hat. - Lachen Sie nicht, 
meine Herren VOll der Volkspartei, warten wir 
ab, ob Josef Klaus das Jahr 1970 erleben wird ! 
"Varten wir, ob der Generalsekretär nicht auch 
noch Klaus über die Klinge springen lassen 
wird. Warum geben Sie darauf keine Ant­
wort ? (Zwischenrufe bei der Ö V P.) Hier wird 
schon lange nicht mehr die Politik Österreichs 
und auch nur in beschränktem Maße die 
Politik der Volkspartei gemacht. Hier sitzt 
ein Mann, der eiskalt seinen Weg geht und der 
sagt : Jetzt gehe ich in die Regierung ! Mit 
dem Dolch stehe ich hinter ihm. Verant­
wortung ? Keine ! Arbeit ? Keine ! Geld ? 0 ja ! 
Auch darüber wollen wir reden. In einer Zeit, 
in der vom Volk Sparsamkeit verlangt wird, 
wollen wir das Volk aufklären, daß in der 
Regierung alles beim alten bleibt, daß die 
Preiserhöhungen notwendig geworden sind, 
weil es die Volkspartei für notwendig befunden 
hat, neue Minister in die Regierung zu schicken, 
Minister, die nichts arbeiten, die aber sehr 
wohl hohe Gehälter beziehen. 

Meine Damen und Herren ! Das ist die Ein­
stellung der Freiheitlichen zu dieser Regierungs­
erklärung, die im übrigen nichts Neues bildet. 
Und wenn, was wir hoffen, der Mann, der keine 
Verantwortung und keine Arbeit hat, hier 
erklärt, was die Regierung wirklich beabsichtigt 
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und was sie tut, werden wir Freiheitlichen abgaben geändert wird (731 der Beilagen) (neu­
selbstverständlich auch darauf eine Antwort erliche Unruhe - Präsident Wallner gibt 
geben ! (Beifall bei der FPÖ.) neuerlich das Glockenzeichen) ; ich bitte um 

Präsident Wallner : Auf meiner Vormerkliste 
habe ich keinen Redner mehr vorgemerkt. 
Ich frage : Wünscht sonst jemand das Wort ? -
Es ist das nicht der Fall. (Abg. Weikhart :  
Das haben Sie nicht zu fragen, Herr Vorsitzender !) 

Die Debatte ist g e schlossen. 

Die Tagesordnung ist e r s chö pft. 
Die nächste Sitzung berufe ich für 

morgen, Freitag, den 26. Jänner, um 9 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein : 

1 .  Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Einspruch des Bundesrates (721 der 
Beilagen) gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Jänner 1968, betreffend 
Abgabenänderungsgesetz 1968 (732 der Bei­
lagen) (Unruhe - Präsident Wallner gibt 
das Glockenzeichen) ; ich bitte um Ruhe ! 

2. Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Einspruch des Bundesrates (723 der Bei­
lagen) gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 .  Jänner 1968, betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungs­
verfahrensgesetz hinsichtlich der Verwaltungs-

Ruhe ! 
3. Bericht des Justizausschusses über den 

Einspruch des Bundesrates (724 der Beilagen) 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 1 1 .  Jänner 1968, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gerichtliche Einbringungs­
gesetz 1962 neuerlich geändert wird (734 der 
Beilagen) ; 

4. Bericht des Justizausschusses über den 
Einspruch des Bundesrates (725 der Beilagen) 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 1 1 .  Jänner 1968, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gerichts- und Justiz­
verwaltungsgebührengesetz 1962 neuerlich ge­
ändert wird (735 der Beilagen) ; 

5. Bericht des Finanz-und Budgetausschusses 
über den Einspruch des Bundesrates (722 der 
Beilagen) gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Jänner 1968 über ein 
Bundesgesetz, betreffend die Bedeckung des 
Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge- · 
schäftsjahr 1968 (733 der Beilagen).  

Diese Sitzung beginnt mit einer Fragestunde. 
Die Sitzung ist ges chloss en. 

Schluli der Sitzung: 14 Uhr 10 Minuten 

österreiehische St&atsdruckerei L0007908 
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